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Es kracht im Gebälk der EU

Zw ischen Mai 1974 und August 1979 
war ich ND-Korrespondent in Lissabon, 

also Chronist und Weggefährte des bis-
her weitreichendsten antikapitalistischen 
Befreiungsversuchs im Westen Europas: 
der portugiesischen Aprilrevolution. Wäh-
rend ihrer Vormarschetappe gab es durch-
aus Zeiten, in denen wir einen Sieg der sie 
tragenden Kräfte für möglich hielten. Doch 
die besonders aus der BRD und den USA 
finanzierte und gesteuerte Gegenrevolu-
tion schob dieser Entwicklung bald einen 
Riegel vor. Als sich herausstellte, daß das 
innere wie das internationale Kräfteverhält-
nis einen landesweiten Erfolg der bereits in 
ihre sozialistische Etappe hinüberwachsen-
den bürgerlich-demokratischen Revolution 
nicht begünstigte, beherrschte der damals 
Portugals kommunistische Massenpartei 
führende Stratege und Taktiker Álvaro Cun-
hal die Kunst des geordneten und die eige-
nen Kader schützenden Rückzugs.
Auf der anderen Seite der Barrikade stand 
damals Frank Carlucci. Er avancierte direk-
ten Weges vom US-Botschafter im NATO-
Mitbegründerstaat Portugal zur Nr. 2 der 
CIA-Geheimdienstzentrale in Langley. 
Die erst nach Jahren erbitterten Ringens 
erreichte weitgehende Wiederherstellung 
der alten Macht- und Eigentumsverhältnisse 
in dem iberischen Staat war – neben der Nie-
derwerfung der demokratischen Kräfte Grie-
chenlands im Volksbefreiungskrieg gegen das 
Athener monarcho-faschistische Regime – 
einer der frühen Siege des Imperialismus 
nach dem 2. Weltkrieg. Da das Pilotprojekt 
einer Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft (EVG) gescheitert war und die Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) noch 
nicht hinreichend gegriffen hatte, zogen die 
beteiligten westeuropäischen Mächte nach 
Jahren des Ausprobierens aus ihrer Sicht 
entscheidende Lehren, um einer möglichen 
Wiederholung fundamentaler Umwälzungs-
versuche einen Riegel vorzuschieben. Die 
Konsequenz ihrer Überlegungen bestand 
in der später erfolgten Formierung der EU 
und der Aufstellung einer Schnellen Eingreif-
truppe zur Bewältigung von „Krisensituatio-
nen“ auf dem Kontinent. 
Nach dem Untergang der UdSSR und der übri-
gen sozialistischen Staaten Europas – nicht 
zuletzt der DDR, was die territorial um ein 
Drittel erweiterte BRD zu einer europä-
ischen Großmacht mit imperialen Ansprü-
chen werden ließ – kam es zu fundamentalen 

Verschiebungen des Kräfteverhältnisses in 
der Welt.
Zum neuen kontinentalen Machtzentrum 
Europas wurde die zwar in Brüssel angesie-
delte, doch allein schon durch ihren weithin 
deutschsprachigen Mitarbeiterstab immer 
mehr von Berlin aus gesteuerte EU. In sie 
bezog man die vom Kapital zurückerober-
ten ost- und südosteuropäischen Staaten ein. 
Im Ergebnis dieser Entwicklungen war der 
deutsche Imperialismus dazu in der Lage, 
einen Teil der von ihm unter Hitler erfolg-
los angestrebten Kriegsziele mit nichtmili-
tärischen Mitteln doch noch zu erreichen. In 
Ungarn, Litauen, Lettland und Estland sowie 
2015 auch in Polen gelangten faschistoide 
Kräfte ans Ruder. In Frankreich – der zwei-
ten Schlüsselmacht des EU-Systems – vermag 
die vom Vater auf die Tochter übergegangene 
Faschistenpartei der Le Pens inzwischen 
sogar den Elysee-Palast anzuvisieren. 
Doch das noch bis vor kurzem äußerlich so 
kraftstrotzende EU-Europa, das mit dem 
Ans-Kreuz-Schlagen der Griechen einmal 
mehr seine Muskeln spielen ließ, steht jetzt 
vor einem Fiasko besonderer Art. Dieses 
hat zum erneuten Aufbrechen nur schein-
bar taktisch gedeckelter Konflikte geführt: 
Die als „Flüchtlingskrise“ ausgegebene fak-
tische Völkerwanderung machte kaum über-
brückbare Interessengegensätze deutlich, 
wobei auch immer neue Krisengipfel und zur 
Schau gestellte Scheinlösungen keine Abhilfe 
geschaffen haben. Während in der BRD die 
heftige innenpolitische Fehde zwischen ver-
schiedenen Flügeln der Regierungskoali-
tion Angela Merkels weiterglimmt, bei der 
das Spitzenpersonal der rechtskonservati-
ven CSU und der zu ihr tendierende Flügel 
der CDU die Bundeskanzlerin gerne loswer-
den würden, rieb man sich anderswo genüß-
lich die Hände. Vor allem in den USA, deren 
vermeintliche Eliten mit dem erpresseri-
schen Freihandelsabkommen TTIP verlore-
nes Terrain zurückerobern wollen, nutzt man 
die derzeitige Bedrängnis der BRD-Konkur-
renz nach Kräften aus. 
Aus marxistischer Sicht ist die Flüchtlings-
krise sowohl unter humanitären Aspekten als 
auch unter Gesichtspunkten ihrer Klassenna-
tur zu analysieren. Nehmen wir Syrien, von 
wo das Gros der nach Europa Aufgebroche-
nen kommt, als Beispiel: Während der ärmere 
Teil der Kriegsflüchtlinge in Elendslagern auf 

Fortsetzung auf Seite 2
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jordanischem, libanesischem und türkischem 
Territorium zusammengepfercht vegetie-
ren muß, gelingt vor allem Besserbetuch-
ten aus der Bourgeoisie, den Mittelschichten 
und der Intelligenz der Exodus nach Europa. 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß der potenzierte Abzug hochqualifizier-
ter Kader, aber auch sich dem Militärdienst 
in der syrischen Armee entziehender junger 
Männer nicht ohne Regisseure im Hinter-
grund erfolgt. Ohne Zweifel zielen die USA 
und mit ihnen verbündete Mächte in erster 
Linie auf eine maximale Schwächung und den 
Sturz des ihnen verhaßten, zumal auch noch 
pro-russischen „Assad-Regimes“. Die offen-
sichtlich gut organisierte, schlagartig einset-
zende und weiter anhaltende Massenflucht 

jüngerer Menschen mit hoher Bildung und 
möglichst prowestlicher Einstellung dürfte 
nicht vom Himmel gefallen sein. Die ihr Land 
Verlassenden strömen vor allem in die BRD, 
wo inzwischen Hunderttausende einheimi-
sche Fachkräfte fehlen. Ist es abwegig, sich an 
parallele Vorgänge ohne Kriegshintergrund 
zu erinnern? Ehemalige DDR-Bürger haben 
noch nicht vergessen, wie sich seinerzeit die 
systematische Abwerbung entsprechender 
Berufsgruppen aus volkseigenen Schlüssel-
bereichen ihres Landes vollzogen hat.
Doch die hier genannten Hintergründe der 
vermutlich gesteuerten Massenflucht bringen 
uns keinen Deut von einer internationalisti-
schen und solidarischen Haltung gegenüber 
den Millionen Opfern der systematischen 

Zerstörung Libyens, Syriens, Iraks, Afgha-
nistans und anderer zu Kriegsschauplätzen 
gewordener Länder sowie den Armutsflücht-
lingen aus Afrika, Asien und Teilen Europas 
ab. 
Als sich Lenin vor etwa 100 Jahren mit der 
schon damals aufgekommenen Idee „Verei-
nigter Staaten von Europa“ konfrontiert sah, 
vertrat er den Standpunkt, daß dieses Kon-
strukt entweder nicht zustande käme oder 
reaktionär sein würde. Der zweite Aspekt 
dieser Prognose hat sich inzwischen bewahr-
heitet. Wann und in welcher Weise die EU als 
derzeit gerade noch haltende Klammer für 
das Europa der Monopole auseinanderbre-
chen wird, bleibt abzuwarten.

Klaus Steiniger

Respekt vor 145 
Bundestagsabgeordneten

Nur der Abgeordnete Karl Liebknecht 
aus der Reichtagsfraktion der SPD 

stimmte 1914 gegen die vom Kaiser gefor-
derten Kriegskredite. Im Dezember 2015 
besaßen 145 Bundestagsabgeordnete die 
Courage, sich dem völkerrechtswidrigen 
Anschlag der BRD-Regierung auf die syri-
sche Souveränität zu widersetzen. Gegen 
die Entsendung regulärer Bundeswehr-
truppen votierte die gesamte Fraktion 
der Partei Die Linke, die überwiegende 
Mehrheit der Grünen-Fraktion, 28 Abge-
ordnete der SPD und 2 Mandatsträger der 
CDU/CSU.
Wir bekunden allen, die den Mut besaßen, 
sich dem offiziellen Kriegskurs der Mer-
kel-Regierung entgegenzustellen, unse-
ren Respekt.

Triumphator-Mienen nach der Exekution der griechischen Souveränität: Euro-Gruppenchef Dijsselbloem und sein Kumpan sind ebenso 
zufrieden wie Europaparlamentspräsident Schulz (SPD) und Luxemburgs Großbanker Junckers als Vorsitzender der EU-Kommission

Zeichnung: Gertrud Zucker
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Tränen für Paris

Sender Gleiwitz, Oktoberfest in München, 
Disko La Belle in Westberlin, U-Bahn von 

Tokio, ein Vorstadtzug Madrids, Stadtzentren 
von Belfast, Beirut, Kapstadt, Grosny, Tel Aviv 
und Jerusalem ...
Marktplatz von Srebrenica, Schule von Beslan, 
auf der Ferieninsel Utøya nahe Oslos …
Flugzeugabstürze auf Kamtschatka, bei Lok-
kerbie, vor Libanon und in der Ostukraine ... 
Fast wöchentliche, manchmal täg-
liche Meldungen von Sprengstoffat-
tentaten in Irak, Syrien, Afghanistan, 
Pakistan ... Menschen, Tote, Zahlen, 
Statistik.
Tagtägliche Meldungen über Ter-
ror von Menschen – gegen Men-
schen. Oradour, Son My, Babi Jar, 
Auschwitz!
Welche andere Spezies auf diesem 
Erdball schlachtet sich dermaßen 
radikal ab – wie die Menschheit?
Mal schwarze Witwen, mal spreng-
stoffbeladene Selbstmordattentäter, 
mal Autobomben und mal soge-
nannte Sondereinheiten, mal reli-
giöse Fanatiker und mal Geheimdienstagenten, 
mal Drohnen (als seien hier unausweichliche 
Insektenattacken gemeint …) und mal Kom-
mandounternehmen, mal Terrorzellen und 
mal rechtsradikale Mörderbanden – biswei-
len sogar im Sold des Verfassungs„schutzes“…
Teil eines heißen Krieges – inmitten des fort-
während Kalten?
Überraschende Attentate – putschendes Mili-
tär … und unheimliche Mörderbanden …
Warum sind es eigentlich immer die Lieb-
knechts, die Olof Palmes und Kennedys, die 
Lumumbas und Allendes, die solchen zum 
Opfer fallen? Warum sind es eigentlich nie die 
Noskes, Stoltenbergs, Reagans, Globkes und 
Pinochets? Warum immer Krause, warum nie 
Krupp?
40 Jahre lang hat eine Mauer mich von sol-
chen Ereignissen physisch getrennt – wie 
unmenschlich! Mein Leben war durch sol-
che Zeitungsmeldungen nicht bedroht. Es 
gab garantierte Staatssicherheit. Nun end-
lich, mit der Demokratie und der freiheitli-
chen Ordnung, rückt der Wahnsinn mir auf 
die „Pelle“, der Überraschungstod lauert über-
all ganz konkret. „Wir sind potentielles Ziel“, 
sagen mir deutsche „Dienste“ – Dienst kommt 
von „dienen“ – wem dienen die eigentlich? Der 
Anlässe, Motive und Variationen gibt es viele – 
arrangiert? Synchronisiert? Inszeniert? Kulti-
viert? Observiert? – Ungeniert! … und immer 
wird „zurückgeschossen …“
Über allem thront für mich mein weiser alter 
Professor. Ich höre ihn: „Wie immer und regel-
mäßig: 10 bis 15 Jahre nachdem sie die USA 
erreicht hat, kommt die Welle in Europa an.“
Nun also ein zweites Mal nach „Charlie hebdo“ 
im Sündenpfuhl des Eiffelturms und der Wiege 
aller bürgerlichen Werte … Die Welt bäumt 
sich auf ... So zeigt sie mir die Television. Wo 
war diese Betroffenheitswelt, als die Hutus die 
Tutsis abschlachteten – ein ganzes Volk! Oder 
war es etwa andersherum?
Wo waren die Tränen der Betroffenheit, als 
afghanische Mütter ihre kleinen Benzindiebe 

beweinten, die Oberst Klein, bevor er zum 
General Klein wurde, in den Tod bomben ließ?
Wer beleuchtete das Brandenburger Tor in 
den Farben Libyens, als französische Bom-
ber, jenseits vom Völkerrecht, die Töchter der 
Wüste und deren Kinder töteten?
Wo ist die „Stockstarre der westlichen Welt“ – 
wenn in Syrien Muslime andere Muslime mit 
deutschen Waffen töten?

Wo lagen die Kondolenzbücher für doppelt so 
viele tote russische Urlauber auf dem Sinai 
wie tote Pariser?
Welche Sonderkorrespondenten zeigten uns 
die Bombenschäden deutscher Piloten in Bel-
grad, und welches Interview wurde mit dem 
KSK-Kommandeur geführt, der in Afghani-
stan bereits töten ließ, als Deutschland sich 
angeblich noch gar nicht am Krieg beteiligte? 
Wofür bekamen sie amerikanische Orden?
Attentäter, Terroristen – Enttäuschte, Ent-
rechtete, Betrogene, Gedemütigte, Verzwei-
felte, Hoffnungslose und Fanatiker … Sind sie 
alle „nützliche Idioten“ für Vorwände jedwe-
der Art?
Wer Wind sät, so heißt es, wird Sturm ernten. 
Wer glaubt, in der islamischen Welt ohne Legi-
timation töten zu dürfen, mit Drohnen und 
Bomben und deutschen „Milan“ – muß sich 
nicht wundern, wenn man auch ihm mit Waf-
fengewalt wahllos antwortet.
Wie viele „Euronen“ hat uns deutsche Steu-
erzahler jedes getötete afghanische Kind vor 

den Füßen von Herrn Klein gekostet? Man 
spricht von 5000 Dollar. 
Ach bitte, saudische Majestäten, verrechnet 
doch auch Ihr Eure Baukosten für neue deut-
sche Moscheen mit den Toten von Paris, dies 
scheint legitim, ganz rechtstaatlich, orienta-
lisch, basargemäß ...
Jetzt endlich hat Europa „seinen“ 11. Septem-
ber … Es wird nicht der Letzte sein!

Und niemand wird mehr wagen 
zu fragen, wo all die Polizei plötz-
lich herkommt, die sonst im All-
tag fehlte … wen sie mit ihren 
Waffen schocken wollen. Militari-
sierte Polizei und Polizeiaufgaben 
fürs Militär. „Äußerer“ und „inne-
rer Feind“ – beliebig. Ausnahmezu-
stand ohne Richtervorbehalt! 
Und keine Opposition wird mehr 
infrage stellen, daß Daten gren-
zenlos kontrolliert werden.
Big Brother ist nicht mehr „wa-
tching you“, er geht dazu über, die 
Unterschriften der Lämmer ein-
zusammeln – für das Erfordernis 

ihrer eigenen Schlachtung, für die Notwen-
digkeit von „Wolfsrudeln“ und Heerscharen 
von „Hütehunden“.
Und „phoenix“ bläst uns seit Jahren den 
Marsch dazu … Und stimmt uns ein, mit Bil-
dern vom Führer und seinen Getreuen, seinen 
Hunden, seinen Mädels, seiner Jugend, seinen 
Köchen, seinen Ärzten, seinen Sorgen und sei-
nen Guido Knopps ...
Die Betroffenheit, so scheint es, bekommt 
Schlagseite … für eine vom besoffenen Lieb-
haber im Autotunnel ums Leben gebrachte 
britische Prinzessin werden mehr Tränen 
vergossen als im nachhinein für die Aber-
tausenden toten englischen Kinder, die in den 
Fabriken und Kohleschächten des 19. Jahr-
hunderts den Reichtum der Eigner zusam-
menkratzten. Wie schnell verschwinden 
die tausend totgeprügelten Kinder – hierzu-
lande und anderswo – hinter dem Bild vom 
einen ertrunkenen kleinen Flüchtling. Heute 
sind es als also unsere Tränen für Paris …  
Und morgen? Alex Volkmann, Güstrow

Karikatur: Klaus Stuttmann
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Zensur in der Alt-BRD 

Die Stunde Null – 1945. Das 3. Reich hatte 
auf seiner Höllenfahrt Gestapo, Wehr-

macht, Wirtschaft und Kultur mitgerissen 
und mich, in Abwesenheit, noch rasch zum 
Tode verurteilt. 
Mit der Niederlage der Nazis, meinte ich, 
würde alles anders werden. Das Volk wird 
sein Schicksal selber bestimmen. Wir 
werden hungern müssen, für Wiedergut-
machung schuften, aber frei unsere Mei-
nung äußern, in echter Demokratie des 
Volkes, ohne Kapitalisten. Selbst unter 
fremder Besatzung bekam ich die Lizenz 
für einen Verlag. Aber der Publications 
Officer meinte schon bald, in der litera-
rischen Revue seien zu viel Russen und 
Kommunisten vertreten.
Es kam in der Tat anders. Langsam rück-
ten alle wieder in ihre alten Positionen: 
die Juristen, die Unternehmer und die 
Polizisten ... Die Währungsreform machte 
mit vielen Illusionen radikal Schluß, weit-
gehend auch schon mit der deutschen Ein-
heit. Eine verlogene Moral überdeckte die 
Wiederherstellung der alten wirtschaftli-
chen Mächte.
Ost-West-Konf likt – aber „ohne mich“, 
meinte ich. Es ging mir um die Gemein-
samkeit unserer Kultur. Deshalb wurde 
ich einer der Mitbegründer des Deut-
schen Kulturbundes. Unsere Auffassung 
war, daß die in Ostdeutschland nicht allein 
den Krieg verloren hätten. Damit geriet 
man aber sofort in Gegensatz zu den Leu-
ten um Adenauer. So hatte ich bald Gele-
genheit, Männern vor der Haustür Kaffee 
und Zigaretten zu reichen, die mich dort 
im Auftrag von Geheimdiensten observier-
ten. Das Telefon wurde überwacht, und schon 
bekam ich auch keinen Interzonenpaß mehr. 
Das Wort „Frieden“ war Synonym für Kommu-
nisten geworden, und wer nicht „SBZ“ sagte, 
war ein Aufrührer.
Endgültig als „Kommunist“, „Fellowtraveller“ 
und „Agent“ aber hatte ich mich entlarvt, als 
ich 1950 Schriftsteller aus Ost und West zu 
einem Gespräch nach Starnberg einlud. Über 
300 waren erschienen. Die Presse war nicht 
zugelassen, weil viele sich sonst gefürchtet 
hätten, frei zu reden. Das Aufsehen war um 
so größer. „Schriftsteller in den Katakomben“ 
war eine bezeichnende Überschrift, und die 
Zeitung der Amerikaner nannte mich einen 
bezahlten Sowjet-Agenten. Der Beschluß, 
gemeinsam das Buch „Wir heißen euch hof-
fen“ herauszugeben, ging vollends zu weit. Die 

Schriftsteller wurden in ihre Schranken ver-
wiesen: sie hätten mit Politik nichts zu tun. 
Die Autoren wurden unter Druck gesetzt, 
keine Beiträge für das Buch zu geben. Als es 
dennoch erschien, hielt der Terror an. 
Mir schien, gerade die Schriftsteller seien auf-
gerufen, für das Volk zu sprechen und ganz 

besonders in dieser Situation. Das 3. Reich 
hatte das Volk Schweigen und Gehorsam 
gelehrt. Das neue Regime, das soeben die all-
gemeine Wehrpflicht wieder einführte, hätte 
es wohl gerne dabei belassen. So wurde das 
nächste Buch: „Worte wider Waffen“ zu einem 
besonderen Ärgernis.
Als ich einen Reisepaß beantragte, wurde mir 
dieser versagt, weil ich lt. § 7a – so die Begrün-
dung – „die innere oder äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik“ gefährde. Da hieß es: „... hat 
an einer Tagung des Deutschen Kulturbundes 
teilgenommen“; hat den sowjetzonalen Aufruf 
zum Frieden unterzeichnet“; „gehört zu dem 
Personenkreis, mit dem Mitglieder der natio-
naldemokratischen Ostpartei in Briefwech-
sel treten sollen“. 
Um einen praktischen Beitrag für Frieden, Ver-
ständigung und Wiedergewinnung einer ein-
heitlichen deutschen Kultur und Nation zu 
leisten, begann ich mit dem Interzonenhan-
del: Ich importierte Bücher aus der DDR und 
vertrieb sie in der Bundesrepublik. 
Nun trat der Staatsanwalt auf den Plan. Die 
Einfuhr von Kinderbüchern wurde gleich 
grundsätzlich verboten, und alle Sendungen 
aus der DDR mußten seiner Behörde vorge-
führt werden. 
Die Strafkammer des Landgerichts München 
bescheinigte mir, daß ich „hinreichend ver-
dächtig“ sei, „Bücher eingeführt zu haben, die 
zur Unterdrückung der demokratischen Frei-
heit dienten“. Aber Ludwig Renns Spanienbuch 

mußte schließlich freigegeben werden. Doch 
dieser Engels hatte 1845 einen Text zur Unter-
wühlung der Freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung (FdGO) geschrieben: „Grund-
sätze des Kommunismus“. Das Buch kam mit 
den Titeln von Franz Mehring in den staats-
anwaltschaftlichen Reißwolf. 

Inzwischen war die KPD verboten worden. 
So war wohl klar, was mit Büchern wie 
Otto Gotsches „Märzstürme“ oder Larissa 
Reisners „Hamburg auf den Barrikaden“, 
die man bei einer Haussuchung fand, 
geschah: Sie wurden allesamt geschred-
dert. Das Gericht konstatierte: „Diese 
Bücher (aus den 20er und 30er Jahren – 
W. W.) gehören zur sogenannten Bürger-
kriegsliteratur, deren sich die illegale KPD 
bedient, um die arbeitende Bevölkerung 
auf den mehr oder weniger gewaltsamen 
Sturz der kapitalistischen Gesellschaft 
ideologisch vorzubereiten.“ 
Von besonderer Gefahr für die FdGO 
erschien dem Staatsanwalt Alexander 
Abuschs „Irrweg einer Nation“. Der Titel 
diente als Anlaß eines Prozesses, wohl 
weil der Verfasser Minister in der DDR 
geworden war. Das Gericht zitierte in sei-
nem Beschluß Abuschs Nachwort. Dort 
heißt es: „Es ist und bleibt dort die Auf-
gabe des Volkes, die historisch notwendige 
demokratische Reform der Gesellschaft 
an Haupt und Gliedern nachzuholen.“ Das 
Gericht zog daraus den Schluß, das sei „die 
Aufforderung zur Beseitigung aller Verfas-
sungsgrundsätze und zur Unterdrückung 
der demokratischen Freiheit“.
Hinter solchem Schwulst wurde deut-

lich, warum der Justiz gerade dieses Buch so 
gefährlich erschien. Abusch hatte geschrieben: 

„14 Generäle, die einst an Hitlers Seite para-
dierten, jetzt Generäle der Bundeswehr, tau-
send Richter und Juristen, die zu Hitlers Zeiten 
die Antifaschisten auf das Schafott schickten, 
nun in bundesrepublikanischer Würde.“ Als 
Klaus Gysi, der spätere Kulturminister der 
DDR, damals Leiter des Aufbau-Verlages, als 
Zeuge vernommen werden sollte, beabsich-
tigte der Staatsanwalt, ihn gleich im Saal ver-
haften lassen, um nachher, etwas kleinlaut, 
darauf zu verzichten.
Die FdGO der BRD wurde also schon damals 
gefährdet: durch Bücher aus den Jahren 1845 
bis 1933, durch die „Spalterflagge“, durch die 
drei Buchstaben DDR ... Ich habe die Folgen als 
Verleger erlebt, andere erfuhren sie als Auto-
ren, als Buchhändler oder als Käufer.

Willi Weismann, München

Redaktionell leicht bearbeitet aus: „kürbiskern. 
Literatur, Kritik, Klassenkampf“.  2/1976

Genosse Egon Krenz spricht zum Thema

Brennende Fragen der Gegenwart

am 14. Januar um 16 Uhr auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Güstrow, Haus der Generationen, Wein-
bergstraße 28

und am 30. Januar um 10 Uhr auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Neubrandenburg im Mehrgenerationen-
haus, Poststraße 4.

Am 23. Januar um 15 Uhr spricht Admiral 
a. D.  Theodor Hoffmann auf einer Veran-
staltung der RF-Regionalgruppe Bernau 
im „Treff 23“, Breitscheidstraße 43 A, über 
das Thema 

Bundeswehr und NVA – zwei kon-
träre deutsche Armeen

Plakat: Guido Zingerl
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Informationsgewinnung geht über alles Bildserie: Herluf Bidstrup
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Zur Gegenoffensive in der Erinnerungsschlacht

Seit 25 Jahren tobt die Erinnerungsschlacht. 
Die Behauptungen, wie das Leben in der 

DDR angeblich gewesen sein soll, werden 
immer grotesker, die Lügen dreister und die 
Verdrehungen dümmer. Besonders anhaltend 
sind sie, wenn es um das Thema „Stasi“ geht. 
Deshalb ist Widerspruch notwendiger denn je. 
Das ist auch die Botschaft des nunmehr vorlie-
genden zweiten Bandes der Erinnerungen von 
Menschen, die für die DDR auf besondere Weise 
einstanden. Nachdem 2014 die Erinnerungen 
von MfS-Angehörigen (Unbequeme Zeitzeu-
gen, verlag am park) für Wirbel sorgten, haben 
Wolfgang Schwanitz und Reinhard Grimmer 
unlängst den zweiten Band „Wir geben keine 
Ruhe .. .“ herausgegeben. Darin kommen 
Frauen und Männer – Wirtschaftskapitäne 
und Werftarbeiter, Theologen und Pädagogen, 
aber natürlich auch hauptamtliche und inof-
fizielle Mitarbeiter des MfS – zu Wort, deren 
Beitrag zum Schutz der DDR zugleich Friedens-
dienst war. Obwohl noch immer an den Rand 
gedrängt, ausgegrenzt und geschmäht, ver-
stummen sie nicht. Ihre Unruhe ist lobenswert 
und wird zur rechten Zeit an den Tag gelegt. 
Die BRD-Oberen feierten im Oktober 2015 
den 25. Jahrestag der Einverleibung der DDR, 
bereits mit etwas gedämpftem Trommelschlag. 
Ein großer Teil der einstigen DDR-Bürger erin-
nert sich mit überwiegend positiven Gefühlen, 
aber auch mit Wehmut an sein Leben und Wir-
ken im untergegangenen Staat. Das steht ihnen 
zu. Schon im „Sachsenspiegel“, dem ältesten 
deutschen Rechtsbuch, las man: „Eenes Man-
nes Rede ist keenes Mannes Rede, man muß 
hören alle beede.“
31 Zeitzeugen kommen mit ihren Sichten zum 
Thema MfS zu Wort. Die Herausgeber haben 
die Beiträge in sieben unterschiedliche Blöcke 
gegliedert. Im Block „Vom Beginn und vom 
Ende“ erinnert sich Ingeborg Dummer an den 
Aufbau der MfS-Dienststelle Greifswald im 
Jahre 1950. Dr. Karl Döring, Generaldirektor 
des Eisenhüttenkombinats Ost, schildert seine 
Verbindungen zu einem General des MfS. Det-
lef Mauch berichtet von der Tätigkeit seines 
Vaters, eines Werftarbeiters. Hartmut Gru-
ner war im Oktober 1989 dabei, als in Leipzig 
unbewaffnete Mitarbeiter des MfS eingesetzt 
wurden. Sein Fazit lautet: „Um das Land zu 
erobern, mußten dessen Schutz- und Sicher-
heitsorgane weg. So einfach war die Logik.“
Der zweite Block enthält Beiträge zur Traditi-
onspflege und Erinnerungspolitik „hüben“ wie 

„drüben“. Konstantin Brandt und Hansjoachim 
Tesch schildern antifaschistische Vorbilder und 
verweisen darauf, daß der Antifaschismus in 
der DDR nach heutiger Darstellung nicht mehr 
nur als angeblich verordnet, sondern sogar als 
falsch attackiert wird. Dieter Skiba, letzter Lei-
ter jener Abteilung im MfS, die sich besonders 
mit dem Aufspüren von Nazi- und Kriegsver-
brechern befaßte, verweist u. a. darauf, daß 
zwischen 1945 und 1989 insgesamt 12 890 
Nazitäter in SBZ und DDR abgeurteilt worden 
sind. Skiba setzt sich überzeugend mit „Auf-
arbeitern“ auseinander, die dem MfS andich-
ten wollen, es habe Naziverbrecher geschont. 
Meine Empfehlung: Man sollte gleich nach Ski-
bas Beitrag den Report Reiner Stenzels lesen. 

Er beschreibt darin seine Tätigkeit als Verneh-
mer des Gestapo-Massenmörders Josef Blösche.
Im dritten Teil des Bandes werden „Geheime 
Paten“ und „Öffentliche Geheimnisse“ vorge-
stellt. Besonders aktuell ist der Beitrag von 
Gerda Lück, die in einer Internatsoberschule 
das Abitur machte, Lehrerin wurde und in 
DDR-Kinderheimen arbeitete. Sie ist Kron-
zeugin in der Auseinandersetzung mit jenen, 
welche die Heimerziehung der DDR verteufeln. 
Im umfangreichsten vierten Block des Buches 
(„Im Dienst“) geben neun Mitarbeiter des MfS 
Einblick in ihren Arbeitsalltag, u. a. als Per-
sonenschützer, Paßkontrolleur, Analytiker 
und Untersuchungsführer. Für alle gilt, was 
der Spionagefunkfahnder Volker Liebscher 
bekennt: „Mit vielen Gleichgesinnten war ich 
daran beteiligt, geheimdienstliche Angriffe auf 
mein Land aufzuklären und abzuwehren. Eine 
legitime Tätigkeit, auf die man stolz sein darf.“ 
Im fünften Block („Inoffizielle Mitarbeiter, 
Quellen und Bekehrte“) berichten vier Auto-
ren über ihre staats- und friedenssichernden 
Aktivitäten und Erfahrungen. Die Lebenser-
innerungen von Wolfgang Clausner, zuletzt 
stellvertretender Chefredakteur der außen-
politischen DDR-Wochenzeitung „horizont“, 
sind historisch-politisch besonders wertvoll. 
Er berichtet, wie er dazu beitrug, die „Flucht-
helferorganisation“ Kay Mierendorffs zu ent-
larven, die am Beginn der 80er Jahre die DDR 
massiv schädigte. Damals galten Schleuser 
in den Augen sogenannter Menschenrechtler 
als Freiheitshelden. Theologieprofessor  
Hanfried Müller, von 1982 bis 2006 Herausge-
ber der „Weißenseer Blätter“, hat das MfS viele 
Jahre über kirchliche Vorgänge informiert, die 
durchaus weltlichen Charakter trugen. Im Kal-
ten Krieg gegen die DDR waren Kirchen biswei-
len eine getarnte Variante von Geheimdiensten 
zur Unterstützung staatsfeindlicher Kräfte. 
Der intime Sachkenner Karl Rehbaum nimmt 
den Leser zur Brüsseler NATO-Zentrale mit. 
Und Bernd Trögel beschreibt eine der spekta-
kulärsten Aktionen von MfS-Aufklärern unter 
dem Titel „Der Verfassungsschutz als Dienst-
leister der HV A“.
Im sechsten Komplex („Auf außenpolitischem 
Parkett“) haben drei Autoren Wichtiges aus-
zusagen. Wilfried Schubert erinnert sich an 
Details des Treffens von Erich Honecker mit 
Helmut Schmidt, das Mitte Dezember 1981 in 
Güstrow stattfand. Reinhard Kluge beschreibt, 
welche Hürden er bewältigen mußte, um als 
Kapitän auf Großer Fahrt den Rostocker VEB 
Deutsche Seereederei in Indien, Indonesien, 
Malaysia und Singapur zu vertreten. Und span-
nender als mancher Krimi liest sich die Schil-
derung von Rudolf Herz, damals Offizier der 
HV A des MfS. Er berichtet, wie die DDR-Regie-
rung nach dem faschistischen Putsch in Chile 
1973 dabei half, Spitzenpolitiker der Unidad 
Popular in Sicherheit zu bringen. Unter den so 
Geretteten befand sich auch Carlos Altamirano, 
Generalsekretär der Sozialistischen Partei Sal-
vador Allendes.
Der letzte Block des Buches trägt die Über-
schrift „Inquisition und Akten“. Renate 
Schönfeld erlebte als Pfarrerin kirchliche 

„Überprüfungen“, die an mittelalterliche 

Verhöre erinnerten. Dr. Klaus Emmerich war 
1989/90 als Staatsrechtler mit dabei, als es um 
eine neue Verfassung für die DDR ging. Dr. Fritz 
Hausmann reagiert mit seinem „Zwischenruf“ 
auf „Spitzelvorwürfe“, während Herbert Kier-
stein, als Autor und Herausgeber einschlägiger 
Editionen bekannt, sich des Themas „Stasi-
Akten“ annimmt. Da diese Unterlagen bei der 
Verteufelung des MfS und der Diffamierung 
der DDR als „Unrechtsstaat“ noch immer ganze 
Heerscharen selbsternannter Kommunismus-
forscher, zeitgeistverpflichteter Journalisten 
und skrupelloser „Aufarbeiter“ beschäftigt, ist 
dieser Beitrag wie das Nachwort der Herausge-
ber zum Erfassen des Kampffeldes „Interpre-
tation der DDR-Geschichte“ von besonderem 
Wert.
Alles in allem: Mit dem zweiten Band der „Erin-
nerungen unbequemer Zeitzeugen“ ist der 
bereits voluminösen Bibliothek von Memoi-
ren und Sachbüchern zum MfS ein weiteres 
beachtliches Werk hinzugefügt worden.

Prof. Dr. Horst Schneider 

Wolfgang Schwanitz/Reinhard Grimmer 
(Hrsg.): Wir geben keine Ruhe. Unbequeme 
Zeitzeugen II. verlag am park in der Edition 
Ost, Berlin 2015, 424 S., 19,99 €.   ISBN 978-3-
945187-39-5

Theresa auf freiem Fuß
Die USA-Bürgerin und einstige Kund-
schafterin der DDR Theresa Squil-
lacote, ehemalige Mitarbeiterin der 
Rechtsabteilung des Pentagons, ist 
am 9. Oktober 2015 nach langjähriger 
Haft auf freien Fuß gesetzt worden. Die 
inzwischen 58jährige blieb ungeach-
tet aller psychischen und physischen 
Belastungen ihren Idealen treu. Theresa 
bedankte sich vor allem bei den Genos-
sen der GRH für deren umfassende 
Hilfe und Solidarität. Inzwischen ist sie 
dieser Organisation beigetreten. 

RF, gestützt auf eine  
Information von Lothar Ziemer

Unser bewährter Genosse 

Klaus Dieter Jäschke 
wird am 14. Januar 70 Jahre alt. Zu 
Zeiten der DDR engagierte er sich für 
die Sicherheit seines sozialistischen 
Staates, dessen Idealen er auch nach 
der Niederlage treu blieb. Große 
Verdienste erwarb er sich beim Aufbau 
der RF-Regionalgruppe Bernau, deren 
Mitglieder ihn zu ihrem Vorsitzenden 
wählten.
Laß Dir von ganzem Herzen gratulieren, 
lieber Klaus Dieter!
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Als gestern Besiegte müssen wir heute an das Morgen denken

Ein neuer Anlauf beginnt nicht bei Null
Wir leben in einer ungerecht organisier-

ten Welt: Die einen hungern fast täglich, 
dürfen nicht arbeiten, sind ohne eigenes Ver-
schulden ungebildet und wissen nicht, wie 
sie das Existenzminimum ihrer Familien 
sichern sollen, von der eigenen Zukunft ganz 
zu schweigen. Die anderen – nur wenige an 
der Erdbevölkerung gemessen – leben auf der 
Sonnenseite. Sie schwelgen in Reichtum, den 
sie nicht erarbeitet haben und auch niemals 
verbrauchen können. Die Masse der Menschen 
in den entwickelten Industriestaaten hat ihr 
Auskommen, kann sich manches leisten, muß 
dafür aber auch sehr hart schuften. Die Aus-
beutung am Arbeitsplatz ist schärfer denn je, 
wird aber von den meisten kaum zur Kenntnis 
genommen. Selbst bestimmte Parteien und 
Organisationen, die sich zur Linken rechnen, 
erblicken in der Offenlegung kapitalistischer 
Ausbeutungsverhältnisse kein Thema mehr.
Der Kapitalismus ist technologisch so stark 
wie nie, was sich auf absehbare Zeit auch nicht 
ändern dürfte, während sich die gesellschaft-
lichen Konflikte verschärfen. Am derzeiti-
gen Wirtschaftssystem kann unser Planet 
zugrunde gehen und wir mit ihm.
Seit dem Verlassen der Urgesellschaft kämp-
fen Klassen, wie man sich durch ihre Stel-
lung zu den Produktionsmitteln voneinander 
unterscheidende Menschengruppen bezeich-
net, gegeneinander, verbünden sich gegen 
Dritte, trennen sich wieder und gehen neue 
Koalitionen ein. Viele merken nicht einmal, 
was sich in ihrem Umfeld verändert.
In einem Teil der Welt gab es zwischen 1917 
und 1990 große Anstrengungen, das Leben 
aller grundlegend zu verbessern. Manches 
gelang so gut, daß es noch lange – wahrschein-
lich für immer – im Gedächtnis der Mensch-
heit eingegraben sein wird. Anderes war nicht 
richtig durchdacht oder entsprang historisch 
erklärbarer Unerfahrenheit, während wie-
der anderes gänzlich falsch, manches sogar 
schändlich war. Aber obwohl das Fortschritt-
liche in der Summe eindeutig überwog, war 
es nicht möglich, unserer neuen Gesellschaft 
Bestand zu verleihen. Es siegte wieder das 
Alte. Doch linke gesellschaftliche Bewegun-
gen müssen fortan nicht mehr bei Null anfan-
gen. Die Analyse unserer Niederlage ist noch 
lange nicht abgeschlossen. Je mehr sie zeitlich 
zurückliegt, um so deutlicher kann man, wenn 
man will, ihre eigentlichen Ursachen erkennen. 
So, wie wir sie analysieren, haben wir auch die 
Pflicht, in die Zukunft zu denken.
Welche Voraussetzungen müßten aus meiner 
Sicht in einer gerechten Gesellschaft erfüllt 
sein?
1. Grund und Boden sowie Bodenschätze 
gehören allen. Privateigentum an ihnen gibt 
es nicht, wohl aber zeitlich begrenzte Pacht-
möglichkeiten. Das gilt auch für landwirt-
schaftliche Nutzflächen. 
2. Alle lebensnotwendigen und für den 
Bestand der Gesellschaft unentbehrlichen 
Bereiche sind von jeglicher Privatisierung 
ausgeschlossen. Sie werden über den Staat 
genutzt und durch ihn verwaltet, dürfen 

keinen Profit abwerfen, müssen aber die 
erweiterte Reproduktion garantieren. Das 
betrifft die gesamte Infrastruktur, aber auch 
Banken, Post und Fernmeldewesen, Grund-
sicherung der Existenz (Rente, Haftpflicht, 
Unfall) und Internet.
3. Es gibt eine staatliche Gesundheits- und 
Pf legeversicherung, in die alle einzahlen 
müssen und die eine ausreichende Versor-
gung garantiert. Zuzahlungen jeglicher Art 

werden nicht erhoben. Private Zusatzleistun-
gen gegen Bezahlung sind möglich.
4. In die Staatliche Rentenversicherung zahlt 
jeder Bürger ein. Die Grundversorgung ab 
Eintritt in das Rentenalter wird garantiert. 
Sie kann durch freiwillige Zusatzbeiträge auf-
gestockt werden.
5. Bildung ist gebührenfrei. Es wird ein gerin-
ges, aber auskömmliches Stipendium für Stu-
denten und Schüler ab dem 17. Lebensjahr 
gewährt. Die Stipendien sind abhängig von 
Regelzeiten und Leistungskriterien. Die fach-
liche Ausbildung ist am gesellschaftlichen 
Bedarf zu orientieren.
6. Für die Sicherung der Löhne und Gehäl-
ter sowie die Arbeitsbedingungen sind die 
Gewerkschaften zuständig. Deren Tarifab-
schlüsse gelten für die Branche als verbindlich.
7. Die Arbeiter und Angestellten der Betriebe 
und Einrichtungen wählen beratende Gre-
mien. Diese müssen zu grundsätzlichen 
Fragen der Führung des Betriebes wie Inve-
stitionen, Produktstrategie und ähnlichem 
gehört werden. Mit ihren Empfehlungen zie-
len sie zugleich auch auf die Stärkung des 
Eigentümerbewußtseins jedes einzelnen 
Betriebsangehörigen.
8. Berufsbeamtentum gibt es nicht. Hoheit-
liche Rechte werden mittels Verpflichtung 
bestätigt.
9. Privateigentum an Produktionsmitteln 
gehört zu den gesellschaftlichen Grundla-
gen des Staates. Ausgenommen sind alle unter 
Punkt 2 genannten Bereiche. Der Betriebs-
gewinn wird in einer Höhe limitiert, daß der 
Anreiz für unternehmerische Aktivitäten 
erhalten bleibt.

10. Der Zusammenschluß einzelner Produ-
zenten zu Genossenschaften entspricht dem 
Charakter der Gesellschaft. Die Überführung 
von privatem Produktionsvermögen in genos-
senschaftliches Eigentum ist erwünscht und 
wird gefördert.
11. Die Gewinne aus staatlichem Eigentum 
sowie die Abschöpfung der über das Limit 
hinausgehenden privaten Erlöse werden 
genutzt, um einer Vollbeschäftigung der 

Bevölkerung nahe zu kommen und die Jah-
resarbeitszeit zu verringern.
12. Wer keine Arbeit hat, erhält einen Betrag, 
der unter dem Mindestlohn liegt. Er kann zu 
gemeinnützigen Leistungen für die ihn finan-
zierende Gesellschaft herangezogen werden.
Eine Gesellschaft, die auf diesen Grundsätzen 
beruht, ist noch nicht sozialistisch. Doch die 
Ausbeutung des Menschen durch den Men-
schen wird zumindest eingeschränkt. Es gilt 
das Prinzip: Gemeinwohl geht vor Eigenwohl! 
Leider sehe ich derzeit hierzulande keine hin-
reichend einflußreiche politische Kraft, die 
den Prozeß der gesellschaftlichen Umwäl-
zung organisieren und führen könnte. Darin 
besteht das Dilemma. Mit einer „Transfor-
mation“ oder einem „Hineinwachsen“ in eine 
gerechte Gesellschaft geht es erwiesener-
maßen nicht. Die Erfahrungen aus den Klas-
senkämpfen der vergangenen Jahrhunderte 
beweisen, daß es ohne revolutionäre Umwäl-
zung der Macht- und Eigentumsverhältnisse 
nicht funktionieren kann.

Andreas Bendel, Dresden

Der DDR Jugend fehlte es nicht an Selbstbewusstsein

Notwendiger Nachtrag
Auf der 8. Mitgliederversammlung des 
RF-Fördervereins wurde der langjährig 
verdiente Finanzverantwortliche 
Jürgen Thiele erneut als Kassierer 
bestätigt. Das große persönliche 
Engagement seiner Frau, der 
Genossin Roswitha Thiele, erfuhr 
gleichermaßen hohe Anerkennung.
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Das schaurige Spiel um Formosus

An einem Januartag des Jahres 897 bot 
sich den in der römischen Lateransba-

silika Versammelten ein schaurig-makabres 
Bild: Auf dem Papstthron saß – in prächtige 
Gewänder gehüllt und mit der Tiara gekrönt 

– der schon halbverweste Leichnam des neun 
Monate zuvor verstorbenen Papstes Formo-
sus, dem sein Nachfolger Stephan VI. den Pro-
zeß machte. Das ihm post mortem angelastete 
Verbrechen bestand darin, den Gegenkaiser 
Arnulf von Kärnten in dessen Konflikt mit Kai-
ser Guido von Spoleto unterstützt zu haben, 
als dieser ihm zu mächtig wurde. Ein Diakon 

hatte die undankbare Aufgabe, für den toten 
Papst auf die Anklagevorwürfe antworten zu 
müssen. Das Urteil stand ohnehin schon fest. 
Formosus wurde nach seinem Tode für abge-
setzt erklärt und sein Schwurfinger abgehackt, 
während man seine Leiche in den Tiber warf. 
Die Leichensynode von Rom gilt als ein Tief-
punkt in der an Negativereignissen gewiß 
nicht armen Kirchengeschichte. 
An dieses gespenstige Schauspiel vor mehr 
als 1100 Jahren mußte ich unwillkürlich den-
ken, als ich mir die Leichenschänder aus der 
DDR-Delegitimierungsindustrie der BRD vor 
Augen führte. Seit 25 Jahren wird auch hier 
ein im staatsrechtlichen Sinne Verstorbener 
aus dem Grab gezerrt, ohne Unterlaß geprü-
gelt und immer aufs neue verdammt. Sicher 
wären die Regisseure dieses Spektakels froh, 
wenn es ihnen gelänge, jegliche positive Erin-
nerung an die DDR mitsamt der historischen 
Wahrheit über ihr Entstehen, ihre Stärken und 
Schwächen einfach in einem Fluß des Nimmer-
wiedersehens zu versenken.
Doch diese DDR will anders als Formosus ein-
fach nicht verwesen. Wie das abstoßende Spie-
gelbild des Dorian Gray führt sie der BRD die 
häßliche Wahrheit über ihr wirkliches Gesicht 
vor Augen. Sie läßt sich nicht abschütteln oder 
verscharren. Und man kann den in der DDR 
verwirklichten Schwur von Buchenwald auch 
nicht einfach aus der Geschichte amputieren 
wie den Finger des toten Papstes. Wohl kein 
anderer Staat leistet sich deshalb ein so lächer-
lich-makabres Kabarett staatlich verordneter 
Nichterinnerung an ein bestimmtes Kapitel der 
eigenen Geschichte. Was sich da als „Aufarbei-
tung der SED-Diktatur“ ausgibt, ist in Wahrheit 
eine Wiederholung der anfangs geschilderten 
römischen Leichensynode, bei der das Urteil 
bereits feststand. Mit einem gigantischen 
Aufwand an Menschen und Mitteln wird der 
krampfhafte Versuch unternommen, einem 

ganzen Volk ein Falschbild einzuhämmern, 
das die Beurteilung der 40jährigen DDR-
Geschichte fortan prägen soll. Mit Kopfschüt-
teln betrachten ernstzunehmende Historiker 
im In- und Ausland das nun schon seit mehr als 
einem Vierteljahrhundert andauernde Spek-
takel, das einzig und allein darauf abzielt, das 
Urteilsvermögen der Bevölkerung zu paraly-
sieren und das geistige Klima landesweit auf 
unerträgliche Weise zu vergiften. Jeder Wider-
spruch wird niedergebrüllt, jede Mahnung zu 
geschichtlicher Objektivität als Ketzerei ver-
unglimpft.  Mit einer aus den jahrzehntelang 

akkumulierten Parteibeiträgen der SED-Mit-
glieder zusammengeraubten Summe von  
77 Millionen Euro bemüht sich allein die soge-
nannte Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur, die Vergangenheit eines Drittels 
von Deutschland aus der Historie zu löschen. 
Während allein die notorische „Gauck-Behörde“ 
in ihren Spitzenzeiten 3200 Mitarbeiter ent-
lohnte und die inzwischen umbenannte Insti-
tution heute noch etwa 1500 Angestellte 
beschäftigt, brachte es die „Zentrale Stelle 
zur Aufklärung von NS-Verbrechen“ Anfang 
der 70er Jahre auf gerade einmal 120 Bedien-
stete. Heute sind dort nur noch 19 Mitarbeiter 
beschäftigt, die 1,7 Millionen Karteikarten und 
600 000 Fotokopien aus der Zeit des Faschis-
mus verwalten.
Seltsamerweise fragt niemand, warum man 
in anderen Ländern die Beurteilung der 
Geschichte ohne Zögern Historikern über-
trägt, während man es in der BRD „Aufarbei-
tern“ überläßt, das Staatsbild der DDR in eine 
Karikatur zu verwandeln. Und warum gibt es 
eigentlich keine Aufarbeiter für die Geschichte 
der Nazi-Diktatur oder der Kaiserzeit? Wieso 
versuchen Diffamierungsspezialisten wie 
Hubertus Knabe und Rainer Eppelmann immer 
wieder, sich als seriöse Geschichtsforscher aus-
zugeben, obwohl sie im Unterschied zu jenen 
an einer wirklichen Erkundung der DDR gar 
nicht interessiert sind? 
Der Historiker will Einblicke in das wirkliche 
Geschehen vergangener Jahrzehnte, Jahrhun-
derte und Jahrtausende gewinnen, der „Aufar-
beiter“ braucht allein die Bestätigung seines 
politisch-ideologischen Zerrbildes. Während 
jeder seriöse Wissenschaftler seinen jewei-
ligen Forschungsgegenstand allseitig unter-
sucht, um daraus belegbare Erkenntnisse zu 

gewinnen, will der Schnüffler nur das wahr-
nehmen, was er ohnehin schon zu wissen 
glaubt. 
Jene, welche die „Leichensynode“ zur DDR mit 
großem Aufwand in Szene setzen, tun dies wie 
einst Papst Stephan VI., wobei sie die Antwort 
auf gestellte Fragen ebenfalls einem „armen 
Diakon“ überlassen. Während Historiker am 
Widerspruch und einer ungegängelten Debatte 
interessiert sein müssen, um ihre Erkennt-
nisse überprüfen, abwägen und hinterfragen 
zu können, vermag ein Hubertus Knabe nicht 
einmal den Anblick der staatlichen Symbole 

seines „Forschungsgegenstands“ 
DDR zu ertragen.
Ins Auge springt, daß die mei-
sten „Aufarbeiter“ von ihrem 
Job recht einträglich leben kön-
nen, während viele echte Histo-
riker ein recht brotloses Dasein 
führen, vor allem dann, wenn sie 
das Thema DDR seriös behan-
deln. Die Tatsache, daß eine von 
blindem Haß gespeiste Propa-
ganda aus der untersten Schub-
lade als ideologische Krücke für 
das Geschichtsbild eines ganzen 
Staates herhalten muß, ist Aus-
druck seltener Armseligkeit. 
Noch nie fühlte ich mich über 
die DDR aufgeklärter als heute, 

obwohl Fragen unterdrückt und Wahrheiten 
unter Lügenbergen begraben werden.
Doch zurück zu Formosus. Nur kurze Zeit nach 
dem gespenstischen Schauspiel in der römi-
schen Lateransbasilika wurde Stephan VI. 
selbst angeklagt und ermordet, während man 
den Leichnam seines Vorgängers Formosus aus 
dem Tiber barg, den Gemeuchelten nachträg-
lich rehabilitierte und in die Gruft der römi-
schen Peterskirche überführte.

Ulrich Guhl

Am 1. Januar vollendet der liebens-
werte und in vielen Sätteln gerittene 
Neubrandenburger Kommunist 

Adi Möller 
sein 90. Lebensjahr. Wir gratulieren 
unserem treuen Mitstreiter, der von 
Beginn an zum „RotFuchs“ stand, in 
der Erinnerung an viele gemeinsam 
bestrittene Kämpfe. Eine herzliche 
Umarmung!

Am 19. Januar um 19 Uhr spricht 
der Stellvertretende Vorsitzende des 
RF-Fördervereins Wolfgang Dock-
horn auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Falkensee in der 
Begegnungsstätte der Linken, Bahnhof-
straße 74, zu dem Thema

Was sind die Voraussetzungen für 
breite linke Bündnisse?

Das Logo der jährlich 5,53 Mill. Euro verschleu-
dernden „Bundesstiftung Aufarbeitung“ soll sug-
gerieren: DIE DDR HAT ES NIEMALS GEGEBEN!
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Walter Ruges vergebliche Suche nach Demokratie
Der am 10. November 2011 im hohen Alter 
von 96 Jahren verstorbene Walter Ruge war 
eine intellektuelle und ideologische Säule des 
RF. Der folgende Beitrag entstand im Oktober 
2007. Damals schrieb der standhafte Genosse, 
den selbst in Sibirien unschuldig erlittene lang-
jährige Lagerhaft nicht von seiner marxistisch-
leninistischen Weltanschauung abzubringen 
vermochte, den nachfolgenden Text.

Hier soll nicht der steinige Pfad einer aka-
demischen Abhandlung, sondern die 

breite Landstraße des täglichen Kampfes 
beschritten werden. Ein kurzer Blick zurück 
sei mir dennoch gewährt: Die sogenannten 
Großen Demokratien Frankreich, England 
und – allen voran – die Vereinigten Staaten 
von Amerika haben eine schmachvolle, ja 
blutige Spur des Kampfes gegen Demokra-
tie hinterlassen. Der Schock der Oktoberre-
volution saß so tief, daß deren „Eliten“ jeder 
Bluthund willkommen war – wenn er das 
Volk nur genügend niederhielt und die Kom-
munisten massakrierte. Da liegen Wurzeln 
für den Faschismus. Bürgerliche Demokra-
tien wurden buchstäblich erwürgt und den 
Mächten der Achse Berlin-Rom-Tokio zum 
Fraß vorgeworfen. Denken wir nur an das 
Schicksal Österreichs, der Tschechoslowa-
kei, Spaniens und auch vieler nichteuropä-
ischer Länder. 
Hinterhältig erdrosselten diese „Großen 
Demokratien“ die Republiken Guatemala, 
Kongo und Chile, um nur einige Beispiele zu 
nennen. Diesen „Grünspan“ an den Monu-
menten muß die demokratische Öffentlich-
keit stets im Auge behalten, wenn gewisse 
Gralshüter der Demokratie über deren Ver-
letzung anderswo schwadronieren. 
Wir dürfen nicht vergessen, wie die „Gro-
ßen Demokratien“ über Jahrzehnte mit dem 
internationalen Faschismus umgegangen 
sind. Die Regimes von Pilsudski, Horthy, 
Franco, Salazar/Caetano, Stroessner, Tru-
jillo, Mobuto, Suharto, Papa Doc, Batista und 
natürlich auch Pinochet sind zu keinem Zeit-
punkt durch Blockaden, Boykotte, Embargos, 
Sanktionen oder militärisches Eingreifen 
in Schwierigkeiten gebracht worden. Selbst 
die Hitlerdiktatur kannte – bis die Super-
deutschen einen neuen Weltkrieg anzettel-
ten – nicht die geringsten Schwierigkeiten 

mit den vermeintlich demokra-
tischen Großmächten. Warum? 
Weil diese im Auge hatten, das 
Ungeheuer gen Osten dirigie-
ren zu können. 
Diese Entwicklungen haben 
eine ak t uel le Br isanz . Die 
Demontage der Demokratie 
in Deutschland ist nicht von 
Hitler, sondern von demokra-
t isch gewählten gutbürger-
lichen Koalitionen vor 1933 

– den Brüning, Schleicher und 
Papen – in die Wege geleitet 
worden. Auch die Wiederaufrü-
stung Deutschlands war – den 
Nazis in dieser Frage voraus-
eilend und verdeckt – schon in den ersten 
Jahren der Weimarer Republik forciert wor-
den. Es bleibt eine der vornehmsten Aufga-
ben humanistischer Historiographie, diese 
scheinbar simplen Tatsachen beharrlich 
an den Anfang jeglicher „Forschung“ oder 

„neuer Sichten“ zum Thema Demokratie zu 
stellen.
Frau Merkel f liegt um den Erdball, nach 
Afrika, nach China und wer weiß wohin 
sonst noch, um den bundesdeutschen Export 
voranzutreiben und ... „Demokratie anzu-
mahnen“. Wir sollten uns darüber im klaren 
sein, daß der eigentliche Adressat für sol-
che Ermahnungen das deutsche Wahlvolk 
ist: Ihm soll aus fernen Ländern suggeriert 
werden, daß „wir“, also die Deutschen, bei 
uns schon Demokratie hätten.
Als Negation der Rechenschaf tspf licht 
ersannen Neuhegelianer den zutiefst ver-
logenen Begriff der „Informationspf licht“ 
mit herzzerreißenden und mitunter nachge-
stellten Bildern. Eine Taschenlampe in Sad-
dam Husseins Mundhöhle erhellt nichts, hat 
nicht den geringsten Informationswert – wir 
verbergen ja keine Giftampullen im Rachen. 
Auch wie Saddam der Strick um den Hals 
gelegt wird, verkauft sich gut, vermittelt 
dennoch nichts Neues, sondern ist ledig-
lich entwürdigend und hat mit Demokra-
tie nichts gemein. Eine Kammer in Texas, in 
der Todesspritzen gereicht werden – dito. 
Für Rußland wurde heftig die Abschaffung 
der Todesstrafe verlangt – hier wird die Hin-
richtung zur Kulthandlung. So erhält der 
Begriff „Pressefreiheit“ unter der Fuchtel 
der „Bewußtseinsindustrie“ einen üblen Bei-
geschmack.
Eine andere Kategorie dieser Art ist der 

„Enthüllungsjournalismus“. Seine Vertreter 
halten sich gegen Scheinchen ihre Informan-
ten; das BKA sucht vergeblich nach den „lek-
ken Stellen“. Was ist daran „demokratisch“? 
Menschenschicksale und Menschenwürde 
müssen auch hier dem Mammon weichen. 
Sollte das etwa Demokratie sein?! 
Ein Minister wird „gestürzt“, weil er mit 
seiner Sekretärin geschlafen hat – ein völ-
lig normaler Vorgang. Aus diesem Neben-
schauplatz läßt sich von Widersachern, 
die als vermeintliche Moralapostel auf-
treten, politisches Kapital schlagen, wobei 
anrüchige Amtshandlungen des Ministers 

unerwähnt bleiben. Es könnte ja seine Kum-
pane „tangieren“. 
Die Einschaltquote ist eine bewußte Irrefüh-
rung, geht es doch nicht um irgendwelche 
Quoten, sondern um blanken Profit. Hohe 
Einschaltquoten bringen hohe Minutenge-
bühren für die Werbung. 
Es wäre allerdings ein Kardinalfehler, solche 
Erscheinungen als Mißbildung oder Fehlent-
wicklung in einer an sich „demokratischen“ 
Gesellschaft zu betrachten. Elemente von 
Demokratie bleiben weiterhin Raritäten. Die 
genannten Erscheinungen aber sind Mar-
kenzeichen, ja das Wesen der Dinge. Men-
schenverachtende „Pressefreiheit“ bleibt 
eine tragende Säule dieser korrupten Gesell-
schaft.
Nicht ganz unerwartet macht der Blätter-
wald uns das Wort von der „wehrhaften 
Demokratie“ schmackhaft. Langsam mer-
ken wir, was eigentlich dahintersteckt . 
Nach diesem – nicht gerade erfolgreichen 

– Rezept können die Militärs auch in die 
„innere Sicherheit“ eingebunden werden. So 
machen sie ihre „Sandkastenspiele“, erar-
beiten „Operationspläne“, begeistern sich 
für „verfeinerte Mordwerkzeuge“, üben den 

„Ernstfall“, der immer Krieg, „Kollateralschä-
den“, Verwüstung und Flüchtlingsströme 
bedeutet. Auch das hat wahrscheinlich seine 

„Ordnung“ – dazu sind sie doch da: Bei allen 
geheimzuhaltenden „Aktivitäten“ muß die 
gelobte Demokratie auf der Strecke bleiben.
Da erscheint es doch etwas wirklichkeits-
fremd, wenn Die Linke angesichts dieser 
von ihr selbst festgehaltenen Tatsachen 
eine „Demokrat isierung der Demokra-
tie“ anstrebt. Davon abgesehen, daß hier 

„runde Räder“ zur Debatte stehen, wird der 
BRD damit das Vorhandensein einer – zwar 
demokratisierungsbedürftigen – Demokra-
tie bescheinigt, die es in Wirklichkeit ja gar 
nicht gibt. 
Summa summarum: Das Wunschdenken von 
Frau Merkel wird lediglich an uns weiterge-
reicht. Und siehe da. Die drei tragenden Säu-
len dieser Demokratie sind die Medien (der 
Öffentlichkeit nicht rechenschaftspflichtig), 
die Dienste (dito) und die Wirtschaft (eben-
falls dito).
Unterm Strich: Es ist unzulässig, dieses 
Gebilde als Demokratie zu bezeichnen.
 Walter Ruge

Am 29. November 2015 ist die herausra-
gende Medizinerin der DDR

Prof. Dr. Sonja Mebel
Mitglied des RF-Fördervereins, kurz 
vor Vollendung ihres 91. Lebensjahres 
verstorben. Nach ihrer Rückkehr aus 
der sowjetischen Emigration leistete die 
treue Kommunisten auf ihrem Fachge-
biet Großes für die DDR. Als Ausdruck 
unseres tiefen Mitgefühls nehmen wir 
Sonjas Mann, unseren beispielhaften 
Mitstreiter Moritz Mebel, fest in die 
Arme.



Seite 10 RotFuchs / Januar 2016

Warum deutsche Jesuiten die Befreiungstheologie attackieren

Indirekte Schüsse auf Franziskus 
Der 1921 geborene Daniel Berrigan – er 

trat 1939 dem Jesuitenorden bei und 
war später ein zu Haft verurteilter Anfüh-
rer des katholischen Widerstandes gegen 
den Vietnamkrieg in den USA – veröffent-
lichte zu Beginn der 80er Jahre eine Art Tage-
buch „Die Jesuiten und ich“. Darin stellte er  
u. a. fest: „Für jeden faschistischen Schah 
oder Nixon und Marcos gibt es einen Jesui-
tenpater, um die blutige 
Handlung zu segnen. Man 
kennt das. Die offizielle 
Linie indes ist etwas, das 
die Ohren eines Engels 
erröten läßt: Selbstbe-
glückwünschungen, harte 
Ermahnungen, Grenzli-
nien, die gezogen werden, 
Kettengerassel. ... Es in der 
Welt zu etwas bringen, ein 
religiöses Unternehmen 
aufbauen! Und was findest 
du daran problematisch? ... 
Vielleicht ist unsere gegen-
wärtige schlimme Lage auch eine Art von 
Heil. Endlich sind die beiden ‚Welten‘ – die 
der Privilegien und ihrer Duldung sowie des 
Sich-Anbiederns bei den Reichen und die der 
Helden ohne Vaterland und ohne Mutter-
sprache – ans Tageslicht geraten. Wir kennen 
unseren entarteten und selbsterniedrigten 
Zustand, wir wissen ..., daß wir Klassenun-
terschiede in der Gesellschaft nicht nur tole-
rieren, sondern kultivieren.“
Die katholische Kirchenführung hat im 
Umgang mit herausragenden Priestergestal-
ten, welche deren Machtteilhabe in Frage stel-
len, eine jahrhundertelange Erfahrung. Sie 
reduzierte den Kampf so mutiger Jesuiten 
wie Daniel Berrigan gegen den Völkermord 
der USA in Vietnam, gegen Krieg und Unter-
drückung auf antiautoritäres Engagement für 
anonyme Menschenrechte und konnte sein 
Wirken mehr oder weniger isolieren. 
Ähnliches scheint der europäischen Kirche 
mit den Vertretern der in Lateinamerika fest 
verankerten Theologie der Befreiung zu gelin-
gen. Deren politische Dimension wird von der 
Existenz der Klassengesellschaft und durch 
den Kausalzusammenhang zwischen Reich-
tum und Armut bestimmt. 
Wie der Marxismus orientiert die Befrei-
ungstheologie auf die revolutionäre Verände-
rung der kapitalistischen Wirklichkeit hin zu 
einem menschlichen Miteinander. Aber wel-
chen „Preis der Gerechtigkeit“ die Befreiungs-
theologen selbst zahlen mußten und müssen, 
zeigt die im Auftrag der USA am 16. Novem-
ber 1989 erfolgte Ermordung von sechs Jesu-
iten in El Salvador.
Jon Sobrino, der dieser Jesuitenkommunität 
angehört, entging dem Massaker nur dadurch, 
daß er am Tatort gerade nicht zugegen war. 
Er ist Mitherausgeber des Hauptwerkes die-
ser theologischen Richtung. Der Versuch, sie 
in Deutschland zu verankern, blieb aber ohne 
erkennbaren Erfolg. Die befreiungstheologi-
sche Konzeption wird vom Hauptstrom der 

deutschen Theologie als eine Art Modeer-
scheinung gerade noch zur Kenntnis genom-
men. Klaus Mertens, einer der Medienstars 
der Jesuiten, schreibt recht arrogant, in den 
70er und 80er Jahren habe es einen Streit 
um die Befreiungstheologie gegeben. Er, der 
immerhin eine zeitlang in der Sowjetunion 
studierte, habe mit den Texten eines Ernesto 
Cardenal nichts anfangen können. Das Wirken 

von Papst Franziskus sei eine Art „Befreiungs-
theologie minus Marxismus plus Volksfröm-
migkeit“.
Insgesamt gilt die Theologie der Befreiung 
im deutschsprachigen Raum inzwischen als 
erledigt. Das trifft jedenfalls auf die renom-
mierte Theologische Fakultät der Innsbruk-
ker Universität zu. Aus materialistischer Sicht 
sind aber gerade solche Jesuiten wie Ellacu-
ria, übrigens ein Innsbrucker Absolvent, oder 
Sobrino Nachfolger des historischen Jesus.
In der BRD haben Jesuiten ihr offizielles 
Organ „Stimmen zur Zeit“ in eine Tribüne 
des deutschen Imperialismus verwandelt, 
indem sie dessen politischem Repräsentan-
ten Bundestagspräsident Norbert Lammert 
die Möglichkeit gaben, mit seinem Artikel „25 
Jahre Einheit in Freiheit“ dessen barbarische 
Realität in Vergangenheit und Gegenwart zu 
kaschieren. Die Zeitschrift existiert bereits 
seit 140 Jahren und wird in den Jesuitenkir-
chen des deutschen Sprachraums, also auch 
in Österreich, für deren Besucher ausgelegt. 
Papst Franziskus hat – noch als Erzbischof 
von Buenos Aires – eine Schrift über „Kor-
ruption und Sünde“ verfaßt, in der er ana-
lysiert, wie der Korrupte im „Ambiente der 
Siegesgewißheit“ Bestätigung findet und gut 
vorankommt. Aus diesem Atmen des Erfolgs 
entstehe „die Erfahrung von Rückenwind ..., 
die Situationen durch Fehleinschätzungen 
umdeutet und verschärft“.
Die „Stimmen zur Zeit“ vom Oktober 2015 
müssen als Ausdruck von Verkommenheit ein-
geschätzt werden, weil sie den Triumphalis-
mus der deutschen Imperialisten und deren 
Verlogenheit unreflektiert wiedergeben. Nor-
bert Lammert aus Angela Merkels CDU reiht 
Gemeinplatz an Gemeinplatz und stellt für 
die von ihm vertretenen sogenannten Eliten 
fest, daß „das demokratische Deutschland 
so wohlhabend, so sicher und so frei wie nie 
zuvor“ sei, während „fehlregulierte natio-
nale Ökonomien“ die Stabilität des ganzen 

Währungsraumes gefährdeten. Lammert 
unterschreibt damit die Propagandaphrase 
des BRD-Präsidenten Gauck, der 2014 auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz behauptet 
hatte, weltweite Bundeswehreinsätze wür-
den „zu Garanten internationaler Ordnung 
und Sicherheit“. Lammert beruft sich überdies 
auf den früheren polnischen Außenminister 
Sikorski, der an der Seite deutscher Truppen 

gen Rußland marschieren 
will. Totgeschwiegen wird 
dabei die Tatsache, daß die 
BRD längst zu einem mili-
tärische wie wirtschaftli-
che Kriege führenden Land 
geworden ist, was man von 
der vielgeschmähten und 
am Ende implodierten DDR 
jedenfalls nicht behaupten 
konnte.
Der österreichische Jesuit 
Herwig Büchele hat die 
for t geset zten Bomben-
teppiche auf Jugoslawien 

im Jahr 1999, an denen die Bundesluft-
waffe beteiligt war, öffentlich befürwortet. 
Er stellt sich damit voll in die Tradition der 
deutschen antikommunistischen Sturmje-
suiten vom Schlage eines Johannes Leppich. 
Der wiederum hat mit seiner erzreaktionä-
ren Position das Papsttum eines Joseph Rat-
zinger stark beeinflußt. Nirgends wird ein zu 
konkretem Handeln aufforderndes Mitleiden 
angesichts der zerfetzten Menschen erkenn-
bar, nirgends ein Erbarmen für die damals 
und heute Vertriebenen. Alle Opfer werden 
dem Erfolg eines Wirtschaftssystem unter-
geordnet, das erwiesenermaßen tötet. Dabei 
geht es jetzt, wie Herr Lammert in seinem 
Artikel deutlich unterstreicht, gegen Ruß-
land und den sich Kiew nicht unterwerfen-
den Teil der Ukraine.
Nichts, aber auch gar nichts hat sich am deut-
schen Imperialismus geändert.

Prof. Dr. Gerhard Oberkofler, Innsbruck

Wandmalerei aus dem Umfeld der Befreiungstheologie

Am 19. November 2015 ist die interna-
tional anerkannte Nephrologin der DDR

Prof. Ilse Eisen-Hagemann 
– eine der ersten RF-Leserinnen – 
87jährig in Berlin gestorben. In einem 
von Hans Bauer, Klaus Hartmann, Greta 
Lautsch sowie Eduard und Uta Mader 
unterzeichneten Nachruf wird ihr 
Lebensweg als Medizinerin und lang-
jährige Lebenspartnerin des aus den 
USA in die DDR übergesiedelten Arztes 
und Kommunisten Dr. George Eisen 
eindringlich gewürdigt. Sie stand für 
Sozialismus und Humanität ein. In ihren 
letzten Lebensjahren widmete sie sich 
der Arbeit im Freidenkerverband.
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Erfahrungen eines katholischen Mitgestalters von vier Jahrzehnten DDR

Eine stets präsente Vergangenheit
Zur Zeit schreibe ich an der Lebensge-

schichte meines Onkels Herbert Gold. 
Seine Wegstationen als Antifaschist im 
Zuchthaus und im KZ, später als in den Krieg 
Gezwungener und danach sind wieder im 
Blickfeld meiner Erinnerungen. Er hat mich zu 
Aufrichtigkeit und Toleranz sowie zum Eintre-
ten für Frieden, Menschenwürde und sozialen 
Fortschritt liebevoll miterzogen und geprägt.
Als ich 1949 aus der Lungenheilstätte Wald-
wiese bei München in den Osten Deutschlands 
kam, hoffte ich auf ein Leben in Frieden und 
Sicherheit. Auch in der amerikanischen Zone 
hatten sich gute Freunde um mich gekümmert. 
Mit ihrer Hilfe wäre mir der Zugang zu Bildung 
und Beruf dort ebenfalls ermöglicht worden. 
Doch ich sah meinen Platz bei den Eltern und 
meiner Großmutter im Osten. 
Es herrschte damals noch allenthalben Man-
gel, auch Lebensmittelknappheit. Mein tägli-
cher Weg zum Werkzeugbau Fichtel & Sachs 
war genauso beschwerlich wie die völlig unge-
wohnte Arbeit. Doch jeden Tag gab es ein 
schmackhaftes und kostenloses Mittagessen 
aus der Betriebskantine.
Damals trat ich der Volkssolidarität, dem FDGB 
und der FDJ bei. Ich engagierte mich mit Herz 
und Verstand. Die Ziele dieser Massenorgani-
sationen entsprachen ganz meinen Vorstellun-
gen. Zu einer SED-Mitgliedschaft kam es indes 
nicht. Der Parteisekretär im Betrieb war ehr-
lich und sagte mir ohne Umschweife, meine 
Zugehörigkeit zur katholischen Kirche stehe 
einem Eintritt entgegen. Bei diesem Gespräch 
gab es keine gegenseitigen Vorwürfe, auch 
erwuchsen mir keine Nachteile. 
Ende 1949 trat ich der NDPD bei. In dieser Par-
tei oder in deren Auftrag wurden mir 40 Jahre 
lang verantwortliche Funktionen übertragen. 

Sie waren für mich das bestimmende Binde-
glied zur DDR. Wie es im Leben nicht anders 
sein kann, blieben Höhen und Tiefen, Freuden 
und Enttäuschungen nicht aus. Politisch oft-
mals recht eigenwillig, überdies mit christ-
licher Glaubensbindung und einem „linken 
Herzschlag“ blieben mir in meinem Arbeits-
leben Stolpersteine nicht erspart. Bei Wahr-
nehmung von Aufgaben, die mir entweder die 
NDPD übertragen oder in die man mich dele-
giert hatte, erfuhr ich auf meine Weise die 
Wahrheit über das Leben in der DDR. Dieses 
bestand nicht allein aus bequemen „Spazier-
gängen“. Immer galt es, sich im Wettstreit mit 
den Genossen zu beweisen. Bisweilen prallten 
die Meinungen über mich auch hart aufeinan-
der. Ich „ließ Federn“ und lernte manches hinzu. 
Die Würdigungen durch den Deutschen Frie-
densrat und den Nationalrat der Nationalen 
Front bedeuten mir auch heute noch viel.
Wer sich engagiert, muß immer damit rechnen, 
irgendwo anzuecken oder auch selbst nicht 
im Recht zu sein. Die Sorge um den Staat DDR, 
seine Gestaltung und seinen Bestand unter den 
harten Bedingungen der Klassenauseinander-
setzung verbanden mich mit ehrlichen Freun-
den und Genossen der SED und der anderen 
Blockparteien. Als die NDPD – meine politi-
sche Heimat, die mir gleichsam Familie war 

– zerbrach, empfand ich das als schmerzhaft 
und bedrückend.
Ich habe starrsinnige Funktionäre der SED 
erlebt, aber auch solche in den eigenen Reihen. 
Einem ganz und gar „betonköpfigen“ Verfech-
ter seiner Alleinherrschaft bin ich zwar nicht 
begegnet, wohl aber Dogmatikern und Sek-
tierern der verschiedensten Art. Mit zuneh-
mendem Abstand vom „Bild der DDR“ werden 

– wie bei der wiederholten Betrachtung jedes 

großen Gemäldes – auch dessen Feinheiten 
immer deutlicher. Manche Vorstellungen, 
Wege und Handlungen entsprachen nicht 
den Maßstäben sozialistischer Moral und 
Ethik. Der Sozialismus war eben so gut oder 
so schlecht wie seine jeweiligen Gestalter. 
Auf deutschem Boden prallten zwei konträre 
Systeme aufeinander – das eine auf ausge-
tretenen Wegen, aber mit gewaltigen Poten-
tialen, das andere auf völlig neuen Pfaden, aber 
mit einer zunächst schwachen ökonomischen 
Basis und nicht wenigen Menschen, die sich 
noch im Trauma der Niederlage oder in Trauer 
um verflossene Zeiten befanden. Unter diesem 
Knäuel von Widersprüchen, Ängsten und Vor-
behalten litt auch mein Verhältnis zur Kirche. 
Ich habe nur wenige ihrer Amtsträger erlebt 

– darunter einen Bischof der Methodisten –, 
die unbefangen und ehrlich mit mir über Sor-
gen und Veränderungen gesprochen hätten. 
Wenn ich heute mit anderen über die vergan-
gene, doch in meiner Erinnerung immer noch 
sehr gegenwärtige DDR diskutiere, höre ich 
oft: „Ja, Sie waren ein Glückspilz, ein Ausnah-
mefall. Die meisten anderen haben das ganz 
anders erlebt …“
Dabei drängt sich mir eine Frage auf: Wie 
konnte die DDR bei all den Schwierigkeiten 
40 Jahre bestehen, noch dazu erfolgreich und 
international anerkannt und das angesichts 
zunehmender Führungsschwäche im Kreml 
wie in „obersten Etagen“ des eigenen Landes? 
So viel „Aufpasser“ gab es ja wohl nicht, um bei 
den Bürgern der DDR das selbständige Denken 
und Handeln zu verdrängen oder gar auszu-
schalten, wie es so oft in den Mainstream-
Medien behauptet wird. 

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz
Träger der Fritz-Heckert-Medaille

Fritz Heckert und Chemnitz gehören zusammen
Der 1884 in Chemnitz geborene Arbei-

terjunge Fritz Heckert fand schon 1902 
zum Zentralverband der Maurer und zur 
SPD Bebels und Liebknechts. Die aktive Teil-
nahme an den Klassenkämpfen vor dem 
Ersten Weltkrieg, seine Bekanntschaft mit 
russischen Bolschewiki in der Schweiz sowie 
das Studium der Werke von Marx und Engels 
formten ihn zu einem profilierten Funk-
tionär der Arbeiterbewegung. 1912 wurde 
er Sekretär der Bauarbeitergewerkschaft 
in Chemnitz, 1914 Mitbegründer des Spar-
takusbundes. Sein aktives Auftreten gegen 
den Krieg führte zu Verhaftung und Einker-
kerung. 1918 befreit, wurde er Vorsitzender 
des Chemnitzer Arbeiter- und Soldatenrates. 
Gemeinsam mit Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg gehörte er zu den Gründern der 
KPD, dessen ZK er bis zu seinem Tod ange-
hörte. Fritz Heckert wirkte im Vollzugskomi-
tee der Roten Gewerkschaftsinternationale 
und gehörte dem Exekutivkomitee der Kom-
munistischen Internationale an. 

So stark er sich für ein Zusammengehen von 
KPD und SPD einsetzte, so konsequent warnte 
er vor den rechtssozialdemokratischen Füh-
rern. Seine klare politische Haltung, großes 
Wissen, Bescheidenheit und ein offener Cha-
rakter verschafften ihm hohes Ansehen in 
der deutschen und internationalen Arbei-
terbewegung. 
1933 ging Fritz Heckert auf Weisung des 
ZK der KPD in die sowjetische Emigration. 
Nach Ernst Thälmanns Einkerkerung orga-
nisierte er mit Wilhelm Pieck und Walter 
Ulbricht die illegale Arbeit der Partei in 
Deutschland. 
Obwohl der erst 50jährige an einer schwe-
ren Krankheit litt, nahm er 1935 an der 
Vorbereitung des weichenstellenden VII. 
Weltkongresses der Komintern teil. Am  
7. April 1936 starb Fritz Heckert. Er wurde 
an der Kremlmauer in Moskau beigesetzt.
Auch wenn er die Errichtung einer Arbei-
ter-und-Bauern-Macht auf deutschem Boden 
nicht miterleben konnte, ehrte ihn die DDR, 

indem sie den größten Industriekomplex von 
Karl-Marx-Stadt nach ihm benannte.  

Steffen Kastner alias Helmuth Hellge 
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DDR-Pflanzenschutz ohne „chemische Keule“

Bis weit in den Herbst hinein arbeiteten 
die Beschäftigten in der Landwirtschaft 

auf Hochtouren. Erste Getreidesorten (Win-
tergerste) verlangten nach dem Arbeitsgang 
Drusch, der mittlerweile zur Monokultur 
mutierte Raps, der im Frühjahr „die Land-
schaft so schön gelb färbt“ (O-Ton Stadtkin-
der), ebenso. Die ganzen Futtersorten waren 
dabei: Klee, Lupinen und andere Leckereien 
wie Mais für die Nutztiere. Am Ende der Ern-
tezeit durften dann die Gemüsebauern ran. 
Alle Kohlarten – rot wie weiß, Wirsing und 
Blumenkohl, aber auch Sellerie, Möhren 
und Gurken – kamen auf Anhänger, um 
gleich zur verarbeitenden Industrie 
gebracht oder eingelagert zu werden. 
Doch bevor der Landwirt die Ernte ein-
fahren kann, muß er viel dafür tun. Da 
wird im Vorfeld geackert, gegrubbert 
und gesät und auf alle Fälle Pflanzen-
schutz betrieben. Sobald der Mensch 
auf riesigen Feldern eine bestimmte 
Pf lanzensorte intensiv anbaut, „darf “ 
er diese auch intensiv pflegen und gegen 
ungebetene Gäste schützen. Neben kleinen 
Tierchen (Läuse, Tripse, Milben) machen vor 
allem Unkräuter und Ungräser dem Land-
wirt zu schaffen. Die unerwünschten Pflan-
zen sind schneller im Wachstum, verbreiten 
sich durch Samen oder vegetativ und wei-
sen eine Lebenskraft auf, die oft jene der 
Kulturpflanzen übersteigt. Eine Ertragsde-
pression der betreffenden Kulturpflanze ist 
die Folge. Dem muß nun mit vorbeugenden 
und mechanischen Maßnahmen entgegen-
gewirkt werden. 
Und was macht man, wenn die Landwirt-
schaft immer mehr Arbeitskräfte verliert 
und trotzdem intensiv und vorbildlich ange-
baut werden soll? Die Verantwortlichen 
setzen von „Blümchenliebhabern“ gerne 
als „chemische Keule“ verteufelte Spritz-
mittel ein, die natürlich immer streng nach 
Rezepten und Vorschriften gehandhabt wer-
den. Schließlich heißt es in der chemischen 
Unkrautbekämpfung nach wie vor: Viel hilft 
nicht viel.
Immer kommt zu dieser Zeit die einschlägige 
Presse nicht sehr fachlich auf die Anwen-
dung von chemischen Mitteln in der DDR 
zu sprechen und beschimpft die damaligen 
Anwender als „Giftmischer“. 
Schon früh erkannte man in dem kleinen 
Land, daß die chemischen Unkraut- und 
Insektenbekämpfungsmittel (Herbizide, 
Insektizide) einen festen Platz innerhalb 
der ackerbaulichen Maßnahmen einneh-
men müssen. Klarheit bestand von Anfang an 
darüber, daß all diese Mittel keine Ertrags-
steigerung bewirken, wohl aber durch 
Ausschalten der Schädlingskonkurrenz 
Ertragsdepressionen in den Kulturen verhin-
dern. Damit zum Beispiel die Verunkrautung 
ökonomisch vertretbar eingeschränkt wer-
den konnte, wurden die Herbizide kosten-
günstig bereitgestellt. Man kombinierte auf 
Anraten die von den Chemiekombinaten ent-
wickelten Mittel und beherrschte damit die 
Schädlingsproblematik an einer bestimmten 
Stelle. Dafür war in besonderem Maße die 

chemische Industrie in enger Zusammenar-
beit mit den Pflanzenschutzagronomen ver-
antwortlich. 
Erlernt wurde der Beruf „Pflanzenschützer“ 
übrigens an der Fachschule „Edwin Hoernle“ 
in Halle und Wettin. Der Absolvent durfte 
s ic h  a l s Ingeni-

eur für Agrochemie und Pf lanzenschutz 
bezeichnen. Diese Leute wurden nach dem 
Studium in den landwirtschaftlichen Betrie-
ben mit Kußhand und eigenem Büro einge-
stellt oder arbeiteten an der Schnittstelle 
zwischen der volkseigenen Industrie und 
den Landwirtschaftliche Produktionsgenos-
senschaften (LPG) in einem Agrochemischen 
Zentrum (ACZ). Hier lagen die verschiede-
nen Mittel als Pulver, Granulat oder Flüssig-
keit in riesigen Hallen zur Abholung bereit. 
Vom Insektengift Bi 58 bis zu den Herbizi-
den Trizilin, Simazin und SYS 67 KOMADAM, 
das im Frühjahr ab dem 5-Blatt-Stadium des 
Getreides eingesetzt werden sollte. Ein wun-
derbares Zeug, doch nicht zum Schnupfen  
geeignet. Die ACZ führten die Spritzarbei-
ten im Auftrag der LPG selbst durch. So 
waren nur Fachleute am Werk, die sich 
mit den Pf lanzenschutzmitteln auskann-
ten, die Rezeptur selbst zusammenstellten 
und auch über die Auswirkungen informiert 
waren. Diese „Pf lanzenärzte“ kümmerten 
sich weiter um das Erkennen der tierischen 
und pf lanzlichen Schädlinge und sorgten 
dafür, daß die Erntekollektive die Karenz-
zeit einhielten. Zum Einsatz kamen dabei die 
Feldspritze S 033 und die Sprüh- und Stäu-
bemaschine S 041.
So hätte es noch bis zum Ende aller Tage 
weitergehen können, wäre nicht die „Wende“ 
gekommen. Noch bis 1992 dokterten viele 
der etwa 200 ACZ herum und kämpften 
ums Überleben. Dazu zählte auch, daß man 
heimlich begann, unheimlich viele Fässer 

der begehrten Fungizide (gegen Pilzkrank-
heiten), Herbizide und Insektizide an zah-
lungskräf t ige Großbauern aus Bayern, 
Hessen oder Niedersachsen unter der Hand 
zu verkaufen. Sportak-45 gegen Halmbruch 
war begehrt, das schnell gegen Bodenläuse 
wirkende Wofatox-60 EC ebenso und beson-
ders Trizilin-25, ein stark giftiges Herbizid, 
das – sachgemäß angewendet – keine Schä-
digung hervorrief. Doch solches Tun wurde 
verfolgt, da die in Bitterfeld, Magdeburg, 

Schwarzheide, Chemnitz und Berlin her-
gestellten Pf lanzenschutzmittel keine 

Zulassung der Biologischen Bundesan-
stalt besaßen und auch nie bekommen 
hätten. 
Wenn die Ackerwildkräuter aus dem 
Boden schossen und es sich die Insek-
ten auf den Kulturpf lanzen bequem 
machten, wurde die ganze Chemie 

von den „Westbauern“ dennoch auf 
den Feldern versprüht. Der Bauern-

verband mahnte nach 1992 halbherzig 
an, doch der Profit steht ja im Kapitalis-

mus bekanntlich immer an erster Stelle. 
Nun kommt es noch viel schlimmer und 
wird trotzdem ignoriert. Viele Nahrungs-
mittel, ob Milchprodukte, Fisch, Fleisch, 
Teiglinge für Brötchen, Obst und Gemüse, 
die wir besonders billig im Supermarkt kau-
fen wollen, stammen mittlerweile aus China. 
Und in diesem großen, schwer zu überblik-
kenden Land gilt das Pf lanzenschutzmit-
telgesetz der EU natürlich nicht. Wie sollte 
es auch, es ist ja Asien! Was in Deutschland, 
früher auch in der DDR, als hoch toxisch ein-
gestuft wurde, ist derzeit im Reich der Mitte 
erlaubt. Dort sind mehr als 27 000 Pesti-
zide zugelassen (in der BRD etwa 1000), von 
denen 1, 5 Millionen Tonnen im Jahr ver-
sprüht werden. Egal, sagen sich die Kon-
zerne, auch wenn viele der Mittel Krebs 
und Gehirnerkrankungen zur Folge haben, 
und holen die Produkte preisgünstig nach 
Deutschland. 
Wenn wieder jemand à la Gauck auf die 
angeblich so vergiftete DDR schimpft, sollte 
man ihn mit der Wahrheit konfrontieren. 

Thomas Behlert, Gotha

Am 30. Januar um 10 Uhr spricht Dr.  
Peter Elz auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Königs Wusterhau-
sen im Bürgertreff, Fontaneplatz 2, über 
das Thema

Marktwirtschaftlich gestützte Plan-
wirtschaft als ökonomische Zukunft?

Am 15. Januar um 16.30 Uhr spricht  
der jW-Internetredakteur und Kenner  
der Region Peter Steiniger auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Berlin-Zentrum im Bürogebäude Franz-
Mehring-Platz 1 über das Thema 

Ist Kuba in Gefahr?

25 % aller Nahrungsgüter, die auf der Welt 
verderben oder einfach weggeworfen 
werden, würden ausreichen, um – einem 
Bericht der UNO-Spezialorganisation für 
Ernährung und Landwirtschaft zufolge –  
die Welt vom Hunger zu befreien.
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Warum das Überangebot im Kapitalismus niemandem nützt

Die Katze beißt sich in den Schwanz
Darin, daß der Kapitalismus nicht das Ende 

der Geschichte sein kann, sind sich nicht 
nur die marxistisch geprägten Linken einig. 
Stets wird dabei auf die Grundübel der heu-
tigen Gesellschaft wie hohe Arbeitslosigkeit 
und die sich ständig vertiefende Kluft zwi-
schen Arm und Reich verwiesen. Seit etlichen 
Jahren ist von grassierenden Krisen die Rede, 
die nur noch temporär oder lokal unterbro-
chen werden. Hinzu kommen Aggressionen 
ohne Ende, welche die Gefahr eines 3. Welt-
krieges verschärfen.
Auch bei engstens mit der „freiheitlich-
demokratischen Grundordnung“, also der 
kapitalistischen Gesellschaft, verbundenen 
Ökonomen rufen diese Grundübel Furcht und 
Mißbehagen hervor. Ganze Heerscharen von 
Wirtschaftsgurus, darunter nicht wenige 
Nobelpreisträger, bemühen sich seit Jahr-
zehnten um Lösungen, ohne Alternativen in 
Aussicht stellen zu können. Werden entspre-
chende Angebote unterbreitet, so beschrän-
ken sie sich mehr oder weniger auf allgemeine 
Appelle, mehr Gerechtigkeit walten zu lassen, 
den Reichtum umzuverteilen und eine straf-
fere staatliche Kontrolle auszuüben. Stets 
gehen sie von kapitalistischen Eigentums-
verhältnissen aus. 

Ich betrachte demgegenüber gerade diese 
gesellschaftlichen Strukturen als die tie-
fere Ursache für die erwähnten Grundübel, 
die unter solchen Verhältnissen unvermeid-
bar sind.
Die Marxsche Lehre von der Politischen 
Ökonomie des Kapitalismus beruht auf der 
Erkenntnis, daß Anarchie und Planlosigkeit 
der Produktion gesetzmäßige Erscheinungen 
kapitalistischen Wirtschaftens sind. Es muß 
schon sehr verwundern, daß selbst Ökono-
men, die heute noch in der PDL wortführend 
sind und diese Lehre nicht nur studiert, son-
dern sogar auf Kathedern vertreten haben, 
das offenbar völlig aus dem Blickfeld verlo-
ren zu haben scheinen.
Der Sachverhalt besteht darin, daß die ein-
zelnen Unternehmen jeweils isoliert produ-
zieren und erst über den Markt in Beziehung 
zueinander treten. Diese Art der Kontaktauf-
nahme erweist sich als sehr stabil sowie pro-
duktivitäts- und kreativitätsfördernd, was 
ohne straffe, planvolle innerbetriebliche 
Organisation nicht denkbar wäre. Das ist die 
mikroökonomische Ebene – das wirtschaftli-
che Fundament des kapitalistischen Systems. 
Über diesem erhebt sich jedoch ein entspre-
chender Überbau – die makroökonomische 
Ebene. Sie besteht aus einem Geflecht von Fol-

gewirkungen, die volkswirtschaft-
liche Dimension erreichen und die 
verschiedensten gesellschaftlichen 
Bereiche tangieren. Konkreter: Die 
Einzelunternehmen können für 
sich durchaus vernünftige Ent-
scheidungen treffen, vermögen 
aber deren Resultate nicht bis in 
die letzte Konsequenz zu über-
blicken. Das führt zu ungewollten, 
unkontrollierbaren, also praktisch 
kaum beherrschbaren volkswirt-
schaftlichen und gesellschaftli-
chen „Fernwirkungen“, aus denen 
sich die oben genannten Grund-
übel herleiten.
Die Ursache für dieses Ausein-
anderklaffen von bewußten Ent-
scheidungen und ungewollten 
Ergebnissen liegt darin, daß die 
einzelunternehmerischen Wei-
chenstellungen in doppelter Hin-
sicht eng begrenzt sind. Erstens 
werden Beschlüsse ausschließlich 
nach rein ökonomischen Maßstä-
ben und aus unternehmerischer 
Sicht, also profitorientiert, getrof-
fen. Soziale, ökologische, huma-
nitäre und andere Erfordernisse 
stehen in der Regel der Profit-
maximierung entgegen und wer-
den höchstens unter massivem 
äußerem Druck berücksichtigt. 
Zweitens sind die einzelnen Kapi-
talisten auch gar nicht dazu in der 
Lage, die ganze Komplexität volks-
wirtschaf t licher Verf lechtun-
gen zu überblicken, selbst wenn 
man ihnen hohe Sachkunde und 

entwickelte Organisationsfähigkeiten unter-
stellt. Ihnen fehlen dafür die notwendigen 
Informationen. Und selbst wenn sie diese 
hätten, würden sie wohl kaum ihren Profi-
tinteressen entsprechen und sie zu weitsich-
tigerem Handeln veranlassen.
Jeder Unternehmer versucht zum Zweck der 
eigenen Profitmaximierung, die Kosten – 
darunter auch die Lohnkosten – so niedrig 
wie möglich zu halten oder gar abzusenken. 
Zu deren Reduzierung werden verschiedene 
legale und illegale Möglichkeiten ausgenutzt. 
Zu ihnen gehört, daß sich mit jeder Maß-
nahme zur Steigerung der Arbeitsproduk-
tivität zwar der Produktionsausstoß erhöht, 
dies aber nicht in gleichem Maße auf die 
gezahlten Löhne und Gehälter zutrifft. Was 
sinkt, sind in jedem Falle die Lohnstückko-
sten. Da Löhne aber nicht nur ein Kostenfak-
tor für den Produzenten, sondern zugleich 
auch ein Nachfragefaktor in der Sphäre der 
Konsumtion sind, entsteht ein unvermeidba-
rer Widerspruch: Eine steigende Angebots-
menge, die zur Verfügung gestellt werden 
könnte, erweist sich als nicht absetzbar, 
weil sich die Binnennachfrage im Ergebnis 
der „Lohndrückerei“ nicht in gleichem Maße 
entwickelt. Hier beißt sich die Katze in den 
Schwanz. Aus dem Geschilderten ergibt sich 
mit einer gewissen Zwangsläufigkeit das 

„Phänomen“ ständiger Arbeitslosigkeit im 
Kapitalismus. Dieser bremst sich sozusagen 
selbst aus. Gleichzeitig erscheint (zumindest 
optisch) ein frappierendes Überangebot an 
Waren und Leistungen. Dieses nützt indes 
einem wachsenden Anteil der Bevölkerung 
überhaupt nichts, weil dessen finanzielle 
Lage die Möglichkeit eines entsprechenden 
Zugriffs ausschließt. 
Im Kapitalismus befindet sich praktisch jeder 
einzelne Kapitalist in einer ständigen Kon-
kurrenzsituation zu anderen Kapitalisten. Er 
versucht natürlich, seine Marktkontrahenten 
zu verdrängen und muß andererseits stän-
dig befürchten, selbst aus dem Feld geschla-
gen zu werden. Bei dem dabei entstehenden 
Gerangel um die besten Marktpositionen – 
denken wir nur an den Immobiliensektor – 
versucht jeder Konkurrent, so schnell und so 
viel wie möglich Kapital in die als profitabel 
erkannte Anlagemöglichkeit zu stecken. Das 
Ergebnis besteht – wie bereits geschildert – 
in einer raschen Übersättigung. Und wenn 
von den einzelnen Kapitalisten irgendwann 
erkannt wird, daß sich die angestrebte Pro-
fitabilität nicht erreichen läßt, beginnt eine 
geradezu panische Flucht aus diesem Markt, 
um so viel wie möglich zu retten. 
Dies ist – auf eine Kurzformel gebracht – der 
unvermeidliche Entstehungsmechanismus 
von Krisen im Kapitalismus. Aus diesem 
Grunde haben wir zu DDR-Zeiten in der 
Vermittlung der Lehre von der Politischen 
Ökonomie des Kapitalismus stets auf den 
Zusammenhang von Anarchie und Konkur-
renz verwiesen. Erinnern sich da ältere Leser 
nicht an früher bereits Vernommenes?

Dr. Peter Elz, Königs WusterhausenDenkzettel: Dieter Eckhardt
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Über echte und faule Kompromisse

Die Einwände Herbert Meißners gegen 
Ingo Wagners Bewertung der Partei Die 

Linke im Oktober-RF sind ohne Zweifel zur 
Unterstützung einer tatsächlich linken Politik 
entsprechender Kräfte in der PDL von nicht 
geringer Bedeutung.
Einige Bemerkungen zum Disput der bei-
den marxistischen Professoren. Der Vor-
wurf Herbert Meißners, daß Ingo Wagner 

pauschal von PDS und PDL ohne Berücksich-
tigung marxistischer Plattformen und Grup-
pen in der Partei spreche, ist angesichts der 
Tatsache zu relativieren, daß die linke und 
die rechte Grundlinie im Programm durch-
aus benannt sind. Die Argumente gegen Wag-
ners These, das Erfurter Programm sei ein 
Kompromißpapier „mit Zügen einer gabel-
artigen Verzweigung“, bedürfen aus meiner 
Sicht einer Ergänzung: Die Tatsache, daß das 
Programm antikapitalistische, sozialpoliti-
sche und vor allem friedenspolitische Positio-
nen enthält, ist ohne Zweifel der Wirksamkeit 
marxistischer Kräfte in den Reihen der PDL 
zu verdanken. Nur muß zugleich auch gesagt 
werden, daß die reformistischen Positionen 
gegenüber dem Programm von 1993 quanti-
tativ und qualitativ an Gewicht zugenommen 
haben. Der Einfluß der Reformer gegenüber 
den Vertretern marxistischer Auffassungen 
ist in der Partei weiter gewachsen, was dazu 
geführt hat, daß die Anhänger des rechten 
Flügels die Erfurter Fassung des Programms 
nicht ernst nehmen. Bei ihren Bemühungen 
um Regierungsfähigkeit geben sie unverhoh-
len selbst elementarste Grundsätze preis. Ihre 
politischen Bekenntnisse und Anschlußbe-
kundungen gelten einer SPD, die spätestens 
seit Bad Godesberg und Hamburg keine sozi-
aldemokratische Partei mehr ist. 
Die Bezugnahme des Genossen Meißner auf 
die Bemerkung des Genossen Wagner, beim 
Programm der PDL handele es sich um einen 
Kompromiß zwischen zwei konzeptionellen 

Grundlinien, den Lenin als unerläßliches Ele-
ment jeglicher Politik bezeichnet habe, sollte 
ebenfalls eine Ergänzung erfahren. Der Hin-
weis auf Lenin erfordert aus meiner Sicht einige 
prinzipielle Bemerkungen. Jeder Kompromiß 
ist eine Vereinbarung auf der Basis von Zuge-
ständnissen beider Seiten, wobei die Absicht 
unterstellt werden muß, daß diese gleicher-
maßen Nutzen aus dem Vereinbarten ziehen. 
Allerdings wird der Kompromiß-Begriff auch 
bei Lenin bisweilen im Sinne stärker ausge-
prägter einseitiger Zugeständnisse gebraucht. 
In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß 
die entscheidenden innerparteilichen Kompro-
misse der PDL dadurch charakterisiert waren, 
daß der Rückgang bei der Bundestagswahl 
2002 wohl recht bewußt in Kauf genommen 
worden ist. Es ging um die Ernsthaftigkeit des 
gegenüber der SPD abgegebenen Bekennt-
nisses zu deren Innen- und Außenpolitik. Die 
Parteispitze wollte sich andererseits einer Bun-
destagsfraktion entledigen, die wegen ihres 
hohen Anteils an marxistisch gebildeten Genos-
sen nicht genügend reformerkonform war. Auf-
grund des massiven Stimmenrückgangs heftig 
kritisierte Funktionäre kehrten schon bald auf 
ihre Führungsposten zurück, während die kri-
tischsten Geister ausschieden. 
Nachdem der das PDL-Establishment schok-
kierende Wiederaufstieg der Partei unter 
Oskar Lafontaine zu einem spektakulären 
Wahlerfolg geführt hatte, wurde der „linksso-
zialistischen Euphorie“ der Kampf angesagt. 
Ohne Skrupel mobbte man den Parteivorsit-
zenden, weil er „die Annäherung an die SPD“ 
behindere – ein Vorgang, der bei der Bundes-
tagswahl 2013 mit dem Verlust von 30 % der 
Stimmen bestraft wurde. Mit dem Parteipro-
gramm 2011 war tatsächlich ein gegenüber der 
bis dahin gültigen Linie verändertes Papier mit 
zwei entgegengesetzten Zielstellungen – einer 
reformistischen und einer sozialistischen – ver-
abschiedet worden. 
Ich bin der Meinung, daß die bisher geschlos-
senen „Kompromisse“ eher auf eine Stärkung 
der Reformerseite hinausliefen, also aus mar-
xistischer Sicht „faule Kompromisse“ waren. 
2015 hat der Bielefelder Parteitag diese Linie 
pauschal bestätigt. Der Leitantrag und die 
Parteitagsregie waren ebenso vorgegeben 
wie Versuche, eine sozialistische Europapoli-
tik zu verhindern. Daß Gregor Gysi seine „Ein-
Mann-Show“ zur Verkündung des Rücktritts als 
Fraktionsvorsitzender darbot, erfolgte – neben 
persönlichen Motiven – wohl vor allem auch in 
der Absicht, ein paar Pflöcke für ein künftiges 
Zusammengehen der PDL mit der SPD und den 
Grünen zu setzen. Der bisherige Fraktionsvor-
sitzende wollte das mögliche Scheitern seines 
Lebenstraumes vom Mitregieren offensicht-
lich nicht mehr in einer Führungsposition mit-
erleben. 
Das markanteste Beispiel für die Funktions-
weise der bisher praktizierten innerparteili-
chen „Kompromißpolitik“ ist aus meiner Sicht  
der Fall Wolfgang Nescovic. Der PDL-Bundes-
tagsabgeordnete aus der Lausitz mit siche-
rer Chance, 2013 erneut ein Direktmandat zu 
erringen, mußte offenbar wegen seiner Kri-
tik an der Demontage des Parteivorsitzenden 

Oskar Lafontaine weichen. Allerdings war er 
auch gegen die prinzipienlose Koalitionspoli-
tik des Brandenburger Landesvorstandes auf-
getreten. Mit ihm verlor die Partei ein Mandat 
und die Fraktion einen klugen und integren 
Abgeordneten.
Erfreulicherweise gibt es in der PDL neben 
jenen, welche die bisherige Kompromißpo-
litik fortsetzen wollen, inzwischen auch den 
durch die Leipziger Genossen um Volker Külow 
gegründeten Karl-Liebknecht-Kreis. Von ihm 
erging der dringende Appell an die PDL-Mitglie-
der, den „Reformern“ mit aller Entschiedenheit 
entgegenzutreten und sie an ihren parteizer-
störerischen Absichten zu hindern. Deshalb 
muß unser Handeln – aus meiner Sicht – vor 
allem darauf gerichtet sein, diesem Gremium 
im Kampf gegen die Liquidatoren einer kon-
sequent linken Partei jede mögliche Hilfe zu 
erweisen.
Rücksichtnahme und diplomatisches Feinge-
fühl gegenüber Leuten, die mit der Erfindung 
angeblich egalitärer, libertärer, postmoderner 
und sonstiger Sozialismen samt ihrer „Trans-
formationstheorie“ den PDL-Mitgliedern und 

-Anhängern die ideologische Orientierung zu 
nehmen suchen, sind fehl am Platze.

Reiner Hofmann, Panketal

Am 26. Januar um 19 Uhr spricht 
der herausragende Friedensaktivist 
Reiner Braun auf einer Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Potsdam im 
Jugendzentrum „Freiland“, Friedrich-
Engels-Straße 22, Seminarraum Haus 1, 
zum Thema 

Aktuelle Herausforderungen für die 
Friedensbewegung

Am 19. Januar um 18 Uhr stellt der Autor 
Dr. Klaus Blessing auf einer Veranstal-
tung der „RotFuchs“-Regionalgruppe 
Berlin Marzahn-Hellersdorf im Stadt-
teilzentrum Marzahn-Mitte, Marzahner 
Promenade 38, sein Buch 

Die sozialistische Zukunft

 vor.

Am 23. Januar begeht der verdienst-
volle Pädagoge der DDR und bewährte 
RF-Autor 

Horst Neumann 
seinen 75. Geburtstag. Motor der Frie-
densinitiative Bad Kleinen, ist er nicht 
nur ein rastloser Verbreiter politischen 
Wissens, sondern gehört auch zu den 
Aktivisten der RF-Regionalgruppe 
Mecklenburg-Nordwest/Wismar. 
Förderverein und Redaktion über-
mitteln dem verläßlichen Freund und 
Genossen herzliche Glückwünsche!

Lenin (Moskau 1975) Foto: W. Metzger
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Ein Insider zur Vermittlung falscher Eindrücke aus lrak, Iran und Afghanistan

Medien als Erfüllungsgehilfen der Politik
Die Berichterstattung über die Entwick-

lungen in diesen drei Staaten zeigt einen 
dramatischen – auch ethischen – Verfall der 
Medien. Die Nutzung neuer Technologien 
begünstigte die zunehmende Oberflächlich-
keit in der Berichterstattung. Statt die Ent-
wicklung des Scheiterns westlicher Politik 
darzustellen, wurde sie verharmlost und 
um Verständnis für sie geworben. Am Bei-
spiel des Einsatzes der Bundeswehr werden 
der Wandel und die zunehmenden Defizite 
besonders deutlich. Statt vor Kampfeinsät-
zen zu warnen, die sich abzeichneten, wurde 
für diese geworben, indem man Soldaten zu 
Helfern in Uniform hochstilisierte. 
In Afghanistan wurde dies bereits Wochen 
nach dem Sturz der Taliban-Regierung im 
Herbst 2001 deutlich. Statt die Petersber-
ger Konferenz (27. 11. bis 5. 12. 2001) als 
das zu bezeichnen, was sie war – ein Tref-
fen der Siegerparteien ohne Einbindung der 
Unterlegenen –, wurden die dort von Kriegs-
fürsten und prowestlichen Politikern gefaß-
ten Beschlüsse als Neuanfang afghanischer 
Politik und als Beginn der Schaffung einer 
Zivilgesellschaft am Hindukusch dargestellt. 
Später deuteten die Medien in einer aus der 
Rückschau beispiellosen Naivität die Entsen-
dung von Bundeswehreinheiten zu einer Art 
Hilfseinsatz um.
In dieses Muster passen die Berichte über 
die deutsche Rolle beim Neuaufbau der nicht 
mehr existierenden afghanischen Polizei. Aus 
einem Untertitel des Budgets stellte das Aus-
wärtige Amt in den Anfangsjahren jeweils  
12 Millionen Euro bereit, während die USA 
allein 2006 für deren Ausrüstung zwei Mil-
liarden US-Dollar vorsahen, um sie zu einer 
Art Hilfstruppe der Streitkräfte umzubauen.
Spätestens von diesem Zeitpunkt an war es 
unentschuldbar, den deutschen Beitrag, der 
im Rahmen der Bemühungen der europä-
ischen Polizei fortgesetzt wurde, nicht als 
gescheitert zu bezeichnen.
Am Beispiel Irans zeigt sich besonders deut-
lich, was es heißt, wenn Vorurteile übernom-
men werden. Statt die Bildung der Islamischen 
Republik auch als Reaktion auf westliche Poli-
tik zu verstehen, wurde seit 1979 vor allem 
von einer „Diktatur der Mullahs“ gesprochen. 
Auch die deutsche Presse ergriff Partei, als 
Saddam Hussein den Irak 1980 gegen Iran 
in den Krieg führte. Ich habe als Korrespon-
dent fassungslos erlebt, wie Iran Propaganda-
Interessen unterstellt wurden, als die ersten 
Überlebenden irakischer Giftgas-Angriffe zur 
Behandlung in europäische Kliniken geflogen 
wurden.
Über den achtjährigen Krieg und die min-
destens eine Million Toten und mindestens 
ebenso vielen Verletzten wurde nicht ernst-
haft berichtet. Während der Krieg gegen den 
Irak später mit der Suche nach geheimen ira-
kischen Rüstungsprogrammen vorbereitet 
wurde, unterstellten Politiker und Medien 
dem Iran noch Jahre nach dem Sturz Sad-
dam Husseins ein aktives atomares Rüstungs-
programm. Zum einen existierte dieses mit 

großer Sicherheit nicht mehr, zum anderen 
wurde unterschlagen, daß es vor dem Hinter-
grund irakischer Bedrohung entstanden war.
Mit Sanktionen sollte die Islamische Republik 
Iran zum Einlenken gezwungen werden. Statt 

über die Wirkungslosigkeit von Sanktionen 
zu berichten, wurde deren Bedeutung maß-
los übertrieben. 
Die vergangenen Jahre haben die zuneh-
mende Bedeutung der Medien als Erfüllungs-
gehilfen staatlicher Politik gegenüber dem 
Iran belegt. Gestützt auf fragwürdige Quel-
len – meist aus dem diplomatischen Umfeld 
der IAEA – wurden Berichte verbreitet, der 
Iran betreibe geheime atomare Rüstungspro-
gramme. Der verdeckte Krieg der USA und 
Israels gegenüber dem Iran mit Terroran-
schlägen, Cyber-War und der Finanzierung 
bewaffneter Oppositionsgruppen blieb in 
deutschen Medien indes weitgehend uner-
wähnt. Doch während sich an der iranischen 
Politik in den vergangenen Jahren nur Unwe-
sentliches geändert hat, wurde die diploma-
tische Einigung als großer Erfolg gewertet, 
ohne darzustellen, daß die Ratifizierung des 
Abkommens durch US-Institutionen nicht 
gesichert war.
Für die deutschen Medien dürfte der Iran erst 
interessant werden, wenn die heimische Indu-
strie ihre Exporte in das Land steigern kann. 
Ihre Berichterstattung hat zu einem derart 
verzerrten Bild über die Islamische Republik 
geführt, daß Iran-Reisende immer wieder über-
rascht erfahren haben, daß sich die Wirklich-
keit vor Ort total von dem bei ihnen durch die 
Medien erzeugten Bild unterscheidet.
Medien-Berichterstattung war schon immer 
ein Ref lex auf herrschende Verhältnisse. 
Nationale Interessen wurden gerade im Vor-
feld von Kriegen als allgemeingültige emp-
funden. Obwohl nach dem Zweiten Weltkrieg 
ein Umdenken eingesetzt hatte, lassen sich 
die Medien seit der Jahrtausendwende wieder 
zunehmend vereinnahmen. Diese Tendenz hat 

sich mit der Militarisierung der Politik in den 
vergangenen 20 Jahren verstärkt.
Stromlinienförmigkeit und Oberf lächlich-
keit führen dazu, daß verhängnisvolle poli-
tische Fehler nicht mehr hinterfragt werden 

und die Berichterstattung in der Regel affir-
mativ verflacht. In der heutigen Zeit hat dies 
bedeutsame Konsequenzen. Ähnlich wie in 
den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg kann 
sich das Gift eines unheilvollen Nationalis-
mus schleichend verbreiten. Menschenleben 
in der Ferne verlieren an Bedeutung, womit 
der Tod anderer nicht nur billigend in Kauf 
genommen wird, sondern die Hemmschwel-
len für militärische Interventionen und 
Unbarmherzigkeit sinken, wenn Fremde 
betroffen sind.
Politiker können ihre Spuren verwischen, 
ohne daß dies wahrgenommen wird. Als 
bestes Beispiel dient mir der ehemalige 
deutsche Außenminister Joseph Fischer. Er 
beklagt in dem Beitrag „The Return of the 
Ugly German“ (Die Rückkehr des häßli-
chen Deutschen), daß die Bundesregierung 
ein deutsch-dominiertes Europa anstrebe. 
Damit lenkt er von den Entscheidungen wäh-
rend seiner eigenen Amtszeit (1998–2005) ab, 
während derer die Weichen für diese Politik 
gestellt wurden.
Ähnlich macht Fischer US-Prasident George 
W. Bush für das Scheitern westlicher Politik 
in Afghanistan verantwortlich. Dabei wur-
den die Grundlagen für deren Fiasko bereits 
auf dem Petersberg gelegt.  Ulrich Tilgner

Der Verfasser dieses vom RF gekürzten Beitrags 
ist Journalist und Buchautor. Er arbeitete u. a. 
beim Süddeutschen Rundfunk, für die Nach-
richtenagentur dpa sowie als Korrespondent 
der ARD und des ZDF im Nahen und Mittleren 
Osten. Im April 2008 beendete er seine Zusam-
menarbeit mit dem ZDF und war bis Anfang 
2015 hauptsächlich für das Schweizer Fernse-
hen tätig. 

Karikatur: Klaus Stuttmann
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Als „Treffpunkt Berlin“ und „Pulsschlag der Zeit“ Ohrwürmer waren

Von den Anfängen des demokratischen Rundfunks
Der Berliner Rundfunk sprach anfangs 

als einziger Sender zu ganz Deutsch-
land – soweit die technischen Möglichkeiten 
es zuließen. Immerhin habe ich ihn im Som-
mer 1945, noch als Gefangener, in einem Lager 
bei Nürnberg gehört. Erst ab August/Sep-
tember 1946 erlaubten auch die 
westlichen Besatzungsmächte 
deutsche kommentierende Sen-
dungen. Aber selbst sie übernah-
men zunächst einige wichtige 
Beiträge von uns, so Werner 
Kleins Reportagen vom Buchen-
waldprozeß. Auch am Nürnber-
ger Kriegsverbrecherprozeß 
1946 hatte Michael Wolf-Storm 
vom Berliner Rundfunk anfangs 
als einziger deutscher Rundfunk-
journalist teilgenommen.
Dort lernte er Herbert Geßner 
vom Bayerischen Rundfunk ken-
nen, der als aufrechter Antifa-
schist bald danach zu uns kam 
und der erste Gast in unse-
rer später so populären Sende-
reihe „Treffpunkt Berlin“ wurde. 
Ihm folgten dann profilierte 
K om ment a t or en we s t deu t-
scher Sender wie Karl-Eduard  
von Schnitzler aus Köln, Gün-
ther Cwojdrak und Karl Gass aus 
Hamburg. Ihr Weg zu uns war ein  
vielbeachteter Protest gegen 
die damals schon erkennbaren 
Ansätze der Restauration des 
deutschen Imperialismus und ein aufrech-
tes Bekenntnis zu einem demokratischen 
Deutschland.
Dieser „Treffpunkt“ wäre übrigens sogar 
in seiner journalistischen Form damals im 
Westrundfunk unmöglich gewesen: Es war 
eine freie Diskussion ohne „abgezeichnetes“ 
Manuskript über aktuelle Themen. Die Sen-
dung war auch nicht ohne Humor. Ich erin-
nere mich, wie sie einmal damit begann, daß 
alle Beteiligten stotternd und falsch russi-
sche Wörter von sich gaben, bis einer sagte: 

„Rotlicht! Wir sind auf dem Sender, wir dür-
fen deutsch sprechen!“, und dann ein Zitat aus 
der Westberliner Zeitung „Telegraf“ verlas, 
wonach in unserem Funkhaus nur vor dem 
Mikrofon deutsch gesprochen werden durfte, 
sonst aber russisch.

„Treffpunkt Berlin“ war nicht das einzige, aber 
wohl ein besonders markantes Beispiel für 
die nationale Verantwortung des Berliner 
Rundfunks in einer Zeit zunehmender impe-
rialistischer Spaltungspolitik. Wenn wir die 
Rundfunkarbeit von 1946 bis zur Gründung 
des Staatlichen Rundfunkkomitees 1952 
überblicken, so finden wir im Programm die 
zielstrebige Vielfalt in der Entwicklung der 
damaligen Sowjetischen Besatzungszone und 
später der DDR wieder. 
Am Anfang des genannten Zeitabschnitts 
stand die Vereinigung der beiden Arbeiterpar-
teien im April 1946. Daß wir an diesem Ereig-
nis, dem ein jahrzehntelanger opferreicher 

Kampf vorangegangen war, nun jeden Hörer 
teilnehmen lassen konnten, erfüllte uns mit 
Stolz und Begeisterung. Das sprach wohl auch 
aus unseren Sendungen. 
Die Vereinigung von KPD und SPD zur SED 
war ein geschichtlicher Prozeß, der zwar in 

jenen Ostertagen seinen Höhepunkt erlebte, 
aber noch Monate danach weiterging. 
Im Januar 1946 hatte mir ein alter Genosse 
in Leuna gesagt: „Wir kommunistischen 
und sozialdemokratischen Arbeiter haben 
gemeinsam gegen Hitler gekämpft. So kam 
es zu einer echten Einheit der Klasse. Darum 
verstehe ich nicht, daß im vorigen Jahr wieder 
zwei Arbeiterparteien gegründet wurden. Ist 
das nicht ein Rückfall in eine schlechte Tra-
dition?“
Solche Meinungen waren ernst zu nehmen. 
Manche Sozialdemokraten und Kommunisten 
unterschätzten die notwendige ideologische 
Klärung, ohne die keine dauernde Einheit zu 
erreichen war. Aus dieser Erkenntnis erga-
ben sich für den Rundfunk wichtige Aufgaben. 
Sie wurden außer im Tageskommentar und 
in den Nachrichten vor allem von den Sende-
reihen „Tribüne der Demokratie“ und „Puls-
schlag der Zeit“ wahrgenommen.
Ab Mitte 1946 nahmen auch bei uns die ein-
zelnen Landessender ihre Tätigkeit auf, wobei 
die großen technischen Schwierigkeiten mit 
Hilfe unserer sowjetischen Freunde überwun-
den werden konnten.
So kam der Rundfunk näher an seine Hörer 
heran, auch persönlich durch seine Mitar-
beiter. In einem Berliner Betrieb sagten die 
Arbeiter, wenn der „Pulsschlag“- Reporter 
Georg Gudzent erschien: „Jetzt kommt unser 
Reporter.“ In einem westdeutschen Betrieb 
wurden bei einem Streik nur die Reporter 

des demokratischen Rundfunks, also des 
Deutschlandsenders, von den Streikposten 
eingelassen.
ln den ersten Jahren war jeder noch so win-
zige Fortschritt unserer Industrie ein wich-
tiges Thema der Sendungen. Die Begriffe 

„Neuerer“ und „Schrittmacher“ 
gab es zwar damals noch nicht, 
aber der Rundfunk hat viele sol-
cher Frauen und Männer den 
Hörern als Vorbilder bekannt-
gemacht. Ich erinnere nur an die 
nicht nur sachlich informativen, 
sondern auch journalistisch reiz-
vollen Gespräche mit Adolf Hen-
necke. 
Frauen und Männer, die heute in 
mittleren oder leitenden Posi-
tionen stehen, waren damals 
Jugendliche oder erst Kinder. Sie, 
deren Leben bisher von Luftan-
griffen und Trümmern bestimmt 
war, wurden durch die mitrei-
ßende Sendereihe „Wir bauen 
unsere neue Stadt“ (Leitung 
Christa Neumann-Grote) auf-
gefordert, sich Gedanken über 
die Wirklichkeit einer schöne-
ren Zukunft zu machen, deren 
Erbauer sie damals in Phantasie 
und Spiel, später durch eigene 
Arbeit wurden.
Mit dem Ausbau des westdeut-
schen Sendernetzes (einschließ-
lich der in deutscher Sprache 

sendenden amerikanischen Stationen RIAS 
und „Radio Free Europe“) verstärkte sich 
das Bemühen des Imperialismus, den Rund-
funk als Waffe gegen unsere Republik zu 
mißbrauchen, verschärfte sich der Klassen-
kampf im Äther. Der demokratische Rundfunk 
bewährte sich als Verteidiger des Humanis-
mus, als Waffe des Friedens, als Forum der 
Wahrheit und nicht zuletzt als Freund der 
Bevölkerung in Westdeutschland. Dies war 
die besondere Aufgabe des Deutschlandsen-
ders, vor allem seiner damaligen Sendereihe 

„Wir sprechen für Westdeutschland“. Patri-
oten aller Richtungen von Max Reimann bis 
Pastor Niemöller traten vor unsere Mikrofone. 
Als Leiter der Sendereihe erhielt ich wöchent-
lich bis zu 2000 Briefe. 
Mit dem Erinnern an die publizistischen Sen-
dungen ist natürlich nicht das Gesamtpro-
gramm des Rundfunks jener Jahre gewürdigt. 
So haben die Musiksendungen nicht nur – und 
schon das war wichtig – die bei den Faschi-
sten verfemten und der Jugend unbekann-
ten Werke etwa von Mendelssohn-Bartholdy 
übertragen und Bach wie Händel in neuen 
Aufnahmen liebevoll dargeboten, sondern 
waren auch Motor des Neuen. Viele Arbeiter- 
und Jugendlieder wurden in das Programm 
aufgenommen, darunter auch solche, die von 
eigenen Mitarbeitern wie Helmut Koch und 
Kurt Sandig geschaffen worden waren. Einige 
davon sind heute bereits Volkslieder.

Horst Heydeck, in: „FF dabei“, Nr. 37/1973

„Treffpunkt Berlin“ 1948 mit Michael Wolf-Storm, Herbert Geßner,  
Karl-Eduard von Schnitzler, Günther Cwojdrak und Helmut Schneider
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Vor 70 Jahren trat die erste Vollversammlung der Vereinten Nationen zusammen

Die UNO im Wandel der Zeiten
Am 10. Januar 1946 begann in London die 

erste Vollversammlung der Vereinten 
Nationen. Auf ihr wurde Trygve Lie als UNO-
Generalsekretär gewählt. In der Londoner 
Exilregierung Norwegens war er Außenmini-
ster gewesen. Während sei-
ner Amtszeit vom 1. Februar 
1946 bis zum 10. April 1953 
vertrat er rückhaltlos die 
Interessen der USA und der 
sich formierenden NATO. 
Die Grundsätze des Nürn-
berger Militärtribunals wur-
den von den Teilnehmern der 
ersten Sitzung beschlossen. 
Kriegsverbrecher waren 
auszuliefern und zu bestra-
fen. Diese Prinzipien gelten 
bis heute. Mit der Londoner 
Konferenz – die folgenden 
Vollversammlungen tagten 
dann bereits in New York – 
begann das Ringen um die 
Durchsetzung der Völker-
rechtsnormen, die im Rah-
men der UN-Charta von 51 
Gründerstaaten beschlos-
sen worden waren. 
Unter Berücksichtigung der 
Lehren aus dem Scheitern des Völkerbun-
des und aufgrund der im Zweiten Weltkrieg 
gesammelten bitteren Erfahrungen waren die 
Alliierten der Antihitlerkoalition übereinge-
kommen, nach dem Sieg über den Faschismus 
eine internationale Organisation ins Leben zu 
rufen, die „künftige Generationen vor der Gei-
ßel des Krieges bewahren“ sollte. So hieß es 
in der Präambel der UN-Charta. In dieser – sie 
wurde bereits am 26. Juni 1945 in San Fran-
cisco von den Unterzeichnerstaaten beschlos-
sen – waren Prinzipien festgelegt worden, 
deren Einhaltung durch alle Staaten fortan 
kriegerische Konflikte ausschließen sollte. 
Peter Alfons Steiniger, Professor an der Ber-
liner Humboldt-Universität und Senior der 
DDR-Völkerrechtler, nannte sie das „Sie-
bengestirn des Völkerrechts“: Verzicht auf 
Androhung von Gewalt in den internationa-
len Beziehungen; die Pflicht, Konflikte mit 
friedlichen Mitteln zu lösen; das Gebot der 
Nichteinmischung in innere Angelegenheiten 
anderer Staaten; die Pflicht zur friedlichen 
Zusammenarbeit; die Achtung vor dem Selbst-
bestimmungsrecht der Völker; das Prinzip 
der souveränen Gleichheit der Staaten; die 
Pflicht, diese Prinzipien nach Treu und Glau-
ben einzuhalten.
Die Charta war bindend für alle Staaten. Nicht 
diese Prinzipien sind es, welche die Welt unsi-
cher machen, sondern der Bruch des Völker-
rechts durch die USA und deren Komplizen 
als Konstante in den 70 Jahren UN-Geschichte.
Hier ist nicht der Platz, um die 70 Vollver-
sammlungen, die unterdessen stattgefun-
den haben, zu analysieren. Sie spiegeln die 
historischen Entwicklungsetappen seit 1945 
wider. Bis etwa 1955/56 vermochten es die 
USA und deren Verbündete mit einer soliden 

Mehrheit, die UNO in ein Instrument impe-
rialistischer Politik zu verwandeln. Sie lie-
ßen sich von ihr am 25. Juni 1950 sogar die 
Aggression in Korea mit der Resolution 82 
absegnen. Damals boykottierte die UdSSR den 

UN-Sicherheitsrat wegen der Besetzung des 
Mandats der Volksrepublik China durch Tai-
wan. Deshalb gab es kein sowjetisches Veto in 
diesem Gremium, sondern ein Votum von 9 : 0 
bei alleiniger Stimmenthaltung Jugoslawiens. 
Ab Mitte der 50er Jahre änderte sich das 

Kräfteverhältnis in der Welt und damit auch 
in der UNO. Bis 1960 war die Zahl der Mit-
gliedsstaaten auf 99 angewachsen, vor allem 
durch die Aufnahme zahlreicher von der Kolo-
nialherrschaft befreiter junger Nationalstaa-
ten aus Afrika. Frieden und Abrüstung, aber 
auch Pretorias Politik der Apartheid und 
die Verbrechen Israels nahmen nunmehr in 
den Debatten und Beschlüssen einen breiten 
Raum ein. Die Vereinten Nationen begannen, 
in Ringen um Entspannung und friedliche 
Koexistenz ihren Part zu übernehmen. 

Unter den veränderten weltpolitischen Bedin-
gungen wurden 1973 die DDR und die BRD 
gleichzeitig in die Vereinten Nationen aufge-
nommen. Deren Wirken in der UNO war ein 
Bestandteil der Beziehungen zwischen beiden 

deutschen Staaten – ein Aus-
druck und Faktor der einset-
zenden Entspannungspolitik. 
Deutsch-deutsche „Querelen“ 
wurden in der UNO nicht 
ausgetragen. Niemals ist die 
Politik der DDR in den Ver-
einten Nationen und deren 
Spezialorganisationen kriti-
siert worden. 
Wilhelm Bruns von der SPD-
nahen Friedrich-Ebert-Stif-
tung bilanzierte Jahr für 
Jahr Auftreten und Abstim-
mungsverhalten der UN-
Diplomaten beider deutscher 
Staaten. Die DDR war dabei 
stets in der Vorhand. Ihre 
Vorschläge fanden Mehrhei-
ten.
Der Untergang der sozialisti-
schen Staaten Europas und 
in Teilen von Asien führte 
auch bei der UNO zu gra-

vierenden Veränderungen. Die USA, die sich 
seitdem als „einzige Weltmacht“ aufspielen, 
fanden lange Zeit keinen Widerpart mehr, der 
ihnen hätte Paroli bieten können. Immer offe-
ner verletzten die NATO-Mächte das Völker-
recht, führten sie ihre „humanitären“ Kriege, 
organisierten sie Umstürze und „Revolutio-
nen“ in allerlei Farben und mit fürchterli-
chen Folgen, mißachteten oder untergruben 
sie selbst Entscheidungen des Sicherheitsrats. 
Man bedenke: Allein in den letzten 15 Jahren 
führten die USA 14 Kriege. 
Wladimir Putin räumte kürzlich ein, auch 
Rußland habe Fehler begangen. Beim ersten 
Irakkrieg hatte es wie im Falle Libyens auf 
sein Vetorecht verzichtet. So konnten die 
imperialistischen Mächte des Westens ihre 
Intervention nutzen, um Gaddafi zu stürzen. 
Später wurde auch Saddam Hussein durch die 
USA zu Fall gebracht. Entweder mißbrauchen 
diese Organe der UNO oder sie handeln ohne 
völkerrechtliche Legitimation. Die BRD ist 
dabei ihr willfähriger Vasall. Nun sieht sich 
die Merkel-Regierung mit den Folgen konfron-
tiert, auch den Ergebnissen ihrer feindseligen 
Politik gegenüber Moskau, die immer mehr 
zum Bumerang wird. Denn wie sich gezeigt 
hat, kann der russische Bär weitaus mehr als 
brummen.
Die UNO steht am Scheideweg. Kriege, 
Rüstung, Umweltverschmutzung, Klima-
wandel, Ressourcenverknappung und andere 
gravierende Probleme zwingen zu vernünfti-
gem Handeln auf der Grundlage des Völker-
rechts. Die Vereinten Nationen müssen zu 
ihren ursprünglichen Zielen und Prinzipien 
zurückfinden – bei Strafe des sonst drohen-
den Untergangs der Menschheit.

Prof. Dr. Horst Schneider

Die Außenminister der DDR und der BRD Otto Winzer und Walter Scheel 
am 18. September 1973 vor der gleichzeitigen Aufnahme beider deut-
scher Staaten in die UNO

Dieses goldene Freundschaftsabzeichen 
DDR–UNO wurde damals am Sitz der  
Vereinten Nationen angeboten.
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Ist der Balkan ein „sicheres Herkunftsgebiet“?

Ohne Zweifel gibt es einen kausalen Zusam-
menhang zwischen imperialistischen 

Kriegen und den enormen Flüchtlingsströ-
men der Gegenwart. Ich möchte ihn am Bei-
spiel Jugoslawiens erläutern.
Die Sozialistische Föderative Republik Jugo-
slawien (SFRJ) war ein Vielvölkerstaat mit 
fünf Nationalitäten: etwa 42 % Serben, 23 % 
Kroaten, 9 % Slowenen, 5 % Mazedonier und 
6 % Jugoslawen. Außerdem lebten in die-
ser Republik nationale Minderheiten: Alba-
ner, besonders in Kosovo (ca. 4 %), Ungarn (ca. 
3 %), Türken( ca. 2%) sowie Slowaken, Sinti 
und Roma, Deutsche, Rumänen, Bulgaren u. a., 
zusammen etwa 3 %).
Sie alle gehörten über Jahrhunderte äußerst 
verschiedenen Kulturkreisen an, wobei die 
trennenden Grenzen zwischen römisch-katho-
lischem und orthodoxem Glauben, Christentum 
und Islam prägend waren. 
In einem solchen Staat gab es naturgemäß 
Widersprüche, Probleme und politische Aus-
einandersetzungen mit nationalistischem 
Hintergrund. Sie wurden vor allem durch die 
Aggressionspolitik Deutschlands, Rußlands, 
der Türkei und der USA bewußt geschürt. Nicht 
zuletzt daran zerbrach der junge Staat. 
Dreimal in diesem Jahrhundert war Deutsch-
land an militärischen Überfällen auf Balkan-
völker beteiligt.
In der Zeit von 1914 bis 1918 sollte Serbien als 
Machtfaktor auf dem Balkan ausgeschaltet 
werden. Das Attentat auf den österreichisch-
ungarischen Thronfolger in Sarajewo war der 
Anlaß für den völkermörderischen 1. Weltkrieg. 
Berlin stachelte Wien zum militärischen Vor-
gehen gegen Serbien an, wohlwissend, daß 
die Balkan-Halbinsel als Pulverfaß Europas 
galt. Mit seiner Empfehlung, in Serbien loszu-
schlagen, setzte Wilhelm II. die Lunte in Brand 
und machte die Region wie ganz Europa zum 
Schlachtfeld.
Am 9. Oktober 1915 nahm die Heeres-
gruppe Mackensen Belgrad ein, das erst am 
1. November 1918 durch serbische Trup-
pen befreit wurde. Den beiden Toten 
von Sarajewo waren 10 Millionen Men-
schen ins Grab gefolgt. Es vergingen 23 
Jahre, bis Jugoslawien ein zweites Mal 
von Deutschen überfallen wurde. Am  
6. April 1941 bombardierte Hitlers und 
Görings Luftwaffe die Hauptstadt Belgrad. 
Ihrem Terror fielen 2270 Menschen zum 
Opfer. Ohne Ultimatum oder Kriegserklä-
rung hatte das faschistische Deutschland 
Jugoslawien angegriffen und es wie 1914 
dann zum Todfeind erklärt. 
Kroatien und Montenegro wurden als Mario-
nettenstaaten etabliert, das Land von deut-
schen Truppen besetzt. In den Reihen der 
SS kämpften auch kroatische und bosnisch-
herzegowinische Faschisten. Vier schwere 
Jahre des Befreiungskrieges stand die jugo-
slawische Volksbefreiungsarmee unter Tito 
gegen die Aggressoren. Am 29. 11. 1945 wurde 
die Gründung der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien (SFRJ) vollzogen. 
Zum zweiten Mal in der Geschichte war die 
Niederlage des imperialistischen Deutsch-
lands mit dem Entstehen eines einheitlichen 

jugoslawischen Staates verbunden. Die Hitler-
faschisten fügten ihm schwerste Verluste zu: 
Im Krieg fielen rund 305 000 Angehörige der 
jungen Armee. 1,4 Millionen Jugoslawen ver-
loren durch den Okkupantenterror ihr Leben, 

90 000 wurden in Konzentrationslager gewor-
fen. Von ihnen kehrte nur ein Drittel zurück. 
Mit mehr als 1,7 Millionen Gefallenen, Erschos-
senen und Erschlagenen – 11 % der Gesamt-
bevölkerung – gehörte Jugoslawien neben der 
UdSSR und Polen zu den Ländern Europas mit 
den höchsten Verlusten an Menschenleben. 
Angesichts dieser Schuld wäre die BRD wie 
kein anderer Staat zu respektvollstem Verhal-
ten gegenüber Belgrad verpflichtet gewesen. 

Doch der 1990 durch die Annexion der DDR 
um ein Drittel erweiterte Staat des deutschen 
Imperialismus demonstrierte das direkte 
Gegenteil: Als der SFRJ 1990/1991 ein Bürger-
krieg drohte, setzte Berlin die Traditionslinie 
Kaiser Wilhelms und Hitlers fort. Sie fachte 

den innerjugoslawischen Konflikt bewußt an. 
Als Teil der NATO und mit einer Regierung aus 
SPD und Grünen war Deutschland ein drittes 
Mal am Überfall auf die Balkanvölker beteiligt. 
Da die Bundeswehr ja angeblich reinen Vertei-
digungszwecken dient, muß man fragen: Wel-
che deutschen Grenzen sollten denn 1991/92 
auf dem Balkan geschützt werden?
Am 24. März 1999 erklärte Bundeskanzler Ger-
hard Schröder im BRD-Fernsehen: „... Heute 
Abend hat die NATO mit Luftschlägen gegen 
militärische Ziele in Jugoslawien begonnen.“ 
Wen verteidigten deutsche, amerikanische, bri-
tische oder französische Soldaten im Kosovo?
Die Luftschläge der NATO waren ein typischer 
Ausdruck von Machtpolitik unter modernen 
Bedingungen und eine neue Form von „Kano-
nenbootpolitik“. Sie suchten sich dazu Jugosla-
wien bewußt aus – einen Vielvölkerstaat, der 
mit etlichen ethnischen Konflikten konfron-
tiert war. 
Jugoslawien war in den Augen der imperialisti-
schen Hauptmächte noch immer zu groß. Ihnen 
ging es darum, einen von ihnen geführten Bal-
kan zu installieren. Diesem standen damals 
nur noch die widerspenstigen Serben im Wege. 
So wurden sie intensiver bombardiert als im  
2. Weltkrieg durch Görings Luftwaffe.
Wäre es der NATO – wie vorgegaukelt – um 
Frieden gegangen, hätte sie die einseitige Par-
teinahme für Muslime und Kroaten einstel-
len müssen. Spätestens im Herbst 1992, als die 
territoriale Scheidung Jugoslawiens in Sezessi-
onsgebiete und Nicht-Sezessionsgebiete auch in 
Bosnien-Herzegowina vollzogen war, hätten die 
Bürgerkriegskonflikte ohne westliche Einmi-
schung ihr Ende gefunden.  Das von einer tiefen 
inneren Krise erschütterte Jugoslawien wurde 
1991 zum Testfeld der Außen- und Militärpoli-
tik einer zur Großmacht gewordenen BRD aus-
erkoren. Statt die Lehren aus der Geschichte zu 
beherzigen, setzten Kohl und Genscher die übel-
sten Traditionslinien großdeutscher Balkanpo-
litik fort. Jugoslawien brach völlig auseinander. 

Seine Zerschlagung nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts erfolgte vor allem mit Hilfe 
der BRD. Es war ein Meisterstück der Ein-
mischung des damaligen Bonner Außenmi-
nisters Genscher. 
Die Abtrennung Sloweniens und Kroatiens 
führte zur Auflösung der SFRJ. Wer Wider-
stand dagegen leistete, war ein „Aggressor“. 
Ein höchst kriminelles Bild erneuten deut-
schen Wütens auf dem Balkan.
Die Militärs brauchten ein Testfeld für ihre 
neuen Waffensysteme, die Rüstungsmono-
pole gierten nach höheren Profiten.
Kriege und deren Folgen sind bekanntlich 
die Hauptursache für die Flüchtlingsströme, 
auch vom Balkan. Die Hälfte der insgesamt 
139 000 europäischen Flüchtlinge bis Anfang 
September 2015, deren gnadenlose Abschie-
bung in „sichere Herkunftsländer“ man jetzt 
vollzieht, waren Serben, Kosovaren oder 

Montenegriner. 
Die den Balkan betreffende Flüchtlingspolitik 
der BRD-Regierung besteht nicht nur aus Zynis-
mus, sondern auch in einer grenzenlosen Ver-
höhnung der Opfer. 
Dr. Wolfgang Reuter, Schönebeck-Salzelmen

Der jugoslawische Kommunist und Staatsmann 
Slobodan Milosevic als Angeklagter in einem 
inszenierten Prozeß

Der serbische Partisan Stjepan Stevo 
Filipović rief vor der Hinrichtung „Tod dem 
Faschismus, Freiheit für das Volk!“
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Vor den Präsidentschaftswahlen erhielt Portugals Staatschef die Rote Karte

Erzwungener Szenenwechsel in Lissabon
Bei den portugiesischen Parlamentswah-

len am 4. Oktober wurden die Karten neu 
gemischt. Das verleitete Staatschef 
Cavaco Silva, einen Vertreter der 
prononcierten Rechten, zu dem miß-
glückten Versuch, noch kurz vor den 
am 26. Januar stattfindenden Prä-
sidentschaftswahlen einmal mehr 
sein trickreiches Spiel zu versuchen. 
Dabei bekam er von links die Rote 
Karte.
Doch der Reihe nach: Seit vier Jahren 
stand die von den beiden Rechtspar-
teien – der noch zu Revolutionszei-
ten aus Tarnungsgründen mit dem 
Namen Sozialdemokratische Partei 
(PSD) versehenen früheren Demo-
kratischen Volkspartei (PPD) und 
dem faschistoiden Demokratisch-
Sozialen Zentrum (CDS) – getra-
gene Reg ier u ng skoa l it ion von 
Premier Passos Coelho in Lissabon 
am Ruder. Sie zwang dem Land eine 
vom Internationalen Währungs-
fonds (IWF) und der EU – bekannt-
lich auch Griechenlands gnadenlose 
Würger – geforderten „Sparkurs“ 
auf. In dessen Ergebnis vegetiert 
heute einer von vier Portugiesen 
unterhalb der offiziell festgelegten 
Armutsgrenze. Während die durch-
schnittliche Arbeitszeit der in Lohn 
und Brot Stehenden inzwischen bei 
50 Wochenstunden liegt , f lohen 
Hunderttausende Landesbürger vor 
der Massenarbeitslosigkeit und den 

„Sparmaßnahmen“ der Regierung ins 
Ausland.
Am 4. Oktober 2015 erhielten Portu-
gals bisherige Regierungsparteien 
von den Wählern die Quittung. Der 
gemeinsame Stimmenanteil beider 
Formationen sank von 51 auf 38 %, 
so daß den Rechten im Parlament 
statt ihrer bisher 121 Mandate nur 
noch 107 Sitze blieben. Die absolute 
Mehrheit erfordert 115 Abgeordnete. 
Hauptgewinner war die Sozialisti-
sche Partei (PS), deren seinerzei-
tige Regierung den ursprünglich von 
Brüssel aufgezwungenen Sparkurs 
nicht minder rabiat durchgesetzt 
hatte. Am Ende war sie schmäh-
lich auf der Strecke geblieben. Dies-
mal spielte sie die oppositionelle 
Karte, wobei sich ihr Spitzenkan-
didat, der ehemalige Lissabonner 
Oberbürgermeister António Costa 
von dem militanten Antikommunis-
mus seiner Vorgänger löste. Die PS 
errang 32,3 % der Stimmen und 86 
Sitze in der Versammlung der Repu-
blik. Sie hatte nun zwei Optionen: 
ein Mitte-Rechts-Bündnis mit den bishe-
rigen Regierungsparteien oder eine Öff-
nung nach links, wo zwei starke Partner 
zur Debatte standen. Dabei handelt es sich 
um den in der Kampagne gegen Brüssel und 

dessen Austeritätskurs geschickt agieren-
den, zugleich aber alle Register des Populis-

mus bedienenden Linksblock (BE) mit einem 
Wähleranteil von 10 statt der bisher 5 % und 
die Coligação Democrática Unitária (CDU). 
Diese ist ein Bündnis der Portugiesischen 
Kommunistischen Partei (PCP) und der 

Ökologistischen Partei Die Grünen (PEV). 
Auf die CDU entfielen statt bisher 7,9 nun 

8,4 %, was ihr 17 Parlamentssitze 
(plus 1) einbrachte. 
Als der aus dem PSD hervorgegan-
gene Staatschef Cavaco Silva, dem 
eine Einbindung der Sozialisten in 
das Lager der Rechtsparteien miß-
lungen war, unter Bruch aller Spiel-
regeln der bürgerlichen Demokratie 
seinen gerade gescheiterten Partei-
freund Passos Coelho abermals mit 
der Regierungsbildung beauftragte, 
wurde dessen Minderheitskabinett 
durch die parlamentarische Mehr-
heit aus PS, BE und CDU unverzüg-
lich zu Fall gebracht.
Doch was geschah danach? Inzwi-
schen hatten Kommunisten und 
Sozialisten früher nicht vorstell-
bare Verhandlungen aufgenommen, 
wobei sie vom Linksblock unter-
stützt wurden. Da nach wie vor tief-
greifende Differenzen zwischen PS 
und CDU nicht ausgeräumt werden 
können und auch der BE die Posi-
tionen der Sozialisten überwiegend 
nicht teilt, schloß man einen von 
nüchternem Realitätssinn geprägten 
Kompromiß: Eine Alleinregierung 
der PS unter António Costa soll – so 
die Vereinbarung – bei Berücksich-
tigung gewisser Positionen der nicht 
im Kabinett vertretenen beiden gro-
ßen Linksparteien das jahrelange 
Regime der Rechtskräfte ablösen. 
Ziel ist es, dem Brüsseler Sparkurs 
deutliche Grenzen zu setzen. 
Zunächst verlegte sich der noch am 
Ruder befindliche Präsident Cavaco 
Silva auf ein weiteres taktisches 
Manöver mit dem Ziel des Zeitge-
winns, ohne Passos Coelho noch ein-
mal die Zügel übergeben zu können.
Das ZK der PCP billigte die verein-
barte Tolerierung eines von links 
gestützten und daher auch von dort 
beeinflußbaren PS-Kabinetts. PCP-
Generalsekretär Jerónimo de Sousa 
unterstrich in diesem Zusammen-
hang die von der Übereinkunft nicht 
berührte polit isch-ideologische 
Unabhängigkeit der Kommunisten. 
Am 24. November berief Cavaco Silva 
den durch alle im Parlament vertre-
tenen Linkskräfte unterstützten PS-
Generalsekretär António Costa zum 
Premierminister. Zum ersten Mal 
seit der Niederwerfung der Nelken-
revolution, die in den Jahren 1974 
bis 1976 mehrere Koalitionsregie-
rungen unter Einschluß der Kommu-
nisten hervorgebracht hatte, ist in 

Portugal wieder ein Mitte-Links-Kabinett 
am Ruder. Ein Vorgang, der hoffen läßt. 

RF, gestützt auf „Avante!“, Lissabon, 
„Solidaire“, Brüssel, und „People’s World“, 

New York

Premierminister António Costa (PS)

PCP-Generalsekretär Jerónimo de Sousa

Massenkundgebung in Lissabon für den Bruch mit der 
Politik der Rechten
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Die rassistische Peinigung der Palästinenser muß ein Ende finden!

Wir stehen zu Marwan Barghouti
Es wird keinen Frieden geben, solange 

die israelische Okkupation nicht ihr 
Ende f indet .“ Diese von der belgischen 
P TB-Monat szeit schr if t „ Sol idaire“ im 
November 2015 w iedergegebe-
nen Worte stammen von Marwan 
Barghouti. Der seit vielen Jahren 
in israelischen Kerkern gefangen-
gehaltene Freiheitsheld gehört seit 
den Tagen von Yasser Arafat dem 
Zentralkomitee der Fatah an, ist 
gewählter Abgeordneter und wird 
in der fortschrittlichen arabischen 
Presse bereits als der Nelson Man-
dela Palästinas bezeichnet. Zu den 
jüngsten Eskapaden und terroristi-
schen Ungeheuerlichkeiten der in 
Tel Aviv regierenden Radikalzioni-
sten um Netanjahu bemerkte Bar-
ghouti: „Die Ausweitung der Gewalt 
hat keineswegs erst mit dem Tod 
zweier israelischer Siedler, sondern 
schon vor sehr langer Zeit begon-
nen und dauert bis heute an. Jeden 
Tag werden Palästinenser getötet, 
verwundet oder eingekerkert. Und 
jeden Tag schreitet die Kolonisie-
rung, harmlos Besiedlung genannt, wei-
ter voran, dauert der Belagerungszustand 
in Gaza an, herrschen Gewalt und Unter-
drückung.“
Die Spirale des Terrors führe zu immer 
neuen Exzessen. Dabei bestehe der Kern 
des Problems darin, daß Israel den Weg 
andauernder Ok kupat ion anstelle von 
ernsthaften Friedensgesprächen gewählt 
habe und diese Vokabel nur als Rauch-
vorhang benut ze, um sein Projek t der 
Landnahme auf palästinen-
sische Kosten weiter vor-
anzutreiben. Indes seien 
jegl iche Verhandlungen, 
die nicht zum vollständi-
gen Abzug Israels aus allen 
seit 1967 okkupierten palä-
stinensischen Territorien 
einschließlich Ost-Jerusa-
lems führten, von Beginn 
an zum Scheitern verur-
teilt. Zum obligatorischen 
Themenkatalog gehörten 
das Recht der Palästinen-
ser auf Selbstbestimmung 
u nd d ie  s of or t i g e  F r ei-
lassung aller polit ischen 
Gefangenen. „Wir können 
nicht mit der israelischen 
Beset zung unseres L an-
des koexistieren und wer-
den niemals vor ihr kapitulieren“, erklärte 
Marwan Barghouti in dem international 
verbreiteten Interview. Er verwies in die-
sem Zusammenhang auf die Tatsache, daß 
die Unterdrückung der Palästinenser fast 
seit den Gründungstagen der UNO auf der 
Tagesordnung nahezu jeder Vollversamm-
lung ein ständiges Beratungsthema gewe-
sen sei. 

„Ich selbst habe mich dem palästinensischen 
Kampf für Unabhängigkeit vor 40 Jahren 
angeschlossen und wurde mit 15 das erste 
Mal ins Gefängnis geworfen. Das hat mich 

nicht daran gehindert, nach meiner Frei-
lassung weiterhin für eine dem Völkerrecht 
und der Charta der Vereinten Nationen ent-
sprechende Lösung der Palästinafrage ein-
zutreten. Ich habe 20 Jahre meines Lebens, 
darunter die letzten 13, hinter israelischen 
Gittern verbringen müssen. Dadurch hat 
sich meine Meinung in keiner Weise geän-
dert“, beendete der Held des Widerstandes 
gegen die Machthaber in Tel Aviv sein Plä-
doyer für ein freies Palästina. 

Das kanadische Informations- und Analyse-
zentrum Global Research zitierte unlängst 
Teile des Berichts einer Unabhängigen 
Untersuchungskommission der UNO. Im Juli 
und August 2014 seien auf der Westbank 
einschließlich Ost-Jerusalems (gemeint ist 
das durch Israel okkupierte Westjordan-
land – RF) 27 Palästinenser getötet und 
3020 verletzt worden, heißt es dort. 

An gleicher Stelle wird auf die völlige Straf-
freiheit für israelische Gewaltanwendung 
verwiesen. Bei all dem hätten sich die USA 
unter sämtlichen Administrationen schüt-

zend vor Tel Aviv gestellt. Der israe-
lische Journalist Gideon Levy hob 
in diesem Zusammenhang beson-
ders hervor, daß Hillary Clinton – 
derzeit die wohl aussichtsreichste 
US-Präsidentschaftsbewerberin 
der Demokraten – der Netanjahu-
Regierung „ihre niemals wankende 
Solidarität“ erwiesen habe, was 
auch auf die Spitzenanwärter der 
Republikanischen Partei der USA 
zutreffe. 
Nach A ngaben von Christopher  
G u n n e s s ,  d e s  S p r e c h e r s  d e r 
die K r iegsopfer im Ga za-St rei-
fen bet reuenden UNO-Behörde 
( UNRWA), müssen auch in die-
sem Jahr et wa 100 000 von den 
dor t zusammengedräng t leben-
den fünf Millionen Palästinensern 
in unbeheizten Zelten, Schuppen 
und Viehställen den Winter ver-
bringen. 2014 waren in Gaza drei 

Kinder erfroren. 
Während des israelischen Luftüberfalls auf  
die ghettoisierte Bevölkerung des Gaza-
Streifens im Sommer 2014 wurden 2100 
Menschen – über w iegend Ziv i l is ten – 
ermordet, 13 000 Familien standen vor den 
Trümmern ihrer nicht mehr bewohnbaren 
Häuser. In Gaza sind 41,3 % der arbeitsfähi-
gen Einwohner erwerbslos – bei den 20- bis 
24jährigen sogar 68 %. Von der erwähnten 
Hilfsorganisation UNRWA erhalten derzeit 

860 000 Bewohner Gazas 
eine st ändige Nahrungs-
mittelhilfe. Im Jahr 2000 
seien es „nur“ 80 000 gewe-
sen, heißt es in einer Infor-
mation. 
Doch es gibt auch in Palä-
stina nach wie vor starke 
Kräfte, welche den gepei-
nig ten Menschen durch 
ihren unbeugsamen Wider-
standswillen das Vermö-
gen zum Durchhalten und 
den Mut zur Auf lehnung 
vermitteln. Durch nichts 
zu brechende Menschen-
rechtsaktivisten und Anti-
terrorkämpfer wie Marwan 
Barghouti gelten hier als 
Fackelträger der Hoffnung. 
Hunderte Millionen Anti-

imperialisten in aller Welt stehen solida-
risch an ihrer Seite. Sie fordern nicht nur 
die Freilassung des palästinensischen Nel-
son Mandela, sondern zugleich auch ein 
Ende des israelischen Terrors gegen das 
gepeinigte Volk!

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel, und 
„Global Research“, Kanada

Marwan Barghouti in der Gewalt seiner Peiniger

Eine Palästinenserin im Griff der israelischen Besatzer
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Zum gezielt verbreiteten Glauben an ein Demokratiewunder in Myanmar

Ist Aung San Suu Kyi eine Heilsbringerin?
Folgt man den Berichten und Kommenta-

ren der westlichen Meinungsmacherindu-
strie, dann hat sich in Myanmar, das früher als 
Burma bezeichnet wurde, buchstäblich über 
Nacht ein Wunder ereignet: Während das der 
VR China benachbarte südostasia-
tische Land, in dessen Grenzen 
nationale und religiöse Minder-
heiten wie die zu Zehntausen-
den ins Meer gejagten Rohingyas 
nach wie vor schärfster Diskri-
minierung unterliegen, bisher 
nur schlechteste Noten erhielt, 
ist dort mit dem nicht vom Him-
mel gefallenen Wahltriumph der 
Friedensnobelpreisträgerin auf 
britisch-amerikanische Empfeh-
lung Aung San Suu Kyi offenbar 
über Nacht ein Hort aufblühender 
Demokratie entstanden. Tatsäch-
lich bedeutet die neue Situation 
einen tiefen Einschnitt vor allem 
nach dem Geschmack jener, die 
gleich der Friedrich-Naumann-
Stiftung der FDP seit Jahrzehn-
ten an der Untergrabung eines 
unabhängigen Myanmar gearbei-
tet haben. Deren Hauptanliegen 
besteht in der systematischen Beeinträchti-
gung guter Beziehungen Ranguns zu China. 
Die Abwesenheit demokratischer Verhält-
nisse westlichen Stils wurde dabei als das 
geringste Hindernis betrachtet. Statt des-
sen verstand man unter der vermeintlich 
angestrebten Demokratisierung 
Myanmars in erster Linie die 
Durchsetzung imperialistischer 
Pläne, zu denen besonders die 
Schaffung günstiger Bedingun-
gen für das Operieren multina-
tionaler Konzerne und Banken 
gehört. Die „Demokratisierung“ 
Myanmars hatte dabei wegen der 
natürlichen Reichtümer des Lan-
des, vor allem aber wegen seiner 
strategischen Lage im Zentrum 
nicht nur südostasiatischer Ver-
bindungswege, von jeher einen 
besonderen Stellenwert.
Wenn die gelenkte und gleichge-
schaltete Presse im Dienste des 
Westens geradezu emphatisch die 
„ersten freien Wahlen“ und den 
plötzlichen Übergang zur Demo-
kratie in Burma feiert, dann muß 
man tiefer loten, um den Gründen 
solcher Sympathiebekundungen 
auf die Spur zu kommen.
Wie stellt sich die Lage nüchtern urteilenden 
politischen Beobachtern tatsächlich dar? Han-
delt es sich hier wirklich um einen Übergang 
zur Demokratie?
Aung San Suu Kyi läßt sich als Galionsfi-
gur feiern, obwohl sie zu den geschilderten 
Genozidverbrechen an Minderheiten und der 
systematischen Diskriminierung bedeuten-
der Bevölkerungsteile nach wie vor schweigt. 
Das war übrigens nicht immer der Fall, fand 

man sie doch nach ihrer Freilassung aus dem 
Hausarrest oft genug in der Gesellschaft von 
Personen, die für diese Situation Mitverant-
wortung trugen.
Der Burma-Kenner Guy Horton – er verfaßte 

2005 den Report „Lebendig sterben“, der 
internationale Aufmerksamkeit hervorrief 
und sogar dem UN-Sicherheitsrat zugänglich 
gemacht wurde – schrieb unlängst, San Suu 
Kyis „Zurückhaltung“ mache sie zur Kom-
plizin.

Angeblich befindet sich Myanmar bereits 
seit 2010 in einer „Übergangsphase zur 
Demokratie“, was auch als Symptom für 
ein Anwachsen des westlichen Einf lusses  
gewertet werden könnte. Gerade in diese 
Periode aber fällt die systematische Vertrei-
bung von mehr als 300 000 Angehörigen eth-
nischer Volksgruppen wie der Kachin, der 
Shan und der Rohingya. Anderthalb Millio-
nen Menschen unterliegen allein im nördlich 
gelegenen Territorium Rhakine schärfster 

Disk r iminier ung. wä hrend in K achin  
120 000 Zivilisten aus ihren Häusern ver-
trieben wurden.
Frieden und demokratischer Übergang 
sähen anders aus, liest man im kanadischen 

Online-Dienst „Global Research“. 
Demgegenüber begrüßte UNO-
Generalsekretär Ban Ki Moon, 
Südkoreas einstiger Außenmi-
nister, den angeblich vereinbar-
ten Waffenstillstand.
Heuchelei ist die Devise. Das 
US-Nachrichtenmagazin „Time“ 
pries unlängst auf seiner Titel-
seit e den „ demok r at i schen 
Übergang“ in Myanmar unter 
der Schlagzeile: „Ungebundenes 
Burma“.
Der bereits erwähnte Guy Hor-
ton hat übrigens zur „demokra-
tischen Übergangsperiode“, die 
jetzt mit dem Wahltriumph von 
Aung San Suu Kyi ihren Zenit 
erreicht haben soll, folgendes 
geäußert: „Wir sollten sehr skep-
tisch in bezug auf diese Wahl sein 
und nicht die absurde Euphorie 
wiederholen, die Aung San Suu 

Kyis seinerzeitige Freilassung und ihren 
Erfolg bei den wenig später stattfindenden 
Wahlen begleiteten.“
Die persönlichen Aktionen und Ambitionen 
der Tochter eines gemeuchelten burmesi-
schen Nationalhelden, die in Großbritan-

nien unter elitären Bedingungen 
aufwuchs und dort auch poli-
t isch geprägt wurde, werfen 
seit etlichen Jahren die Frage 
auf, an was sie in Wirklichkeit 
glaubt. Sie stand auf seiten der 
Militärs bei der Konfrontation 
um das Bergwerk Lepadaung, 
teilte das Podium mit Generälen 
unmittelbar nach der Militärat-
tacke auf Tausende unschuldige 
Zivilisten in Kachin und wies 
Vorwürfe zurück, ihre Partner 
in Uniform hätten Genozidver-
brechen an ethnischen Minder-
heiten begangen. „Wenn sie die 
Wahlen gewinnt, dann nicht, um 
die Armee unter ziv ile Herr-
schaft zu stellen, sondern aus 
rein realpolitischen Erwägun-
gen. Als Präsident Obama in Wa-
shington ans Ruder kam, bot er 
Burmas Militär sofort seine aus-

gestreckte Hand an. Warum wohl?“ schrieb 
Guy Horton, der 2014 als Sonderbericht-
erstatter der UNO für Menschenrechte in 
Myanmar auserkoren war und derzeit an 
der Londoner Schule für Orientalische und 
Afrikanische Studien lehrt.
Man sollte die Entwicklung in Myanmar und 
das Handeln der Wahlsiegerin weiter auf-
merksam beobachten und weder an Zufälle 
noch an Demokratiewunder glauben.
RF, gestützt auf „Global Research“, Kanada

Aung San Suu Kyi wirft sich US-Präsident Obama an den Hals.

Die Diskriminierung der Rohingyas kennt keine Grenzen.
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Burkina Fasos Volksmassen zerschlugen Putsch

I m westafrikanischen Staat Burkina Faso 
(Obervolta) – einer früheren französischen 

Kolonie – haben die wachsamen Volksmassen 
einen vermutlich von Paris lancierten reak-
tionären Machtwechsel durchkreuzt.
Am 31. Oktober 2014 hatte eine im Sinne des 
1987 durch die Reaktion ermordeten Natio-
nalhelden Thomas Sankara handelnde revo-
lutionäre Volksbewegung die als Staatschef 
installierte proimperialistische Marionette 
Blaise Campaoré gestürzt und aus dem Lande 
gejagt. Eine demokratische Übergangsregie-
rung war an seine Stelle getreten. 
Doch am 16. September 2015 suchte das 
damals nicht aufgelöste Sicherheitsregi-
ment des Ex-Präsidenten die Macht an sich 
zu reißen und die amtierende Regierung zu 
Fall zu bringen. Aber die Massen setzten den 
vom Ausland gelenkten Putschisten ihr ent-
schlossenes Nein entgegen. 

Auf Veranlassung der französischsprachigen 
Länder der Region versuchte die Wirtschafts-
gemeinschaft der Westafrikanischen Staaten 
dem Volk von Burkina Faso eine Amnestierung 
der Putschisten und die Teilnahme des zuvor 
vertriebenen Klüngels an den zunächst abge-
sagten, dann aber wieder angesetzten Wah-
len aufzuzwingen. Auch dieses Manöver schlug 
fehl. Unter maßgeblicher Mitwirkung seiner 
äußerst kämpferischen Gewerkschaftsbewe-
gung durchkreuzte das Volk Burkina Fasos mit 
einem Generalstreik auch das jüngste Komplott. 
Gemeinsam mit den an ihre Seite zurückge-
kehrten nationalen Streitkräften umzingelten 
die Massen das Quartier der Präsidentengarde, 
zwangen diese zur Kapitualation und sorgten 
für ihre anschließende Auflösung. 
Der Geist von Thomas Sankara lebt!

RF, gestützt auf „Initiative Communiste“, 
Paris

Schreckensbotschaften aus Mexiko

Während von 43 Leherstudenten aus 
Ayotzinapa, die am 26. September 

2014 in Iguala Busse für ihre Fahrt 
zu einer Demonstration in Mexiko-
Stadt chartern wollten, weiterhin 
jede Spur fehlt, erreichen uns aus 
dem großen lateinamerikanischen 
Land neue Hiobsbotschaften. Einige 
der schlimmsten kommen aus Ver-
acruz. Was hat sich dort zugetragen?
In der malerischen Region, die zum 
Schauplatz grausiger Gewalttaten 
wurde, widmen sich indigene Toto-
naca-Bauern seit etlichen Genera-
tionen dem Vanilleanbau. Jetzt 
sollen sie mit Rückhalt der einst-
mals progressiven, seit langem aber 
rechtsgerichteten Revolutionären 
Institutionellen Partei (PRI), die 
Mexiko regiert, auf Landraub ausgehenden 
Ranchern weichen. Die ihr in Gemeinbesitz 
befindliches und individuell kultiviertes Land 
verteidigenden Vanille-Farmer haben eine 
Selbstschutzbewegung ins Leben gerufen, 
um der geplanten Vertreibung Widerstand 
entgegensetzen zu können. Dabei werden sie 
in ihrem Konflikt mit dem PRI-Gouverneur 
des Staates Veracruz, Javier Duarte de Ochoa, 
auch von fortschrittlichen Journalisten unter-
stützt. Der verhaßte Statthalter der Mexiko 
Regierenden ist inzwischen zur Zentralfigur 
eines politischen Skandals geworden, der 
in brutalen Verbrechen gipfelte. Eine Reihe 
linksgerichteter Zeitungsleute ist vermut-
lich mit seinem Wissen auf grausame Weise 
umgebracht worden. Mexikos ebenfalls der 
PRI angehörender Präsident Enrique Peña 
Nieto zögerte nicht, seinem in Bedrängnis 
geratenen Parteifreund zu Hilfe zu kommen, 
war er doch seinerzeit selbst als Gouverneur 
eines anderen mexikanischen Staates in Skan-
dale verstrickt. 

Bei dem Mord, der sich am 31. Juli dieses Jah-
res im hauptstädtischen Unterbezirk Navarte 

zutrug, waren ein Reporter und vier zuvor 
vergewaltigte Frauen einer Wohngemein-
schaft gefoltert und anschließend zu Tode 
gebracht worden. Unter den Opfern befanden 
sich der Fotojournalist Ruben Espinosa vom 
linken Magazin „Proceso“ und die Anthropo-
login Nadia Vera Perez, die 2012 in der Pro-
vinz Veracruz der Studentenbewegung gegen 
einen besonders reaktionären Amtsbewerber 
starke Impulse verliehen hatte.
Nadia Vera Perez und Ruben Espinosa waren 
mit Gouverneur Duarte u. a. wegen dessen 
Drangsalierung indigener Vanille-Erzeuger 
wiederholt heftig zusammengestoßen. Nadia 
Vera hatte eine Videobotschaft hinterlas-
sen, mit der sie wissen ließ: Falls mir etwas 
geschieht, dann führt die Spur zu Duarte.
Wie sich herausstellte, befand sich der Name 
Ruben Expinosa auf einer Sonderliste des 
Gouverneurs, seitdem der engagierte Pres-
sefotograf maßgeblich zur Aufklärung des 
vorangegangenen Mordes an der Journalistin 
Regina Martinez beigetragen hatte.

Doch noch einmal zurück zu den bereits 
anfangs erwähnten Geschehnissen in Ayot-

zinapa. Die 43 jungen Leute von 
der Bildungseinrichtung „Raúl 
Isidro Burgos“ sind bis heute 
unauffindbar geblieben. Bei der 
Suche nach sterblichen Über-
resten der Verschollenen ent-
deckte man bislang unbekannte 
Massengräber mit insgesamt 100 
Opfern in der Gegend von Igu-
ala. Immerhin wird die Gesamt-
zahl der in Mexiko Vermißten 
von den Behörden offiziell mit 
20 000 angegeben. Und seit der 
2006 verkündeten heuchleri-
schen „Kriegserklärung“ des 
rechtsgerichteten früheren 
Präsidenten Felipe Calderon 

an „Drogenhändler“ büßten in Mexiko etwa  
100 000 Menschen so oder so auf gewaltsa-
mem Wege ihr Leben ein. 
Allein in Veracruz wurden seit dem Amtsan-
tritt Duartes 15 Journalisten ermordet. Sie 
hatten es gewagt, den Gouverneur der Kor-
ruption und des Zusammenspiels mit der Dro-
genmafia zu bezichtigen.
Die Kommentatorin Laura Carlsen vom „Pro-
gramm der Amerikas“ verwies zum wieder-
holten Male auf die Tatsache, daß Mexikos 
Sicherheitsdiensten seit 2008 über die soge-
nannte Merida-Initiative und andere Kanäle 
ähnlicher Art etwa 3 Mrd. Dollar zugeflos-
sen sind. Offiziell sollten diese Gelder den 
Behörden des Nachbarstaates der USA bei 
der Bekämpfung des Drogenanbaus und 

-handels helfen. Da der mexikanische Staats-
apparat aber eng mit den Drogenkartellen 
verzahnt sei, handele es sich um reine Geld-
verschwendung.
RF, gestützt auf „People’s World“, New York, 

und „Global Research“, Kanada

Thomas Sankara war einer der großen 
Revolutionäre Schwarzafrikas.

„Kein einziger Toter mehr! Wir alle sind Ayotzinapa.“
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Saudi-Arabien rekrutierte die ersten Killerkommandos des IS

Wo Enthaupten zur Routine gehört 
Die Führung des geistig und gesellschaft-

lich noch im tiefsten Mittelalter ver-
harrenden Königreichs Saudi-Arabien gilt 

– zumal von Beratern aus den USA und ande-
ren Staaten des höchstentwik-
kelten Kapitalismus f lankiert 

– in vieler Hinsicht als äußerst 
erfinderisch. Dort formierte 
und trainierte man im Bunde 
mit so finsteren Golfstaaten 
wie Katar auf „überseeischen“ 
Rat die ersten Terrorkom-
mandos des Islamischen Staa-
tes (IS). Inzwischen scheint 
dieser – Goethes Zauberlehr-
ling gleichend – der Kontrolle 
seiner Erfinder entglitten zu 
sein.
Die Führung des quantita-
tiv und qualitativ ölreichsten 
Staates der Welt erfand auch 
ein raffiniertes und radikales 
Mittel, um ebenfalls von Petro-
leinnahmen abhängige Länder 
wie Rußland, Venezuela, Iran 
oder Nigeria in Schwierigkei-
ten zu bringen: Durch seine 
Dominanz in der Organisa-
tion Erdölfördernder Länder (OPEC) sorgte 
Riad für den bisher empfindlichsten und 
am längsten anhaltenden Preissturz in der 
Geschichte der Gewinnung des Schwarzen 
Goldes. Dabei sollte man in Rechnung stellen, 
daß der dort tonangebende Aristo-
kratenklüngel zu den treuesten, weil 
zahlungskräftigsten Abnehmern der 
BRD-Rüstungsindustrie gehört. 
Überdies ist Saudi-Arabien unschlag-
barer Spitzenreiter bei öffentlichen 
Enthauptungen. Nirgends dürften die 
Köpfe Schuldiger wie Unschuldiger so 
locker wie dort auf ihren Körpern sit-
zen. Hinrichtungen mit gewaltigen 
Schwertern gelten im Saudi-Reich als 
Hobby der Herrschenden und sichere 
Einnahmequelle ihnen dienstbarer 
Scharfrichter. 
Ironie des Schicksals: Am 17. Sep-
tember 2015 wurde ausgerechnet 
Saudi-Arabiens Bot schaf ter bei 
den Vereinten Nationen Faisal Bin 
Hassan Trad zum Vorsitzenden des 
Unabhängigen Expertengremiums beim 
Genfer UNO-Menschenrechtsrat berufen. 
An der Spitze einer fünf köpfigen „Exper-
tengruppe“ hat er darüber zu befinden, wem 
ein Mandat der Vereinten Nationen zur Ahn-
dung gemeldeter Menschenrechtsverstöße 
zufallen soll. 
Nur Monate zuvor hatte das Königlich-Sau-
dische Ministerium für den Zivildienst per 
Annonce acht Bewerber auf zusätzliche 
Scharfrichterposten suchen lassen, da sich 
die bereits in der Branche Tätigen durch die 
große Zahl von Exekutionen überfordert 
sahen. Schon am 15. Juni 2015 hatte die Zahl 
in jenem Jahr erfolgter öffentlicher Enthaup-
tungen die 100er Grenze überschritten. 

In Saudi-Arabien gelten Regeln, für die das 
Königreich ohne Zweifel Patente anmelden 
könnte. Das betrifft insbesondere die Lage 
der Frauen. Ohne Genehmigung des Mannes 

dürfen sie weder Pässe besitzen noch ver-
reisen oder in den eigenen Landesgrenzen 
höhere Bildung erwerben. Besonders gro-
tesk ist auch das den Frauen auferlegte Ver-
bot, am Steuer eines Autos zu sitzen. Doch 

dagegen bäumt sich schon seit Jahren Wider-
stand auf. Am 6. November 1990 wagten es 47 
beherzte Frauen, mit einem aus 14 Fahrzeu-
gen bestehenden Konvoi in Riad dagegen auf-
zubegehren. Sie wurden öffentlich als Huren 
beschimpft und mitsamt ihren männlichen 
Unterstützern zunächst einmal inhaftiert. 
Tags darauf veröffentlichte die Presse ihre 
Namen, Adressen und Telefonnummern. Nun 
hagelte es Morddrohungen. 
Am 8. März 2008 – dem Internationalen Frau-
entag – wandten sich Waheja al-Huwaider 
und andere mutige Frauen an König Abdul-
lah und forderten die Aufhebung des Ver-
bots. 2011 bekam die Kampagne unter dem 
Einfluß des Arabischen Frühlings in anderen 

Ländern starken Auftrieb. Doch der Feudal-
staat schlug zurück und verurteilte eine der 
Aktivistinnen zu 20 Stockhieben. 2012 regi-
strierte man immerhin bereits mehr als 100 

Saudi-Araberinnen, die ohne 
eigene Reklame regelmäßig am 
Steuer saßen. Das veranlaßte 
einen der geistigen Führer im 
Königreich zu der Warnung, 
daß Autos lenkende Frauen 
mit schweren Eierstockschä-
digungen rechnen müßten. 
Tags darauf stellten saudi-
sche Feministinnen auf einen 
Schlag zwölf Filme in das You-
Tube-Programm, die coura-
gierte weibliche Chauffeure 
im Lande zeigten.
In letzter Zeit sorgte beson-
ders der Fall des saudischen 
Bloggers Raif Badaba, der 
wegen seines unabhängigen 
Denkens zu tausend Stock-
schlägen und zehn Jahren 
Gefängnis verurteilt wurde, 
für weltweite Empörung. Im 
November 2015 wurde der 
pa lä s t i nen si sche Ly r i ker 

Aschraf Fajal wegen „Abfallens vom isla-
mischen Glauben“ zum Tode verurteilt.
Vor allem aber richtet sich der weltweite 
Widerstand gegen die infame Rolle, die das 
vom Westen gehätschelte und mit immer 

neuen Mordinstrumenten belieferte 
mittelalterliche Königreich beim 
Export islamistisch getarnter Killer 
des IS nach Irak und Syrien sowie 
bei den brutalen Luftüberfällen auf 
Jemen spielt. Während 117 Staaten 
der Konvention gegen Streubomben 
beigetreten sind, gehört das saudi-
sche Königreich nicht zu den Unter-
zeichnern. Übrigens nimmt es in der 
180 Länder erfassenden Pressefrei-
heitsskala der Organisation „Repor-
ter ohne Grenzen“ derzeit den 164. 
Rang ein.
Noch ein Wort zur Rolle Riads bei  
George W. Bushs berücht ig tem 

„K r ieg gegen den Ter ror“ – der 
größten globalterroristischen Ak-
tion aller Zeiten. Er wurde nach 

dem Überfall auf die New Yorker Twin Tow-
ers off iziell ausgelöst . Unter den selbst-
mörderischen Hijackern, die das erste in 
die Wolkenkratzer hineinrasende Flug-
zeug zuvor unter ihre Kontrolle gebracht 
hatten, befanden sich nicht weniger als  
19 St aat sbürger Saudi-A rabiens. Über 
Syrien und Irak führte Riads Blutspur 
dann in das durch saudische Bomber 
heimgesuchte Nachbarland Jemen, des-
sen Territorium bereits weitgehend durch 
Satellitentruppen Saudi-Arabiens und des 
Pentagons „zurückerobert“ worden ist. 

RF, gestützt auf „Global Research“, 
Kanada, „The Socialist Correspondent“, 
London, und „People’s World“, New York

Karikatur: Klaus Stuttmann
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Wenn die Not von Millionen Normalität ist

Ein vor Jahresfrist veröffentlichter Report 
der zur Columbia University gehörenden 

Mailman-School for Public Health traf die Fest-
stellung, daß 44 % aller in den USA Lebenden 
unter 18 Jahren eigentlich als arm eingestuft 
werden müßten. Die US-Bundesregierung ver-
harmlose in ihrem jährlichen Armutsbericht 
oftmals den wirklichen Sachverhalt. 2015 
sei man z. B. davon ausgegangen, daß eine 
vierköpfige Familie mit zwei Erwachsenen 
und zwei Kindern in den USA dann als arm 
gelte, wenn ihr Jahreseinkommen weniger als  
24 000 Dollar betrage. Tatsächlich müsse sie 
aber bei den derzeitigen Lebenshaltungs-
kosten die doppelte Summe verdienen oder 
beziehen, um oberhalb dieses Levels einge-
ordnet werden zu können. 
Irreführend sei auch die von den Statistikbe-
hörden vorgenommene Unterscheidung zwi-
schen „Armen“ und „Menschen mit niedrigem 
Einkommen“. Derzeit vegetierten in den Ver-
einigten Staaten etwa 30 Millionen Kinder 
unter ausgesprochenen Armutsbedingungen.
Bei einer unlängst im Fernsehen übertrage-
nen Debatte aller republikanischen Anwärter 
auf eine Kandidatur zu den im Herbst 2016 
stattfindenden US-Präsidentschaftswahlen 
wurde das leidige Thema „Poverty“ von kei-
nem Bewerber auch nur andeutungsweise 
erwähnt. 

„Nationale und ethnische Minderheiten sind 
in den USA von Verelendung noch weitaus 
stärker betroffen“, konstatierte der „Science 
Daily“. „Nach Angaben des Blattes leben der-
zeit etwa 60 % der Kinder von Latinos, Afro-
amerikanern und Angehörigen indigener 
Völker in Armut. 

RF, gestützt auf „People’s World, New York

Alle im selben Boot?

700 000 beträgt die Zahl jener Menschen, 
welche jedes Jahr in Europa aus Armut und 
aufgrund ungleichen Zugangs zur Gesund-
heitsfürsorge sterben müssen. 

220 ist die Zahl der Jahre, welche der Mexi-
kaner Carlos Slim als reichster Mann der 
Welt benötigen würde, um täglich 1 Million 
Dollar seines Vermögens auszugeben. 

1,5 % müßte der Vermögenssteuersatz für 
Milliardäre betragen, um in den 49 ärmsten 
Ländern der Welt alle Kinder unterrichten 
und die Gesamtkosten des Gesundheits-
wesens decken zu können.

Aus: „Solidaire“, Brüssel

700 000 Menschen 220 Jahre 1,5 %



RotFuchs / Januar 2016 Seite 25

Wolfgang Bittner: Worte wider den Wahnsinn

Das eindrucksvolle Sachbuch des in Göt-
tingen lebenden Erfolgsautors Wolfgang 

Bittner „Die Eroberung Europas durch die 
USA“, dessen erste im Oktober 2014 heraus-
gekommene Fassung einigen Lesern noch in 
guter Erinnerung sein dürfte, ist im November 
2015 als wesentlich erweiterte Neuausgabe in 
einem anderen Verlag erschienen. Die analy-
tisch-polemische Schrift ist durch den Autor um 
45 Seiten bereichert worden. Es handelt sich um 
eine durchschlagende Nachladung in der Wort-
schlacht gegen die Kriegsgelüste der USA und 
der NATO, vor allem im Zusammenhang mit der 
von ihnen geschaffenen brisanten Krisensitua-
tion in der Ukraine. 
Wolfgang Bittner stellte in der Erstausgabe fest, 
es werde mit Gewißheit weiter an der Eskalati-
onsschraube gedreht. Jetzt bemerkt er, die Kri-
tik am Aggressionskurs der westlichen Allianz 
gegen Rußland, der NSA-Spionagetätigkeit, den 
skrupellosen Lügen von Politikern und ihnen 
hörigen Medien habe „kaum Auswirkungen“, 
was immer auch geschrieben werde. 
Der Kurs der Verschleierung, der Hetze, der 
Provokationen, der Kriegsgefahr sowie regio-
naler Krisen und Aggressionen werde wei-
terverfolgt. „Das Vorrücken der von den USA 
dominierten NATO bis unmittelbar an die Gren-
zen Rußlands hat zu einer Rüstungsspirale und 
permanenter Kriegsgefahr für Europa geführt“, 
resümiert Wolfgang Bittner. Das seien Gründe 
genug, um die entlarvende Polemik mit neuer 
verbaler Munition fortzusetzen. 
Eingangs des zusätzlich erarbeiteten und der 
Leserschaft im Rahmen der Neuausgabe prä-
sentierten Teils führt der Autor demaskierende 
Aussagen Brzezinskis, Kissingers und George 
Friedmans ins Feld, die eindeutig beweisen: Die 
Ukrainekrise wurde durch die USA, die NATO 
und die EU inszeniert, „um weiterhin gegen 
Rußland vorgehen zu können“. Das Hauptau-
genmerk Washingtons aber sei darauf gerich-
tet, eine Koalition zwischen Deutschland und 
Rußland um jeden Preis zu verhindern. Die 
westliche Allianz wolle die Russen als Macht-
faktor der Weltpolitik ausschalten und ökono-
misch ruinieren, um ihr Land wie bereits ganz 

Osteuropa den westlichen Kapitalinteressen zu 
erschließen und den imperialen Zielen der USA 
unterzuordnen. 
In diesem Zusammenhang wendet sich Bitt-
ner gegen die Täuschungsvokabel „Antiame-
rikanismus“. Sie sei ein „von der CIA geprägter 
Kampfbegriff“.
Aufschlußreich seien auch die inhaltlich kon-
trären Reden Putins vom 24. 10. 2014 und Oba-
mas vom 24. 9. 2014. Der Autor vergleicht beide 
miteinander. Während Putin zur humanitären 
Zusammenarbeit vom Atlantik bis zum Stil-
len Ozean aufrufe, behaupte Obama, Rußland 
stelle die Ordnung der Nachkriegszeit infrage, 
während den USA Recht vor Macht gehe. Des-
halb werde man Rußland die Kosten für sein 
aggressives Handeln aufbürden. In einer Rede 
vor der US-Militärakademie behauptete Obama 
mit Weltherrschaftsanspruch: „Von Europa bis 
Asien sind wir der Dreh- und Angelpunkt aller 
Allianzen ...“
Die in der Berichterstattung dominierenden 
Falschmeldungen der bürgerlichen „Qualitäts-
medien“ zum Ukraine-Konflikt ins Visier neh-
mend, stellt Wolfgang Bittner die Frage, was 
mit dieser extensiven Feindbild-Propagie-
rung bezweckt werden solle. Gehe es darum, 
die deutsche Bevölkerung wirklich auf einen 
großen Krieg in Europa vorzubereiten?
Auf die Krim-Problematik eingehend, verdeut-
licht er den gravierenden Unterschied zwischen 
Annexion und Sezession – der Loslösung einzel-
ner Landesteile aus einem bestehenden Staat 
mit dem Ziel, einen neuen souveränen Staat 
zu bilden oder sie mit einem anderen Staat 
zu vereinen. Gewissen Medien macht Bittner 
den Vorwurf, eine wirkliche Aufklärung über 
die tatsächlichen Verhältnisse in der West- 
ukraine bewußt zu unterlassen und in bezug 
auf Rechtsextremismus, Korruption und 
Gewalttaten zu schweigen.
Unter dem Zwischentitel „Kriegsvorbereitun-
gen“ wird nicht nur auf den berüchtigten Satz 
Poroschenkos vom 20. Mai 2015 verwiesen. 
man befinde sich in einem Krieg mit Rußland, 
sondern auch auf die Äußerung des seinerzei-
tigen polnischen Verteidigungsministers, die 

Periode des Friedens in Europa sei Vergangen-
heit. Im Juli 2015 habe General Joseph Dunford 
bei einer Anhörung im US-Kongreß behaup-
tet, Putin stelle die größte Bedrohung für die 
Vereinigten Staaten dar. NATO-Strategen – 
so Wolfgang Bittner – schlössen inzwischen 

„begrenzte taktische Atomschläge“ gegen Ruß-
land nicht mehr aus. Frau von der Leyen sei 
froh darüber, am Aufbau eines multinationa-
len Landstreitkräftekontingents aus 5000 Bun-
deswehrangehörigen bei deutscher Führung 
der Truppe beteiligt zu sein.
Und wie steht es mit Rußlands Verteidigungsfä-
higkeit? Der Autor verschweigt nicht, daß Mos-
kau seit Beginn des Ukrainekonflikts ebenfalls 
aufrüste, allerdings defensiv. Er vermerkt, daß 
Präsident Putin im Juni 2015 bekanntgegeben 
habe, Rußland verstärke angesichts der Bedro-
hung durch die NATO sein Arsenal an Interkon-
tinentalraketen, die mit Atomsprengköpfen 
versehen werden können. Fest installierte 
und mobile Interkontinentalraketen mit einer 
Reichweite von 11 000 km gehörten zum rus-
sischen Verteidigungsarsenal. Die sogenannten 
Topol-M-Raketen seien als Gegenstück zum US-
Raketenabwehrschild zu betrachten.
Man muß deshalb die Meinung Wolfgang Bitt-
ners unbedingt unterstreichen, daß West-
europa ohne einen Politikwechsel zum 
uneingeschränkten Einflußgebiet der USA 
werde. Nicht zuletzt auch dann, wenn es nicht 
gelinge, TTIP auszubremsen. Die Spaltung 
Europas von der Ostsee bis zum Schwarzen 
Meer – einer Region, die sich erneut in einem 
Kalten Krieg mit Rußland befinde – sei „eine 
Jahrhunderttragödie“. Zur Zurückdrängung 
solchen Wahnsinns reichten Wortgefechte 
allein nicht aus. Entschlossene Gegenwehr sei 
das Gebot der Stunde.

Harry Popow, Schöneiche 

Wolfgang Bittner: Die Eroberung Europas durch 
die USA. Zur Krise in der Ukraine. Taschenbuch. 
192 Seiten, Westend-Verlag GmbH, Frankfurt/
Main 2015, 14,99 €, ISBN-978-3-86489-120-5
(Überarbeitete und erweiterte Neuausgabe)

Ein besonders herzlicher Gruß gilt den Veteranen unter den Veteranen: 
Genossin Hildegard Lenk aus Chemnitz begeht am 13. 1. ihren 96. Geburtstag. Die ebenfalls hochverdiente Genossin Marie-Luise  
Helmschrott aus Schöneiche wird am 15. 1. 94 Jahre alt. Unser bewährter Genosse Werner Nestler aus Berlin vollendet am  
9. 1. sein 93. Lebenjahr.
Aber auch andere 90er haben sich tapfer gehalten. Wir gratulieren Elisabeth Monsig aus Garz zum 92. Geburtstag am 1. 1. und  
Paul Fiedler aus Berlin zum 91. Geburtstag am 13. Januar. 
Grüße fester Verbundenheit gehen an die fortan 85jährigen: Wolfgang Pingel (14 .1.) aus Mesekenhagen-Frätow und Joachim Herfurth  
(17 .1.) aus Raguhn-Jeßnitz.
Zu den 80jährigen stoßen vor: Die verdienten Genossen Lothar Hilbert (13 .1.) aus Langenbogen, Ferdinand Goldscheidt (19 .1.) aus  
Dresden und Erwin Schallenberg (26 .1.) aus Bergen/Rügen.
Solidarische Grüße aus dem Berliner „RotFuchs“-Bau gehen an Jürgen Kählig (9 .1.) aus Teutschenthal, Gerd Pesek (9 .1.) aus Potsdam und 
Christine Schmidt (20 .1.) aus Halle, die ihren 75. Geburtstag begehen.
Wir drücken Werner Eichler aus Cottbus, der am 13 .1. sein 70. Lebenjahr vollendet, herzlich die Hand. 
Wir reihen uns unter die Gratulanten von Petra Lang (3 .1.) aus Hammelburg und Gabriele Wächtler (18 .1.) aus Liepgarten ein, die  
60 Jahre alt werden.

Wie immer sind in diese Gratulation auch alle anderen Geburtstagskinder des Monats eingeschlossen.

Der RF-Förderverein gratuliert seinen Jubilaren des Monats Januar 
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Der Sächsische Bergsteigerchor „Kurt Schlosser“ begeisterte Hunderttausende

Traditionstreue mit neuen Akzenten
Nur wer seine Geschichte kennt, wird seine 

Lieder verstehen. Kraftvoll-voluminös, 
auch filigran- feinfühlig erklingen seine Wei-
sen seit fast 90 Jahren. Der Sächsische Bergstei-
gerchor „Kurt Schlosser“ Dresden 
ist ein Unikat, dessen Tradition in 
der Sächsischen Schweiz wurzelt. 
Wenn die maximal 120 Stimmen 
zu hören sind, begeistern sie die 
Besucher aus nah und fern. 
Alljährlich ist der Bergsteiger-
chor in nahezu 25 Konzerten zu 
hören – im In- und Ausland. Das 
war vor 1933 so, besonders auch 
vor 1989 – und das ist bis heute 
so geblieben, wenn auch unter 
gesellschaftlich anderen Bedin-
gungen als eingetragener Verein. 
Eine glatte Straße war sein Weg 
nie – oft steinig und beschwerlich. 
In den vielen Jahren seines Beste-
hens hat der Chor alles erlebt: 
herrliche Stunden in den Bergen, Konzertsä-
len und auf Freilichtbühnen, aber auch mensch-
liche Tragödien, Anfeindungen, Verfolgung und 
Verbot durch die Faschisten, solidarische Hilfe 
und Befreiung, Lob und Kritik, anstrengende 
Proben, Dankbarkeit und Förderung, Beifall, 
Jubel wie Freudentränen.
Der Bergsteigerchor erinnert mit seinem 
Namen an Kurt Schlosser, der am 16. August 
1944 im Hof des Landesgerichts Dresden hin-
gerichtet wurde. Der Tischler, Naturfreund 
und Kommunist hat bis 1933 und in der Ille-
galität die Geschicke seines Chores nachhal-
tig geprägt. Über 50 Sänger nahmen bis 1945 
am antifaschistischen Widerstandskampf teil,  
47 litten in Konzentrationslagern, Zuchthäu-
sern, Gefängnissen und Strafbataillonen. Elf 
zahlten mit ihrem Leben.
Vor der Bergsteigerchor-Geschäftsstelle in 
Dresden-Johannstadt erinnert ein Gedenk-
stein an Kurt Schlosser. In Kleinhennersdorf 
erblickt man zwei Denkmale vor der Chor-
hütte: eine 2,40 m hohe Keramikstele und 
ein Bronzedurchbruch-Relief auf einem Elb-
sandsteinquader – beide von Professor Wal-
ter Howard. Die Kunstwerke erinnern an die 

„Roten Bergsteiger“ um Kurt Schlosser und die 

1. Deutsche Arbeiter-Kaukasus-Expedition, 
die 1932 für Aufsehen sorgte. 2015 wurde auf 
Initiative des Chores vor der Leipziger Straße 
72 in Dresden-Pieschen – dort stand Schlos-

sers Tischlerwerkstatt – ein Stolperstein 
verlegt. In ihrer Satzung bezeichnet sich die 
Sängergemeinschaft als „parteienunabhän-
gigen Männerchor, der sich den antifaschi-
stisch-demokratischen und humanistischen 
Traditionen heutiger und vergangener Gene-
rationen verbunden fühlt“.
Zum Chor gehören derzeit etwa 120 aktive 
Sänger im Alter zwischen 25 und 80 Jahren. 
Seit dem Gründungsjahr 1927 konnte der 
Klangkörper seine musikalische Visitenkarte 
in mehr als 650 Städten und Gemeinden in  
13 Ländern Europas, Asiens und Amerikas 
hinterlegen. Zahlreiche Rundfunk- und Fern-
sehproduktionen, CDs und Videos haben ihre 
Liebhaber gefunden. Sein Repertoire – geprägt 
von den Dirigenten Richard Eißler, Werner 
Matschke, Karl Heinz Hanicke, Axel Langmann 
und seit 2013 von Kapellmeister Christian 
Garbosnik – ermöglicht vielseitige Liedfolgen, 
unterstützt von professionellen Künstlern, die 
für hohe Publikumsgunst sorgen.
Ehrendirigent Werner Matschke, der den 
Chor über 40 Jahre formte, steuerte etwa 100 
eigene Kompositionen und Arrangements 
bei. 22 Jahre war er Direktor des renommier-
ten Kulturpalastes Dresden. Unter seinem 

Direktorat erlebte dieses Haus des Volkes seit 
1969 über 83 000 Veranstaltungen mit 25 Mil-
lionen Besuchern. Seither konnte der Bergstei-
gerchor „Kurt Schlosser“ stets zur Herbstzeit 

im ausverkauften Festsaal zu sei-
nen traditionellen Jahreskonzer-
ten bis 2011 – dem Zeitpunkt der 
Schließung des Hauses – insge-
samt 200 000 Freunde des Chor-
gesangs begrüßen. Eine Bilanz, 
die unter Laienchören weltweit 
wohl ihresgleichen sucht.
Doch trotz hoher Publikums-
gunst und vieler Ehrungen zu 
DDR-Zeiten, als die Reichsbahn-
direktion Dresden der Träger-
betrieb des Chores war und das 
Ensemble vorbildlich unter-
stützte, bleiben die Sänger bis in 
unsere Tage selbstkritisch. Axel 
Langmann – Werner Matschkes 
Nachfolger als Künstlerischer Lei-

ter ab 2003 – betont: „Disziplinierte und enga-
gierte Proben sind für uns unerläßlich.“ Das 
sei die Grundlage aller Erfolge und zugleich 
auch die Arbeit der Stimmbildnerin Marlen 
Herzog.
Die „Sächsische Zeitung“ veröffentlichte 1978 
einen Brief von Peter und Petra Krawitz aus 
Freital über das traditionelle Bergsingen in den 
Schrammsteinen. Darin liest man: „Ein Urlaubs- 
erlebnis werden wir nie vergessen – das Sin-
gen des Bergsteigerchores. Schon Tage zuvor 
erkundigten wir uns bei einem Elbfährmann 
nach der besten Wandertour dorthin. Aber wir 
konnten den Weg gar nicht verfehlen, denn wie 
wir hatten viele Menschen das gleiche Ziel. 
Der Anblick war herrlich – vor dem Wald der 
machtvolle Chor. Die Bäume rauschten wie zur 
Begleitung. Es war ein friedliches Bild. Möge 
es von niemandem zerstört werden!“ 
250 Berg-, Wander-, Arbeiter- und Weih-
nachtslieder, deutsche und internationale 
Volksweisen, seit 1990 auch zeitkritische 
Songs, dazu Werke großer Meister – von 
Beethoven über Wagner, Mozart, Schubert 
und Weber bis zu Schostakowitsch – geben 
den Konzerten ein besonderes Flair. 
 Peter Salzmann, Dresden

Eine Fernsehturm-Wette von 1966

Vor 50 Jahren hatte der damalige DDR-
Minister für Post- und Fernmeldewe-

sen Rudolph Schulze mit den Bauleuten des 
Fernsehturmes am Berliner Alexanderplatz 
eine Wette abgeschlossen:
Sollten sie es schaffen, bis Weihnachten 
1966 die Turmhöhe von 160 Metern zu errei-
chen, dann würde er ihnen 20 Flaschen Sekt 
spendieren. Als Bauherr des Objekts war er 
mit Leib und Seele dem Vorhaben verbun-
den. Die Bauleute schlugen dem Minister 

ein „Schnippchen“ und schafften 181 Meter! 
Natürlich waren alle Wett-Beteiligten froh 
und stolz, daß die Bauarbeiter die Wette 
gewonnen hatten. Der Minister erkannte 
seine „Niederlage“ an und spendierte 41 Fla-
schen Sekt! Wem kommt da nicht das Desaster 
mit dem BER in den Sinn? Nicht die Flaschen 
„Minister-Sekt“ waren der entscheidende 
Anreiz, sondern der gemeinsame Spaß am 
Wettbewerb und an einer Arbeit, die damals 
eben nicht bloß als „Job“ verstanden wurde. 

Diese kleine Geschichte konnte ich dem 
„Frankfurter Tele-Express“ vom 11. April 
1967 entnehmen. Hier wird geschildert, wie 
der Minister im Hauptpostamt Bad Frei-
enwalde „seinen“ Mitstreitern im Post-
zeitungsvertrieb humorig von der Wette 
erzählte. Einmal mehr könnte man fragen, 
ob solche damals alltäglichen Begebenhei-
ten heute noch denkbar sind … 

Hans-Ulrich Tittler, Berlin
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Das Werk des großen Dänen war unbeugsamen Menschenkindern gewidmet

Martin Andersen-Nexö ehrte die Mütterlichen
Ein literarisches Werk kann Heranwach-

senden zum Meilenstein werden – ähnlich 
wie einschneidende Erlebnisse reifer machen, 
wenn einfühlsame Begleiter dem Jugendli-
chen zur Seite stehen. Für mich rangiert unter 
diesen Büchern „Ditte Menschen-
kind“ von Martin Andersen-Nexö 
an vorderer Stelle. Der dänische 
Dichter (1869–1954) hat darin 
von einer proletarischen Frau um 
den vorvorigen Jahrhundertbe-
ginn berichtet, „von ihrer endlo-
sen Plackerei, ihrer unermüdlichen 
Fürsorge, ihrer nie versagenden 
Opferbereitschaft“. Doch mit tri-
vialen Frauenromanen und bigot-
ten Leidensglorifizierungen hat 
Dittes Geschichte nichts gemein. 
Die Heldin, das Menschenkind, 
eine von den Herrschenden ausge-
plünderte und verachtete Angehö-
rige der Unterklasse, bewahrt ihre 
Würde tapfer in endlosen Alltags-
kämpfen. „Ihr –  (…) der unbeugsa-
men Mutter der Hoffnung – wollte 
ich mit meinem Buch ein Denkmal 
setzen“, wird der Autor auf dem Klappentext 
der 1957 im Berliner Dietz-Verlag erschiene-
nen Ausgabe zitiert.
Als 14jährige habe ich einst in der Bibliothek 
nach dem Andersen-Band gegriffen und ver-
mutete darin die geliebte Zauberwelt der Kin-
derjahre. Die Erzählung sollte mich fesseln 
von der ersten bis zur letzten Seite – und mich 
am Ende ein Stück weiter in das wirkliche, 
von Kämpfen bestimmte Leben hineinge-
führt haben. Suche nach Lebenssinn und 
Gerechtigkeit, nach dem Mann- und dem 
Frau-Sein, nach Antworten zu den großen 
Fragen über woher und wohin – sie treiben 
junge Menschen um, welche die Traumzau-
berwelt zu verlassen sich anschicken. Der 
Martin Andersen, der „Ditte Menschen-
kind“ schrieb, heißt nur zufällig wie der 
in Odense geborene Märchendichter. Der 
Namenszusatz Nexö auf Bornholm bezeich-
net den Geburtsort des realistischen Lite-
raten. 
Bücherliebhaber wie ich nehmen die Phan-
tasiegeschichten der Kindheit gern mit ins 
Leben. Doch als Erwachsene haben sie sich 
der Realität zu stellen und wissen, daß sich 
am Ende nicht alles selbstverständlich zum 
Guten wenden wird wie zum Beispiel in der 
Geschichte des Andersen-Odense über die 
kleine Meerjungfrau. Auch Ditte, die Hel-
din von Andersen-Nexö, wächst heran, aber 
nicht als Königskind, sondern als ein recht-
loses, herumgestoßenes Landarbeitermäd-
chen. Sie schuftet, leidet, hofft und liebt, 
und sie stirbt mit 25 Jahren. Ich habe sie 
beweint und wieder und wieder das Buch 
über sie zur Hand genommen. 
Zunächst waren mir die Erfahrungen 
meiner literarisch-fiktiven Altersgenos-
sin Ditte fremd. Denn ich selbst, zu Hause 
in einem fortschrittlichen, lesefreudigen 
Elternhaus und begleitet von Lehrern mit 

marxistisch-humanistischem Berufsethos, 
kannte weder Hunger noch Bildungsnotstand, 
weder körperliche Züchtigung noch seeli-
sche oder gar sexuelle Gewalt, weder sozi-
ale Ausgrenzung noch Perspektivlosigkeit. 

Ditte Mann aber muß sich von früher Kind-
heit an gegen all diese Widerwärtigkeiten 
behaupten. Martin Andersen-Nexö hat seine 
Heldin so lebendig gestaltet, daß sie mir zur 
Freundin wurde. Als unerwünschtes, unehe-
lich geborenes Kind wohnt sie zuerst bei den 
Großeltern. Das Mädchen ist kräftig und 
lebensfroh. Ihren Alltag bestimmt die harte 

Arbeitsfron des Landproletariats. In ihrer 
Umgebung erlebt sie gewöhnliche Gaunereien, 
Korruption und ein übles Verbrechen. Stets 
muß sie aufpassen, wem sie vertraut, und 
sie selbst sieht sich isoliert und verspottet 

als die Tochter einer inhaftierten 
Mutter und eines Vaters, der das 
verachtete Schinder-Gewerbe aus-
übt. Später ist sie den Übergriffen 
dienstherrschaftlicher Söhne aus-
gesetzt und hat die Folgen allein 
zu tragen. Ditte verliebt sich, ihr 
Liebster verläßt sie, sie wird Mut-
ter, und immer kümmert sie sich 
um Mitmenschen, fremde wie 
nahestehende. Ihren Freund und 
Gefährten Karl, einen Arbeiter, 
begleitet sie auf Versammlungen. 
Da denkt und redet sie mit, wenn 
Frauen und Männer über das Los 
der doppelt freien Lohnarbei-
ter diskutieren: „Glaubst du daß 
es für Sklaven eine andere Frei-
heit gibt als die, durchzubrennen? 

… Die andern haben die Freiheit – 
uns krepieren zu lassen, wenn sie 

keine Verwendung mehr für uns haben. … 
Demokratie heißt das wohl. …, man verjagt 
uns und fängt uns nach Belieben wieder ein. 

… Das ist unsere Freiheit.“ Und diese Stelle 
2015 wieder lesend, kommen mir spontan die 
gängigen neoliberalen Begriffe „Humanres-
sourcen“ und „Flexibilisierung des Arbeits-
marktes“ in den Sinn.

Am Ende ihres kurzen Lebens liegt sie zu 
Tode erschöpft darnieder. „Ditte findet, 
daß sie nichts ausgerichtet hat; und doch 
war’s, als ob sie eine furchtbare Bürde 
einen Berg hinangeschleppt hatte – bei die-
sen Sorgen um das bißchen Essen, Kleider, 
Wärme. Und jeden Morgen war im Laufe 
der Nacht die Last hinabgerollt und mußte 
wieder mühselig auf den Gipfel gebracht 
werden! Entsetzlich!“ 
Dittes Fieberphantasie ist die antike 
Legende vom Sisyphos. Ich hatte davon 
in Sagenbüchern gelesen; sie zeichnet das 
Menschenbild vom ewig Unterworfenen. 
Doch ein großer deutscher Denker setzte 
im 19. Jahrhundert seinen Entwurf dage-
gen. Den berühmtesten Satz aus Karl Marx’ 
Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie 
kannte ich inzwischen aus dem Schulun-
terricht „mit dem kategorischen Imperativ, 
alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der 
Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, 
ein verlassenes, ein verächtliches Wesen 
ist“. Martin Andersen-Nexö, der diese Ver-
hältnisse aus eigenem Erleben kannte und 
ein streitbarer Marxist war, hat sie geschil-
dert. 
Sie sind zum Teil wiederhergestellt . 
Alleinerziehende Mütter in der Armuts-
falle, soziale Ausgrenzung, Armut trotz 
Arbeit oder Benachteiligung von Arbeiter-
kindern bei den Bildungschancen sind in 
der reichen Bundesrepublik Deutschland 
traurige Realität. Marianne Walz

Der 1946 von Bjarne Henning-Jensen verfilmte 
Roman „Ditte Menschenkind“ war ein großer 
Erfolg in den Filmtheatern vieler Länder, auch  
in denen der DDR. (Progress-Filmillustrierte, 
Berlin 1951)

Martin Andersen-Nexö übersiedelte 1951 auf Einladung des 
sächsischen Ministerpräsidenten Max Seydewitz in die DDR. 
1954 starb er 84jährig in Dresden.
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

In einem der schönen Tagebuch-Kalender 
von Klages habe ich diesmal einen Spruch 

von Sartre gefunden, der mich begleiten wird: 
„Vielleicht gab es schönere Zeiten, aber diese 
ist die unsere.“
Er hat recht. Es ist unsere Zeit, und nur diese 
eine ist unsere Chance, etwas zu verändern. 
Auf die nachfolgenden Zeiten haben wir als 
durchschnittliche Menschenkinder keinen 
Einfluß. Die Seele fragt, ob nicht vielleicht 
doch ein Lied, eine Angewohnheit, ein Spruch, 
ein Fischrezept wenigstens, bleiben könnte. 
Ja, vielleicht, aber vom Grund her? Es hat bei 
Größeren nicht gereicht, mach dir nichts vor!
Unsere Zeiten, was bringen sie uns gerade? 
Den äußersten Rand zwischen Gelassenheit 
und Beunruhigung. Unsere ehemaligen euro-
päischen Bruderländer gleiten, rutschen und 
ackern sich nach rechts. Über der Wüste wird 

– sehr wahrscheinlich aus Rache – ein russi-
sches Flugzeug abgeschossen, das gerade 
Leute aus dem Urlaub nach Hause transpor-
tieren wollte. Ich kann mich ja irren, aber 
mir scheint die Weltpresse darüber ziemlich 
unaufgeregt. Weil es sich „nur“ um Russen 
handelt? Weil Weltverbrechen an westli-
chen Ländern, wie ein abgeschossenes hol-
ländisches Flugzeug, gar ein Überfall auf das 
Bierzelt in München oder auf das World Trade 
Center, anders abgerechnet werden? „Dort 
sind zehnmal mehr Unschuldige ermordet 
worden.“ Kommt es darauf an?
Mein Leben lang habe ich über die Sehnsucht 
nach Frieden geschrieben, die uns, die den 
Unfrieden erfuhren, wohl eint. Sie füllt mir 
die Seele, sie führt mir den Stift, diese unbe-
friedigte Sehnsucht.
Indes stehlen die Angehörigen von Boko 
Haram, ziemlich unaufgehalten, aus den Dör-
fern kindliche Mädchen, um sie zu versklaven. 
Das heißt, sie zu einem Glauben zu zwingen, 
der ihnen verbietet, ihr eigenes Leben zu füh-
ren, ihren Körper zu schützen, ihren Kopf zu 
benutzen.
Ein lauterer Mann von „drüben“, der auch 
immer eine Meinung hatte und nichts bewir-
ken konnte, fordert mich mit einer kostbar 
gestalteten Postwurfsendung auf, durch eine 
Patenschaft zu erreichen, daß ein Mädchen 
irgendwo auf der Welt, in einem nicht näher 
genannten Land, nicht mit elf Jahren verheira-
tet und also gerettet wird. Die rührende Auf-
forderung ist ganz diskret gestaltet, vor allem 
völlig unpolitisch. Damit auch kein Bösewicht 
böse werden kann, wenn sie ihm zufällig in 
die Hände fällt. Bei den bedauerten Verbre-
chen an weiblichen Kindern scheint es sich 
um Naturkatastrophen zu handeln.
Spätestens seit den Machtkämpfen um 
Griechenland ist unübersehbar, daß die so 
erhoffte, so dringend benötigte Gemeinschaft, 
nicht nur für das kriegsversehrte Europa, son-
dern für die ganze Menschenwelt, an Interes-
sen und Eigennutz scheitert. Daß der Traum 
vom persönlichen Reichtum über die Sorge 
für alle unausrottbar triumphiert.
Ich will das nicht denken, aber anders ist die 
jetzige Lage nicht zu erklären.
Das Schreckliche, das an die Wand gemalte 
Entsetzen, ist möglich.

Das glauben wir nicht? Wir versuchen zu hof-
fen, daß unsere überbezahlten, vor Selbst-
bewußtsein strotzenden Politiker schon 
irgendwie recht haben, wenn sie uns erzäh-
len, wie sie für uns vorsorgen.
Und dann schlagen zwei Hände voll Idioten 
auf eine der schönsten, gastfreundlichsten 
Städte der Welt ein. Sie zeigen uns, wie leicht 
das geht. Ich werde ein Leben lang nicht ver-
gessen, was eine Mutter gesagt hat: „Ich 
wollte meinem Sohn eine Konzertkarte schen-
ken und habe ihm den Tod geschenkt.“
Wen ruft man an solchem Abend an, wie fin-
det man Erleichterung? Der unwiderstehliche, 
weil an Erfahrung geschulte Gedanke lautet: 

„Es geht, sie können es, und es gibt eigentlich 
kein Mittel dagegen.“ Das wissen wir doch 
seit dem 11. September, und warum begrif-
fen wir es erst da?
Die Verbrechen haben stattgefunden, ob in 
Hiroshima, in den vietnamesischen Wäldern, 
in Afrika oder auf den europäischen Schlacht-
feldern. Wir wissen, daß bittere Armut der 
sichere Gang zum Irrweg ist, daß die Ausbeu-
tung der Erde das Leben auf ihr gefährdet. 
Wir wissen, daß die Macht der Wenigen nicht 
ohne Einhalt bleiben darf, und wie gefährdet 
der Boden ist, auf dem sie immer wieder zum 
Zuge kommen.
In Kiew, so wollte uns ein Teil der Presse glau-
ben machen, wurde um Demokratie gestrit-
ten. Von wem? Von jenen Oligarchen, die den 
Zerfall der Sowjetunion zu eigenem märchen-
haften Reichtum genutzt haben? Solchen Män-
nern, die in den USA ausgebildet wurden, jene 
Unordnung herzustellen, in der sich eine neue 
Ordnung, die angestrebte Veränderung der 
Machtverhältnisse, einrichten ließ.
Ich hatte nicht vor, noch einmal nach Paris 
zu reisen. Aber ich sehe im Fernsehen eine 
Straße, durch die ich einmal, allein, gegangen 
bin. Der Boden ist jetzt unter Blumen unsicht-
bar geworden. Damals war es ein heiteres 
Hin und Her, und ich wollte nach Hause, in 
mein sommerliches, aufgeregtes, nicht gar so 
charmantes Berlin. Aber erst einmal mit vie-
len Zeitungen unterm Arm in mein Hotelzim-
mer, nach Paris. Und habe sie doch geatmet, 
diese Stadt, habe alles eingeatmet, auch die-
ses Fluidum der Leichtigkeit, dieses Offene. 
Ich dachte damals: 
Diese Menschen 
sind ganz bei sich 
selber, deswegen 
können sie so offen 
sein für andere.
Es ist nicht leicht, 
das zu teilen, wenn 
man ganz anders 
aufgewachsen ist 
und anders gelebt 
hat.
Die Niederlagen 
mehren sich. Sie 
über t r ef fen d ie 
kleinen Siege. Vor 
Jahren wollte mei-
ne Enkeltochter 
einma l Par is zu 
Silvester erleben, 

ohne das vorher zu organisieren. Wie in Ber-
lin zum Brandenburger Tor, wollte sie dort 
in der Menge untertauchen, mit anderen das 
neue Jahr begrüßen. Was sie erlebte, war der 
Frust der arbeitslosen Vorstädter, der Jugend-
lichen, die abends die Innenstadt überfluteten, 
um auf ihre Arbeitslosigkeit und ihre unge-
lösten Bleiberechte aufmerksam zu machen. 
Wer sich dort auskannte, ging im Dunkeln 
nicht auf die Straße, sondern blieb zu Hause 
oder verschwand in Restaurants jeder Preis-
klasse. Meine Kinder waren dort unaufge-
klärte Fremde, die fanden nirgendwo Platz, 
blieben zu Fuß und im Lärm der Proteste.
Nicht nur die Kriegsgefangenen in mei-
ner Kindheit sind mir immer in wärmender 
Erinnerung geblieben, ich habe französische 
Freunde wie Fania Fenelon geliebt und bin 
in Berlin Menschen aus Paris begegnet, die 
ich nie vergessen habe. Mit Sophie und ihrem 
Mann Jean war ich im Konzentrationslager 
Sachsenhausen. Dort ist ihr Onkel erschos-
sen worden.
Wir haben beide geweint. Durch sie weiß 
ich, wozu diese Teststrecke für Frontschuhe 
genutzt wurde, von Häftlingen „ausprobiert.“ 
Sie haben das meist nicht überlebt. 
Als wir uns kennenlernten, auf einem Bahn-
steig, mußten wir beide lachen. Wir waren 
am selben Tag geboren worden und sahen uns 
lächerlich ähnlich. Nun erinnere ich mich, und 
es tut weh, daß ich keine Adresse habe.
Paris, schmerzhaftestes Lehrgeld, aus dem 
nicht einmal eine Lehre herausschaut. Wer 
sich am schnellsten dazu bekannt hat, war es 
vielleicht nicht, sondern benutzt den Schrek-
ken zur eigenen Bestärkung.
Ich wollte, es wäre eine Arbeit zugange, die 
sich Frieden nennt. Die immer noch geltende 
Verteilung von Macht und Reichtum bereitet 
der Erde und damit ihren Bewohnern gerade 
neue Verteilungskämpfe. 
Schrecklich, das zu sagen, aber vielleicht ist 
der Schock nötig gewesen, um die trägen 
Politiker aufzurütteln, daß sie ihrer Ver-
antwortung  gerecht werden müßten. Was 
tagen sie ewig ohne Ergebnis? Und immer 
schaut heraus, daß sie etwas anderes anstre-
ben als Frieden, endlich und einmal für lange 
Zeit Frieden.

Alle, die den Frieden lieben, müssen lernen, sich genauso effektiv zu 
organisieren wie diejenigen, welche den Krieg lieben. 

                                                                          Martin Luther King
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Der britische Ex-Premierminister Tony Blair hat 
am 25. Oktober 2015 in einem Interview mit dem 
US-Fernsehsender CNN zugegeben, daß der 
Westen – die USA unter George W. Bush und Groß-
britannien unter seiner Führung – für den Aufstieg 
des Islamischen Staates (IS) die Verantwortung 
trägt. Es gäbe „Elemente der Wahrheit“, daß der 
von den USA mit Unterstützung Großbritanniens 
geführte Krieg dem IS Vorschub geleistet habe, 
bestätigte der Londoner US-Pudel. „Natürlich kann 
man nicht behaupten, daß jene von uns, die 2003 
Saddam Hussein stürzten, keine Verantwortung für 
die Situation im Jahr 2015 tragen.“ Damit gesteht 
Blair seine Mitschuld ein. Es wurde damals von 
einem irakischen Massenvernichtungsprogramm 
mit Chemiewaffen gefaselt, das gar nicht existierte. 
Um das britische Unterhaus und die eigenen 
Regierungsmitglieder für eine Kriegsteilnahme zu 
gewinnen, behauptete Blair seinerzeit, die Iraker 
könnten innerhalb weniger Stunden Großbritannien 
bombardieren. Tatsächlich wurde Irak in diesem 
Krieg verwüstet und verlor über 100 000 Menschen, 
während etwa 140 Briten bei den Kämpfen den 
Tod fanden.
Nach dem Völkerrecht muß Blair zur Rechenschaft 
gezogen werden. Dies fordern auch die britischen 
Hinterbliebenen 70 Jahre nach Beginn des Nürn-
berger Kriegsverbrecherprozesses. „Ich will, daß 
Tony Blair in Handschellen abgeführt wird“, sagte 
der Vater eines gefallenen britischen Soldaten dem 
Reporter vom WDR 5.

 Dr. Matin Baraki, Marburg

Es freut mich schon, wenn der sozialdemokratische 
Ortsvereinsvorsitzende von Bremen-Nord, Prof. 
Dr. Jochen Windheuser, mir eine Mail schickt 
und darum bittet, zu Informationen über unse-
ren gemeinsamen Genossen Karl Wastl auch 
gemeinsam beizutragen. Hier ist das Ergebnis, 
das uns sehr freut. Eine Straße wird nach Karl 
Wastl benannt, der 1964 in einem kleinen Vorort 
von Bremen-Nord verstarb. Leider gehörte er in 
den 50er Jahren nicht mehr unserer KPD an, die 
1956 in die Illegalität gezwungen wurde. Doch 
Kommunisten wie das Betriebsratsmitglied der 
Bremer Vulkan-Werft Seppel Sosna unterhielten 
freundschaftliche Beziehungen zu ihm. 
Der sozialdemokratische Freund Jochen Wind-
heuser hat übrigens bereits auf einer Friedens-
kundgebung der Initiative Nordbremer Bürger 
gegen den Krieg gesprochen. Wir arbeiten auch 
gemeinsam in den Willkommensinitiativen von 
Bremen-Nord für Kriegsflüchtlinge und andere 
bei uns Zuflucht Suchende. Natürlich werden wir 
Kommunisten auch an der Straßenbenennung im 
neuen Wohngebiet teilnehmen.

Gerd-Rolf Rosenberger, Bremen-Nord

Als deutscher wie als türkischer Kommunist muß 
ich der These mancher widersprechen, in der 
Demokratischen Partei der Völker (HDP) träten 

„soziale Fragen gegenüber der Nationalitätenfrage 
in den Hintergrund“. Bei beiden Wahlkämpfen im 
Jahr 2015 spielten die Rechte und Probleme der 
Arbeiterklasse in der Agitation und Propaganda der 
HDP durchaus eine wichtige Rolle. Auch in ihrem 
Parteiprogramm sind die soziale Frage und der 
antiimperialistische Kampf fest verankert. Dabei 
ist klar, daß die HDP als gemeinsame Front unter-
schiedlicher marxistischer, linker und progressiver 
Kräfte in allererster Linie eine antifaschistisch-
demokratische und antiimperialistische Politik 
verfolgt. Der massive Terrorkrieg des türkischen 
Staates gegen sie und das kurdische Volk belegen, 
daß elementare demokratische Forderungen in der 
Türkei noch immer hochaktuell sind. 

Dortige Kommunisten müssen den großtürkischen 
Chauvinismus in jeder Form entschlossen bekämp-
fen, da er eine der Hauptmethoden zur Ablenkung 
der Arbeiter vom Klassenkampf ist. Die HDP ist 
die antifaschistisch-demokratische Kampffront 
aller fortschrittlichen Kräfte in der Türkei und in 
Kurdistan. Dennis Simon, Berlin

Die Türkei wird von einer unberechenbaren, dummen 
und skrupellosen Bande regiert. Ihre südlichen 
Grenzen sind löchrig wie Schweizer Käse. Hier 
schlüpfen die brutalen Islamisten des IS und die 
zur Finanzierung der Erdoğan-Familie dienenden 
Erdöl-Konvois sowie der in unseren Städten 
rekrutierte Dschihadisten-Nachschub durch. Der 
Ministerpräsident aber leiert die gleichen Tiraden 

„wer unsere Landesgrenzen und den Luftraum 
verletzt …“ herunter.
Die gesamten Ressourcen des Staates bis zur 
kommunalen Ebene sind dafür eingesetzt, den 
Krieg und die Massaker in Syrien anzuheizen. Und 
Erdoğan redet unverfroren davon, daß „die Türkei 
die Souveränität aller ihrer Nachbarn respektiert“. 
Unser Land ist wirklich einer großen Bedrohung 
ausgesetzt.Diese wird von einer reaktionären 
Koalition verursacht, welche die Unterstützung 
von islamistischen Terrorbanden mit Außenpolitik 
verwechselt und das Land von einem zum nächsten 
Abenteuer lenkt. Es handelt sich um die Koalition 
aus AKP, IS, arabischen Scheichs, El Kaida und 
zig Geheimdiensten.
Da ist es eher zweitrangig, ob eine russische 
Maschine unseren Luftraum tatsächlich verletzt 
hat oder nicht. Es ist genauso zweitrangig, ob die 
NATO dem Abschuß zugestimmt hat oder nicht. 
Was zählt, ist allein das Recht des syrischen 
Volkes und dessen legaler Regierung, sich gegen 
den islamistischen Terror zu wehren und ihn zu 
bekämpfen. Wichtig ist das Recht unseres Volkes, 
sich von der kriegstreiberischen und skrupellosen 
Herrschaftsclique zu befreien und den Kampf 
gegen den Imperialismus fortzusetzen.

Kommunistische Partei (Türkei) 

Die langjährige Moderatorin der Berliner Frie-
denskoordination Laura von Wimmersperg ist 
wegen einer Antidrohnenaktion im Deutschen 
Bundestag angeklagt. Sie hatte mit drei anderen 
Friedensaktivisten im April 2013 eine Bundestags-
debatte genutzt, um mit rot angemalten Händen 
auf den Zuschauerplätzen gegen die Anschaffung 
von Kampfdrohnen lautstark zu protestieren. Die 
Hauptverhandlung gegen Laura soll im Februar in 
Berlin stattfinden. Es gilt, ihr auch während des 
Prozesses unsere unerschütterliche Solidarität 
zu bekunden.
Für den regionalen Sprecherrat der IG Frieden-
Gerechtigkeit-Solidarität der Partei Die Linke 

Dieter Siegert/Raimon Brete, Chemnitz

Mit großem Interesse habe ich den im November-
RF veröffentlichten Beitrag „Adenauers Jagd auf 
die unter Hitler Gejagten“ gelesen. Das Verbot der 
KPD im August 1956 war nur der Höhepunkt der 
Aktivitäten der Bundesregierung gegen alle Kräfte, 
die dem Nazismus konsequent und bis zu dessen 
letzter Stunde Widerstand entgegengesetzt und 
auch die meisten Opfer gebracht hatten. Bereits 
am 26. Juni 1951 wurde die Freie Deutsche Jugend 
in Westdeutschland verboten, eine Maßnahme, 
die das Bundesverwaltungsgericht am 26. Juli 
1954 bestätigte. Am 21. Juli 1951 verbot man die 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes VVN. 
In diese Zeit fällt das berüchtigte Strafrechts-
änderungsgesetz vom 31. August 1951, das als 

„Blitzgesetz“ in die BRD-Geschichte einging und 
die Staatsschutzbestimmungen in unerträglicher 
Weise aushöhlte, um jegliche kommunistische 
Aktivitäten unterbinden zu können. Auch Jupp 
Angenfort fiel dieser Gesinnungsjustiz zum Opfer. 

Rechtsanwalt Ralph Dobrawa, Gotha

Als Leiter des Projekts „Lenin is still around“ (Lenin 
ist noch zugegen – www.leninisstillaround.com) 

wende ich mich an Sie, um unser Projekt vorzu-
stellen. Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie Ihre 
Leser von folgendem in Kenntnis setzen könnten:
Wir haben die letzten Lenin-Denkmäler auf deut-
schem Boden gesucht und uns einerseits für den 
Umgang mit den sozialistischen Symbolen im 
heutigen Deutschland interessiert, uns andererseits 
mit der Figur des sowjetischen Staatsmannes 
als ästhetischer Ikone auseinandergesetzt. Die 
verschiedenen Statuen, Büsten und Reliefbilder 
stellen den roten Faden für einen fotographischen 
Rundgang durch die verlassenen und verfallenen, 
aber auch wohlbekannten und gepflegten Orte 
dar, an denen Lenin heute noch vorzufinden ist. 

Carlos Gomes: info@leninisstillaround.com

Wenn es nach mir ginge, dann würde ich die 
Gauck-Birthler-Jahn-Behörde sofort auflösen. Ein 
Hauptgrund: die Verschwendung von Steuergel-
dern. Den Nutzen haben nur bestimmte politische 
Parteien. Bei der Betrachtung dieser enormen 
Mittelvergeudung komme ich als Niederbayer 
zwangsläufig auf den Gedanken: Wie lief denn das 
eigentlich bei der Aufklärung der Naziverbrechen 
in der BRD? 
In den 13 Jahren, in denen ich die Schule besuchte, 
kam mir kein einziger Zeitzeuge zu Gesicht, der 
uns irgend etwas über die Greueltaten zu Zeiten 
des 3. Reiches erzählt hätte. Die Geschichtslehrer 
waren stumm wie die Fische. Im Gegenteil: Mit den 
Altnazi-Paukern wurden in unserem Klassenzimmer 
so manche Schlachten des Zweiten Weltkriegs 
nachträglich noch einmal geschlagen.

Johann Weber, Ruhstorf (Niederbayern)

Das Novemberheft hat mir wieder sehr gut gefallen. 
Großartig sind mindestens zwei ganz gegensätz-
liche Veröffentlichungen. Arno Funke hat sich 
mit seiner Karikatur über den „Sicheren Osten“ 
wieder einmal selbst übertroffen! Grandios, diese 
satirische Lachnummer!
Das ganze Gegenteil beinhaltet der Artikel über Ernst 
Puchmüller. Kein Wort vermag auszudrücken, wie 
bewundernswert dieser Mensch ist. Er selbst hob 
sich empor aus tragischstem Leben, was anderen 
Mut und Kraft geben kann, jeder Misere, jedem 
Unglück zu widerstehen und sie zu überstehen. Sein 
Gedicht „Mein Schwur“ gibt Zeugnis von seiner 
Standhaftigkeit, kommunistischem Denken und 
seinen großen Idealen. Nicht zu vergessen seine 
schon an ein Wunder grenzende Tapferkeit, wenn 
man bedenkt, an welchem Ort und in welcher Zeit 
er es schrieb. Barbara Ludwig, Berlin

Mit Freude habe ich den November-“RotFuchs“ – die 
immer anspruchsvolle Tribüne – erhalten. Gisela 
Steineckerts Beitrag „Hand aufs Herz“ hat mich 
dazu angeregt, meine Gedanken aufzuschreiben. 
Mir steigt die Zornesröte ins Gesicht, wenn man die 
zunehmend neonazistischen und ausländerfeind-
lichen Hetzparolen bei gewissen Demonstrationen 
am Bildschirm zur Kenntnis nehmen muß. Oft artet 
es in Gewalt aus, was mich aber nicht wundert. 
Solche Haltungen werden doch durch die Medien, 
z. B. durch „Dokumentationen“ über Hitler und 
dessen Schergen, ganz bewußt ausgelöst. Ich 
meine hier den Schwindel bei Phoenix wie „Hitlers 
Reich“ und „Hitlers Generäle“ sowie die geplante 
Neuausgabe des Machwerkes „Mein Kampf“. Als 
jüngstes Beispiel steht mir der neue Film „Er ist 
wieder da“ vor Augen. Ich halte das für unerträglich!

Siegfried Tietz, Altenberg/Sa. 

Im Oktober-„RotFuchs“ benutzt Klaus Steiniger 
in seinem Leitartikel „Kein Anschluß unter dieser 
Nummer“ das Wortbild „einer sich im Verlauf von 
Jahrzehnten sukzessiv zersetzenden Sowjetunion“. 
Das zähle – neben inneren Gründen – zu den 

„äußeren Faktoren“, welche zum Untergang der 
DDR geführt hätten. Ich hege keinen Zweifel, daß 
die Ereignisse in der UdSSR sogar die primären 
oder maßgebenden Gründe dafür waren, daß es mit 
der DDR zu Ende ging, war doch deren Preisgabe 
der wichtigste Faktor am Beginn der total verän-
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derten Deutschlandpolitik der neuen sowjetischen 
Führung. Das gilt bis heute. Handelte es sich aber 
um das „logische Ende einer innersowjetischen 
Zersetzung“? Hier beginnt meines Erachtens die 
Kritik zu früh. 
Ich würde eher von einem Staat mit wachsenden 
Schwierigkeiten bei der Bewältigung bestimmter 
Probleme sprechen. Bei Konterrevolutionen in der 
Geschichte, was auch auf die Sowjetunion zutrifft, 
müssen wir uns auch deren Logik erschließen, 
nicht nur jene von Revolutionen. Das würde uns 
vielleicht etwas erhabener gegenüber den Fragen 
von „Untergang“ und „Ende“ machen.

Hermann Jacobs, Berlin

Am 8. November haben wir in Magdeburg schöne 
Stunden mit Gisela Steineckert und Jürgen Walter 
erlebt. Ich wünsche beiden auf diesem Weg alles 
Gute und uns vor allem noch viele bemerkenswerte 
Beiträge von Gisela im „RotFuchs“. Mögen auch 
immer mehr RF-Leser einen gemeinsamen Auftritt 
der beiden Künstler genießen. Er frischt Geist und 
Zuversicht auf und vermittelt zugleich die Hoffnung 
auf eine bessere Welt.
P. S.: Die von mir gelesenen „RotFüchse“ kommen 
fast alle als Lektüre in den Saunabereich der Schö-
nebecker Salztherme. Ich konnte bereits feststellen, 
daß sich auch hier Interessenten fanden.

Harald Grünbeck, Magdeburg

Das Interview mit Margot Honecker, das in der jW 
veröffentlicht wurde, habe ich geradezu verschlun-
gen. Dort ist noch nicht einmal im ausreichenden 
Maße von Margots eigener und der Leistung ihrer 
Mitarbeiter die Rede, die fortschrittlichste Schul-
politik der deutschen Geschichte verwirklicht zu 
haben. Ziehen wir doch einmal die Zeit nach 1945 
in Betracht, als Neulehrer den Anfang gestalten 
mußten und Blume bisweilen mit „h“ geschrieben 
wurde. Daraus entwickelte sich das wohl modernste 
Schulwesen Europas. Finnland profitiert bis heute 
davon. Auch in diesem Zusammenhang will ich 
erwähnen, daß ich der DDR immer noch etwas 
schulde, finanzierte sie doch nicht nur meinen 
Schulbesuch an der POS und der EOS, sondern 
auch mein Studium. Leider konnte ich es ihr nicht 
mehr zurückgeben, denn es nahte bereits der 
Herbst 1989! Andreas Lässig, Waldheim

Unlängst veröffentlichte die „junge Welt“ das dop-
pelseitige Interview Margot Honeckers mit einem 
griechischen Journalisten. Ich gehe davon aus, 
daß es auch viele RF-Bezieher gelesen haben. Die 
Antworten der DDR-Volksbildungsministerin stellen 
eine Analyse vom Standpunkt der Arbeiterklasse 
dar und dokumentieren die geschichtliche Wahrheit. 
Dieses Interview gehört zur humanistischen Bildung 
und müßte in die Aufarbeitung der DDR-Geschichte 
und der europäischen Nachkriegschronik Eingang 
finden. E. Rasmus, Berlin

Den Menschen unterscheidet von anderen Lebe-
wesen, daß er denkt, spricht und arbeitet. Sein 
Wirken zur Veränderung der Natur ist für ihn eine 
Lebensnotwendigkeit und seine Existenzgrundlage. 
Die Arbeit in der Rüstungsindustrie dient nicht 
dieser Bedürfnisbefriedigung. Hier werden Dinge 
hergestellt, die der Vernichtung dessen dienen, was 
der Mensch geschaffen hat. Sie führen letztlich zu 
seiner eigenen Vernichtung.
Im Kapitalismus gibt es antagonistische (unüber-
brückbare) Widersprüche zwischen den Klassen. Sie 
sind durch das Streben der Produktionsmittel- und 
Kapitaleigner nach Maximalprofit bedingt. Auch für 
das derzeitige Flüchtlingsproblem ist der Kapitalis-
mus die Grundursache. Es gilt den Zusammenhang 
zwischen der Massenflucht von Menschen und der 
kapitalistischen Produktionsweise aufzudecken. 
Zugleich ist es selbstverständlich unsere Pflicht, 
Menschen in Not zu helfen.

Gerda Huberty, Neundorf

Überall in der BRD gibt es Bürger, die angesichts 
der hohen Zahl von Flüchtlingen und Asylbewerbern 
aus unterschiedlichen Motivationen nicht gerade 
sachlich und fair diskutieren. Mein Zorn richtet sich 
keineswegs gegen Menschen, die aus nachvoll-
ziehbaren Gründen ihre Heimat verlassen haben. 
Er gilt vielmehr den Ursachen und Verursachern 
dieser Massenflucht. Kriege und blutige Konflikte 
fallen nicht vom Himmel, sondern sind beweisbar 
organisiert. Jeder weiß, daß heute die USA und 
die NATO überall dahinterstecken. Die dort Regie-
renden und deren Vasallen haben die Kriege vom 
Zaun gebrochen und sind bemüht, anderen deren 
angebliche Legitimität einzureden. Die BRD sitzt 
mit in diesem Boot.
Ich habe die Länder nicht gezählt, in denen – nach 
dem als „deutsche Einheit“ ausgegebenen Anschluß 
der DDR an die BRD – Angehörige der Bundeswehr 
im Einsatz sind. Und ich vermag auch die Span-
nungs- und Krisengebiete nicht alle zu benennen, 
in die modernste BRD-Rüstungsgüter geliefert 
werden. Für deren Export aber zeichnet im Kabinett 
Merkel Vizekanzler Gabriel (SPD) verantwortlich. 
Unterstützenswerte deutsche Politik müßte in 
erster Linie friedensstiftend und stabilisierend sein. 
Aus diesem Grunde sollte die Bundesregierung 
auch ihre derzeitige Haltung gegenüber Rußland 
schnellstens korrigieren.

Horst Franzkowiak, Hoyerswerda

Die neue Internetseite des RF wirkt modern und 
macht einen sehr aktuellen Eindruck!
Noch ein Tip: Bitte ein Pulldown zur Weltchronik 
einfügen! Tatsächlich ist es nötig, daß wir die Mensch-
heitsgeschichte in groben Zügen und aus unserer 
Sicht auf dieser Website darstellen. Warum? Weil 
heute kompetente linke Historiker und Zeitzeugen 
noch daran mitarbeiten könnten.
 Torsten Scharmann, Berlin

Alle Flüchtlinge, die bei uns ankommen, haben 
unabhängig von Herkunft und kultureller Identität 
ein gleiches Recht auf Asyl in diesem Land. Sie 
sollten aber – aus meiner Sicht – auch die Pflicht 
haben, nach Beendigung der kriegerischen Ausein-
andersetzungen ihr zerstörtes Heimatland wieder 
mit aufzubauen.  Gerd Kmoch, Aachen

Ich möchte mich dafür bedanken, daß mir mit dem 
Beitrag Prof. Dr. Horst Schneiders im November-
RF überzeugende Argumente zur Flüchtlingsfrage 
vermittelt wurden.  Hans Wolf, Cottbus 

Aus der „jungen Welt“ erfuhr ich, daß es endlich 
einen Jürgen-Kuczynski-Park in Berlin gibt. Beim 
Studium des 1955 erschienenen Werkes aus der 
Feder von J. K. „Die Geschichte der Lage der Arbeiter 
in Deutschland/Westdeutschland seit 1945“ stellte 
sich mir der Bezug zum „RotFuchs“ her: „Auch nach 
dem 8. Mai 1945 wurde Niedersachsen von Nazis 
regiert / Kopf einer braunen Schlange“ stand im 
RF vom März 2014. Meine Grüße gehen an Jobst-
Heinrich Müller aus Lüneburg, den Verfasser des 
aufschlußreichen Artikels.
Jetzt las ich im RF den Beitrag „Wie der Mythos 
von der ‚freiheitlich-demokratischen Grundordnung‘ 
zerstört wurde / Adenauers Jagd auf die unter Hitler 
Gejagten“ aus der Feder von Joachim Augustin aus 
Bockhorn in Friesland.
Zu den unter Hitler und später Gejagten gehörte auch 
meine Familie. Der „rote Faden“ ihrer Geschichte ist 
mit dem „RotFuchs“ und der jW verknüpft. Es stellt 
für mich eine große Erleichterung dar, fundiertes 
Hintergrundwissen durch unsere Publikationen 
zu erhalten. 
Noch eine rhetorische Frage: Was wäre mit uns 
geschehen, wenn wir nicht vom Faschismus befreit 
worden wären? Massenmorde noch kurz vor Kriegs-
ende sollten ja den Aufbau eines antifaschistischen 
Deutschland erschweren.

Edwin Wesemann, Hannover

Unlängst las ich ein Interview mit einem Reise-
journalisten. Dabei ging es um die Frage, welche 

Ziele 2016 am meisten ins Auge gefaßt würden. 
Klassiker seien nach wie vor die Kanarischen Inseln 
und Mallorca, sagte der Kenner dieser Materie. Er 
fügte hinzu: „Doch schon gleich danach kommt 
Kuba ... Viele wollen dorthin, bevor sich durch die 
politische Annäherung an die USA das Gesicht der 
Karibik-Inseln ändert.“
Das erinnert mich an den zwielichtigen Egon Bahr, 
der in seinen jüngeren Jahren zu den aggressivsten 
Kalten Kriegern gehörte – besonders als RIAS-
Chefredakteur am 17. Juni 1953. Seine Strategie 
zielte auf die Unterwanderung der sozialistischen 
Staaten und vor allem der DDR ab. Mit „Wandel 
durch Annäherung“ oder „In der Umarmung erwür-
gen“ beschrieb er damals das Ziel allen Handelns.
Sehe ich da im Hinblick auf Kuba vielleicht zu schwarz? 
Schön wäre es, wenn es für meine Befürchtungen 
keinen Grund gäbe. Dieter Bartsch, Berlin

Im Rahmen der vielen „Neu-Deutschland-Jubiläen“ 
erfuhren/erfahren wir in den Medien unendlich viel 
und durchweg Schlimmes über die DDR. Da wäre 
es doch zur Abwechslung mal recht interessant, 
wenn sich Leser in der April-Ausgabe des RF an 
ein ganz besonderes Jubiläum erinnern würden: Ab  
9. April 1966 gab es bei uns im 14tägigen Rhythmus 
den arbeitsfreien Sonnabend als Start zur darauf 
folgenden Fünf-Tage-Arbeitswoche. Ich war da noch 
ein „junger Spund“, aber ich kann mir gut vorstellen, 
welche Erleichterung das mit sich brachte. Dabei 
wäre auch erwähnenswert, daß sich viele Werktätige 
zuvor überlegt hatten, wie gesichert werden könne, 
daß die DDR-Volkswirtschaft dennoch gestärkt werde. 
Ich bin gespannt, ob den „RotFuchs“ Zuschriften 
zu dieser Thematik erreichen.

Hans-Ulrich Tittler, Berlin
P. S. Bei der Bearbeitung der Zuschrift Hans-Ulrich 
Tittlers, die im November-RF erschien, unterliefen 
der Redaktion zwei Fehler: Die DDR-Fahne mit 
Hammer, Sichel und Ährenkranz existierte erst ab 
1959 und nicht bereits 1949, als für beide deutsche 
Staaten noch die Farben schwarz-rot-gold galten. 
Durch Kürzungen ist der wichtige Hinweis des 
Autors zur Bezugsmöglichkeit der politisch auf-
schlußgebenden Schrift von Hasso Hettrich, die 
seiner eigenen Meinungsäußerung zugrunde lag, 
entfallen. Sie kann beim Verein für Sport und 
Gesellschaft e. V. (hasso.hettrich@ewetel.net) 
oder unter der Telefonnummer 033/4 37 94 73 für 
5 Euro inkl. Porto bestellt werden.

Der Mannschaft des RF herzliche Grüße und ein 
großes Dankeschön, daß sie sich so für unsere 
gute Sache engagiert. Ihr habt für ein Bündnis der 
linken Kräfte in unserem Land und auch anderswo 
in der Welt viel getan.
Zum Jahresausklang sprach bei uns der Historiker 
Prof. Götz Dieckmann über einige Aspekte des 
bedeutsamen Lenin-Werkes „Der ,linke‘ Radikalismus, 
die Kinderkrankheit im Kommunismus“. 
Einen besonderen Platz nahm die Verantwortung 
der Linkskräfte im Widerstand gegen die faschi-
stische Gefahr in Deutschland und in Europa ein. 
Sie ist zu groß, um ständig das Trennende in den 
Vordergrund zu stellen. Deshalb bedaure ich, daß 
im Beschluß der 8. Mitgliederversammlung des 
RF-Fördervereins am 24. Oktober die Partei Die 
Linke in ihrer Gesamtheit nicht einbezogen wird. 
Nur Filetstücke wie die AKL oder die KPF wurden 
im Bündnis akzeptiert. 
Ich bin mir dessen gewiß, daß auch die „Rot-
Füchse“ ein offenes Herz für Menschen besitzen, 
die in bezug auf die wichtigsten Anliegen unserer 
Zeit übereinstimmen. 

Oberst a. D.  Hans Linke, Suhl

Was ich eigentlich nicht für möglich gehalten hätte, 
ist doch eingetreten. Obwohl mein Beitrag zum 
Sonderparteitag im Oktober-RF nur mit Name 
und Wohnort gezeichnet war, habe ich viel Post 
bekommen. „So deutlich und vernünftig hat auch 
im RF noch niemand zu diesem Ereignis Fragen 
gestellt“, schrieb einer. Und ein anderer meinte: „Die 
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heutigen Führer der Partei Die Linke überzeugen 
leider auch nicht.“ Und auf einem Briefumschlag 
stand statt des Absenders nur: „Herr Steiniger 
ist ein Kämpfertyp. Sie wohl auch. Bleiben Sie 
beide weiter so fit!“
P.S.: Bisher habe ich 100 Euro im Jahr überwiesen. 
Da ich jetzt Mitglied des Fördervereins bin, werde 
ich Euch fortan 150 Euro zukommen lassen.

Klaus Glaser, Schwarzenberg

Besten Dank für den November-RF, der wie immer 
sehnsüchtig erwartet wurde und wieder sehr inter-
essant ist. Wenn ich Manfred Loweys Zuschrift 
richtig verstanden habe, hält er den ehemaligen 
VW-Chef Winterkorn an dem ganzen Chaos für 
unschuldig. Wer glaubt denn so etwas? Der Wolf 
im Schafspelz mit 14 oder gar 16 Millionen Euro 
Jahreseinkommen plus diversen Vergünstigungen 
sägt sich selbst den Ast ab? Im Ergebnis hat er 
das natürlich getan. Die Gier und die Gewißheit, 
daß es alle so machen, läßt locker solche für einen 
Normaldenkenden unmöglichen Manipulationen 
gedeihen. Politiker und das von Lobbyisten 
durchsetzte zuständige Bundesamt haben dabei 
Rückendeckung gegeben.
Wie im November-RF richtig bemerkt wird, hatte 
die überseeische Konkurrenz ihre schmutzigen 
Hände im Spiel und ließ die Bombe explodieren. 
Wer zu stark wird, den muß man eben bremsen. 
Im Kapitalismus ist das gang und gäbe, nicht nur 
in der Wirtschaft, sondern auch in der Politik. Und 
es hat doch famos geklappt. Wen interessieren da 
die Menschen in der Produktion?
Ich möchte keine Eulen nach Athen tragen, wenn 
ich daran erinnere, daß schon unsere Klassiker 
festgestellt haben, das Kapital gehe in der Jagd 
nach Profit über Leichen.  Fritz Dost, Leipzig

Ich bin 80 und alleinstehend. Mein größtes Hobby 
war zeitlebens das Reisen. Ich hielt dabei vieles 
mit der Kamera fest. 
Heute bin ich froh, als DDR-Bürger die soziali-
stischen Länder kennengelernt zu haben, denn 
ich kann mit Maxim Gorki sagen: Reisen ist die 
Hochschule des Lebens. Dadurch bin ich zwar kein 
Akademiker geworden, habe aber zur Auffrischung 
von Erinnerungen immer wieder meine Berichte 
zur Hand nehmen können.
Im Alter lassen die Kräfte zwangsläufig nach, ist 
man doch ein Teil der Natur. Dennoch tut es mir 
nach wie vor gut, im dialektischen Materialismus 
die richtige Weltanschauung gefunden zu haben.

Karlheinz Oehme, Döbeln

Der Artikel Klaus Glasers „Niemandsland Schwar-
zenberg“ im November-RF inspiriert mich zu diesen 
Zeilen. Ich wurde 1931 in Erla-Crandorf – heute 
ist es ein Ortsteil von Schwarzenberg – geboren. 
Da Vater neun Jahre arbeitslos war, mußte Mut-
ter für unseren bescheidenen Unterhalt sorgen. 
Fürs Schuften bei mehreren Bauern, das mit 
Kartoffellegen und Rübenpflanzen begann und 
erst mit der Rübenernte endete, fand man sie mit 
Einkellerungskartoffeln und hin und wieder einem 
Vierpfundbrot ab. Soweit ich zurückdenken kann, 
herrschte bei uns Hunger. Nach Hitlers „Macht-
ergreifung“ kam mein kommunistischer Vater erst 
einmal ins KZ. 1945 war er dann Mitinitiator eines 
Antifa-Aktionsausschusses, dem vier KPD-Mitglieder 
und vier SPD-Genossen angehörten. Mich wählte 
man 1948 zum Sekretär der FDJ-Wohngruppe – 
eine Funktion, die ich ausübte, bis ich 1950 in die 
Volkspolizei eintrat.

Manfred Schwallmann, Schwarzenberg

Mit Interesse habe ich Klaus Glasers Beitrag über 
Schwarzenberg gelesen. In der Erzgebirgsstadt 
Aue – nur wenige Kilometer von Schwarzenberg 
entfernt, endete erst im November ein „Politstreit“ 
zum 8. Mai. Dabei ging es um die Frage: Befrei-
ung oder Besetzung? Unser Stadtoberhaupt ist 
der Meinung, das Ziel der Alliierten sei nicht die 
Befreiung, sondern der Sieg über Deutschland 
gewesen. Der Terminus „Befreiung“ sei ein 

Produkt der DDR-Propaganda. Den Tag, der das 
Ende eines verbrecherischen Eroberungskrieges 
der deutschen Faschisten markiert, die halb 
Europa verwüsteten und drauf und dran waren, 
die ganze Welt in Schutt und Asche zu legen, 
historisch herabzuwürdigen und als Bestandteil 
einer neuen großmachtdeutschen Sprachre-
gelung verkaufen zu wollen – dazu fehlen mir 
einfach die Worte. Auf solches „Deutschtum“ 
einmal mehr stolz zu sein, wie sich das derzeit 
allenthalben manifestiert und artikuliert, muß 
mehr als erschrecken! Die das tun, nehmen Hitler 
nur eines krumm: daß er den Krieg verloren hat. 
Alles andere – einschließlich Völkermord und 
Judenverfolgung – war ja in Ordnung!
Der Streit um den 8. Mai zeigt unverhüllt, wie 
nicht nur in rechtesten Kreisen das Kriegs-
ende als schmähliche Folge des Sieges von 
Besatzern, vornehmlich Russen, nachträglich 
entstellt wird. Roland Winkler, Aue

Es ist das Verdienst Klaus Glasers, mit seinem RF-
Artikel „Niemandsland Schwarzenberg“ erneut das 
Geschehen um die 1945 unbesetzte Amtshauptmann-
schaft, wo Antifaschisten verschiedener Herkunft 
die entmachteten und geschlagenen Nazianhänger 
aus ihren Ämtern jagten, in das Bewußtsein der 
Leser gerückt zu haben. Die damaligen Akteure 
handelten aus dem Bewußtsein ihrer Verantwor-
tung für die Bevölkerung, ohne jede Weisung oder 
Verbindung von und zu den Besatzungsmächten 
oder Parteioberen. Sie taten das im Sinne des 
notwendigen antifaschistischen Neubeginns, wie 
später die DDR-Geschichtsschreibung nachwies. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die 
Examensarbeit von Werner Groß hinweisen, mit 
dem ich bis 1957 an der Leipziger Karl-Marx-
Universität studiert habe. Er stützte sich ebenfalls 
auf Aussagen damals noch lebender Zeitzeugen 

– sehr im Unterschied zu dem Autor Stefan Heym. 
Die als Broschüre erschienene Arbeit von Werner 
Groß, der später an der Parteihochschule „Karl 
Marx“ wirkte, setzte den damaligen Akteuren 
ein Denkmal. 
Nebenbei bemerkt: Zu den Maßnahmen der 
Schwarzenberger Antifaschisten gehörte auch, 
den selbstherrlichen Nazigauleiter von Sach-
sen, Martin Mutzschmann, in seinem Versteck 
aufgespürt und der öffentlichen Verachtung der 
Schwarzenberger ausgeliefert zu haben.  

Dr. Werner Knoll, Berlin

Die Berliner SPD braucht für die bevorste-
hende Wahl zum Abgeordnetenhaus dringend 
eine positive Nachricht. Die Riesenschlappe, 
weder einen Flughafen bauen noch eine 
tausendfache Zuwanderung von „Außereuro-
päischen“ zivilisiert gestalten zu können, soll 
mit der Ankündigung: „Nun wird aber alles 
besser!“ vergessen gemacht werden. Diese 
Ankündigung betrif f t die „Berliner Energie-
partnerschaft“ des Regierenden Bürgermei-
sters Michael Müller (SPD) und ist natürlich 
ein „Kompromiß“ mit dem Koalitionspartner 
CDU. Müller kündigte am 10. November 
vor der Presse an, das Land Berlin wolle   
künftig 51 % einer gar nicht bestehenden 

„Netzgesellschaft Berlin“ der Berliner Gas-
werke Aktiengesellschaft GASAG (im Besitz 
von E.ON, Düsseldor f, VATTENFALL AB, 
Stockholm und der ENGIE S.A. Courbevoie, 
Paris) sowie 25,1 % der bestehenden Gesell-
schaft Gasnetze Berlin-Brandenburg (NBB) 
erwerben. Hinsichtl ich des Stromnetzes, 
das derzeit VATTENFALL zu 100 % betreibt, 
ist ein 50%iger Einstieg vorgesehen. Bei der 
Wärmeversorgung Berlins, die ebenfalls von 
VATTENFALL als Konzessionär betrieben wird 
und deren Sachanlagen etwa das Dreifache an 

„Ertragswert“ der Strom- und Gasversorgung 
ausmachen, soll sich an den Eigentumsver-
hältnissen jedoch nichts ändern.
Das „Netzkleid“ von Landeskaiser Müller weist 
grobe Webfehler und rißverdächtige Stellen auf. Man 

könnte auch sagen: „Der Kaiser hat ja gar nichts 
an!“ Aber das traut man sich ja nur im Märchen.

Dr. Hermann Wollner, Berlin

Solange Die Linke den Friedenskampf als Kriegsgegner 
nicht aufgegeben hat, sollte es trotz der Kritik am 
prokapitalistischen Regierungsbeteiligungsstreben 
einiger ihrer Spitzenfunktionäre klar sein, daß sie 
unbedingt zur Friedensfront gehört. Aus meiner Sicht 
zeigt sich eine alte Schwäche der Linkskräfte darin, 
daß Intoleranz, Rechthaberei, Engstirnigkeit, das 
Kochen des eigenen Süppchens sowie ultralinke 
Eskapaden, die nur Schaden anrichten, leider immer 
wieder zu bemerken sind.
Prof. Dr. Herbert Meißner fragte rhetorisch: „Sollte 
die Orientierung nicht dahin gehen, daß alle kon-
sequent linken Kräfte, ungeachtet ihrer jeweiligen 
organisatorischen Verfaßtheit in Grundfragen 
unserer Zeit, vor allem bei der Friedenssicherung 
und im antifaschistischen Kampf, ein Höchstmaß 
gemeinsamer Aktionen entwickeln?“ 

Gert Thiede, Suhl

In dem Artikel von Marianne Walz im November-RF 
wird Erich Weinert das „Lied vom kleinen Trompeter“ 
zugeschrieben. Das aber stimmt so nicht, obwohl 
diese Meinung bis heute immer wieder kolportiert 
wird. Die Urfassung des Liedes stammt von Viktor 
Gorski (Text) und Thomas Hagedorn (Melodie). Es 
entstand 1915 und besingt den Tod ihres im Ersten 
Weltkrieg gefallenen Kameraden, des Signal-
Trompeters Gustav Ulbach. Damals hieß es im Text: 
„... unser kleiner Trompeter, ein jung’ Husarenblut“. 
Zehn Jahre später wurde das Lied von Kommunisten 
umgedichtet und ihrem Kampfgefährten Fritz Wei-
neck gewidmet, einem Hornisten im Spielmannszug, 
der im März 1925 durch den Schuß eines Polizisten 
starb: „... ein lustiges Rotgardistenblut“, hieß es nun. 
In den 30er Jahren mißbrauchten dann die Nazis 
das Lied, um den Tod ihres Protagonisten Horst 
Wessel zu besingen. 
Ein Wort zu mir selbst: Ich gehöre dem hiesigen 
Kreisvorstand der Partei Die Linke an.

Dr. Uta Sändig, Brandenburg an der Havel

In der DDR gelebt zu haben, war ein großes Glück! 
Ihr verdanke ich meine Entwicklung vom Elektriker 
über den Ingenieur für Polygraphie bis zum an 
der Berliner Humboldt-Universität ausgebildeten 
Diplomkriminalisten. 38 Jahre war ich Leiter der 
operativen Technik der Verwaltung Aufklärung 
der Nationalen Volksarmee, ohne auch nur einen 
einzigen Kundschafter wegen schlechter Technik 
in Schwierigkeiten gebracht zu haben. 
Danke für Euer tolles Blatt, mit dem ich meine 
Heimat wiedergefunden habe.

Oberst a. D.  Werner Gericke, Berlin

Seit Jahren lese ich den „RotFuchs“, und immer 
schon hat es mich in den Fingern gejuckt, mich 
selbst einmal zu äußern. Vieles im RF, vor allem aber 
der feste Klassenstandpunkt, der einzige verläßliche 
Kompaß in Zeiten überfließender Informationen 
und Desorientierungsmaschinerien, beeindruckt, 
bestärkt, tröstet mich und läßt mich immer wieder 
kritisch vieles selbst hinterfragen. Mit manchem, 
was dort an Undifferenziertem steht, ganz über-
wiegend meist als persönliche Meinung, vermag 
ich nur kritisch umzugehen, doch das meiste ist 
wichtig, informativ, lehrreich und ... eben von uns!

Alex Volkmann, Güstrow

Bei der Auswertung der Dezemberausgabe des RF 
ist mir der Artikel von Horst Nörenberger beson-
ders aufgefallen. In wenigen Sätzen, aber klar und 
verständlich, hat er die Ursachen des Scheiterns 
des Sozialismus dargelegt. Der Artikel ist so 
verfaßt, daß er vielseitig als Argumentationshilfe 
eingesetzt werden kann.
Jedoch bin ich der Ansicht, daß wir dieses Thema 
inzwischen ausreichend behandelt haben. Wir 
sollten jetzt mehr nach vorne blicken. Wie wir 
früher sagten: „Sachlich, kritisch, optimistisch.“

Gerhard Kabelitz, Magdeburg
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Redaktionsschluß für die übernächste 
Ausgabe ist der 20. eines Monats.

Am 16. Januar um 10 Uhr spricht 
der NATO-Experte Oberst a. D.  Karl 
Rehbaum auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Dresden in der 
„Drogenmühle“ Heidenau, Dresdner 
Straße 26, über das Thema:

Waffenexporte erzeugen  
Flüchtlingsströme

Am 13. Januar um 18 Uhr spricht der 
Vorsitzende des RF-Fördervereins und 
jW-Chefredakteur Dr. Arnold Schölzel auf 
einer Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Berlin-Lichtenberg in der KULTschule, 
Sewanstraße 43, über das Thema

Sie lügen wie gedruckt.  
Wir drucken wie sie lügen

Am 21. Januar um 15 Uhr sprechen die 
Experten für Islam und Christentum Edda 
und Karl-Helmut Lechner, Norderstedt, auf 
einer Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Rostock im Mehrgenerationenhaus Evershagen, 
Maxim-Gorki-Straße 52, über das Thema

Religiöser Fanatismus gestern und heute
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